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Der BHKS-Almanach erscheint
2003 zum dritten Mal. In seiner
vergleichsweise kurzen Lebens-
spanne hat er sich zu einem re-
spektierten und beliebten Publi-
kationsinstrument der Branche
Gebäudetechnik entwickelt. Auf
Messen, zu besonderen Anlässen
oder zur Kundenakquisition wird
er gern und häufig als ein Beleg
für die Lebendigkeit und den
Einfallsreichtum einer Branche
verwendet, die wie kaum eine
zweite im Mittelpunkt der gesell-
schaftspolitischen Ziele Energie-
einsparung und Umweltschutz
steht. 

Ziel des „BHKS-Almanach“ ist
es, einer interessierten Öffent-
lichkeit darzustellen, um welche
Themen die Diskussionen der
Branche im Verlaufe eines Jahres
kreisten. Es sollten demgemäß
mehr Fachfragen als Einrichtun-
gen oder Personen in den Vorder-
grund gestellt werden.

Da die Branche „Gebäudetech-
nik“ sich wohltuend von anderen
Wirtschaftszweigen durch das
hohe Maß an technologischen
Erfahrungen auszeichnet, stehen
technologische bedeutsame
Themen in der ersten Linie der
Darstellung. Allerdings ist die
Technik des Faches eingebettet
in den ökonomischen Gesamt-
zusammenhang, nicht nur auf
nationaler Ebene, sondern in
einem ständig steigenden Maße
auch auf europäischer Ebene.
Daher darf auch die Beschäfti-
gung mit den Gebieten Recht,
Betriebs-, Volks- und Europa-

wirtschaft nicht fehlen. Man mag
über die Gewichtung der einzel-
nen Berichtsfelder zueinander
unterschiedlicher Auffassung
sein. Wichtig ist, dass das
Gesamtbild eines unverändert
faszinierenden Wirtschaftszwei-
ges alle wichtigen Farben ent-
hält.

Die Redaktion des „BHKS-
Almanach“ lag, wie stets, in den
Händen von Anne Burkard, der
wir für die geleistete Arbeit
danken. �
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Die Bestrebungen des BHKS
die Akzeptanz der Rohrleitungs-
bescheinigung Fernwärme bei
den Versorgungsunternehmen
deutlich zu erhöhen, sind durch
den Abschluss einer erfolgrei-
chen Zusammenarbeit von
AGFW – Arbeitsgemeinschaft
Fernwärme, BHKS und DVGW
erfüllt worden.

Die AGFW - als Vereinigung al-
ler Fernwärme-Versorgungsun-
ternehmen in Deutschland – hat,
basierend auf der 1992 erstellten
BHKS-Rohrleitungsbescheini-
gung Fernwärme, das Arbeits-
blatt FW 601 „Qualifikationskri-
terien für Rohrleitungsbauunter-
nehmen“ herausgegeben, wel-
ches nun die Grundlage der
zukünftigen Zertifizierung von
Rohrleitungsbauunternehmen
im Fernwärmebereich bildet. 

Dass die Bestrebungen des
BHKS mittlerweile von Erfolg ge-
krönt sind, zeigen die öffentli-
chen Fernwärmeversorger mit

ihrer einheitlichen Nachweisfor-
derung der Zertifizierung nach
AGFW-Arbeitsblatt FW 601 von
den für sie tätigen Rohrleitungs-
bauunternehmen. Der BHKS hat
mit Erscheinen des AGFW-Ar-
beitsblattes FW 601 seine eigene
Rohrleitungsbaubescheinigung
Fernwärme zurückgezogen und
zertifiziert seit dem 01.01.2003
Rohrleitungsbauunternehmen
nur nach den Maßgaben des Ar-
beitsblattes FW 601. Weiterhin ist
er der Anforderung der eigenen
Akkreditierung als Zertifizierer
aus dem Arbeitsblatt nachge-
kommen. Der BHKS hat sich Mit-
te des Jahres 2002 durch die TÜV
Management Systems GmbH er-
folgreich nach DIN EN 45012 ak-
kreditieren lassen.

Im AGFW-Arbeitsblatt FW 601
sind alle Vorgaben, Verfahrens-
anweisungen, Leitlinien und die
Geschäftsordnung zur Zertifizie-
rung von Rohrleitungsbauunter-
nehmen im Bereich Fernwärme,
basierend auf der BHKS-Rohrlei-
tungsbescheinigung, geregelt.
Lediglich die Einteilung der
Gruppen, FW 1, FW 2 oder FW 3,
orientiert sich an der Gliederung
des DVGW Regelwerks GW 301.

Die bis dahin beim BHKS gelis-
teten und im Rahmen der Gültig-
keitsdauer der Rohrleitungsbe-
scheinigung überwachten Un-
ternehmen konnten ohne zu-
sätzliche  Prüfungen oder Nach-
qualifikationen direkt in die neue
Zertifizierung umgeschrieben
werden. Bei anderen am Markt
existierenden  Rohrleitungsbe-
scheinigungen oder Zertifikaten
ist das nicht ohne weiteres oder
nur mit Zusatzprüfungen mög-
lich, wie die Tabelle 1 aus der

Leitlinie 4 zum AGFW-Arbeits-
blatt FW 601 zeigt.

Die Fernwärme-Versorgungs-
unternehmen können  ihrer Auf-
gabe einer qualitätsgerechten
Überwachung nur nachkom-
men, wenn sie für die notwendi-
gen Ausführungsarbeiten im
Rohrleitungsbau Fernwärme
qualifizierte Unternehmen ein-
setzen. Dies gilt insbesondere im
Hinblick auf die europäische
Harmonisierung, da hier immer
mehr europäische Unternehmen
mit sehr guten Kenntnissen auf
den deutschen Markt drängen.
Eine fachlich und technisch
hochwertige Qualifikation ist
aber nur dann nachprüfbar ge-
währleistet, wenn das Rohrlei-
tungsbauunternehmen eine Be-
scheinigung nach AGFW Arbeits-
blatt FW 601 vorweisen kann.

Aus Sicht eines Zertifizierers,
wie dem BHKS, ist mit einem Ver-
fahren zur Überprüfung der
fachlichen Eignung, wie im
AGFW Arbeitsblatt FW 601 fest-
gelegt, eine objektive Grundlage
für europäische Rohrleitungs-
bauunternehmen geschaffen
worden, um am Wettbewerb an
der  Auftragserteilung teilzuneh-
men. Gleichzeitig erhalten die
sich bewerbenden Rohrleitungs-
bauunternehmen eine diskrimi-
nierungsfreie Beurteilung durch
die auftraggebenden Fernwär-
me-Versorgungsunternehmen,
erreichen durch den zertifizier-
ten Nachweis ihrer Qualifikation
ein hohes Vertrauen bei den Ver-
sorgern und stärken damit ihre
Position im Wettbewerb. Für die
qualifizierten Unternehmen sin-
ken  zudem auch die Kosten für
langwierige Nachweise über aus-
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Rohrleitungsbescheinigung für
Rohrleitungsbauunternehmen
im Bereich Fernwärme

Dipl.-Ing. Uwe Fröhlich, Technischer

Referent im BHKS



Herausragende Kompetenz und Qualität auf höchstem Niveau – nicht umsonst ist KME Tube Systems 

die Nummer 1 im europäischen Kupferrohrmarkt. Die hochwertigen Markenkupferrohre eignen sich für jede 

Anwendung und zeichnen sich durch optimale Eigenschaften aus – dank eines modernen, natürlichen 

Werkstoffes, der sich nicht nur ideal verarbeiten lässt, sondern auch zu 100% recyclingfähig ist: Kupfer. 

Das ist Fortschritt mit Verantwortung. kme tube systems. für die zukunft installiert.

KM Europa Metal AG · www.kme-tube-systems.com · info-rohre@kme.com · Telefon 05 41/3 21-4322 · Telefax 05 41/3 21-4320

sanco® wicu®Rohr wicu®Extra wicu®Flex copatin® cuprotherm® hypoplan®

SK4238_KME_AZ_A4_RZ  03.03.2003  8:37 Uhr  Seite 1



geführte Projekte und deren Prü-
fung durch den jeweiligen Auf-
traggeber bei jedem neuen Bau-
vorhaben, da sich durch die Zer-
tifizierung eine solche Wiederho-
lung der Prüfungen erübrigt.

Der Nutzen für die Fernwärme-
Versorgungsunternehmen liegt
in der Minimierung der Kosten
für die Bauüberwachung und der
gleichzeitigen Steigerung des
wirtschaftlichen Erfolges der Ver-
sorgungsanlagen. 

Dies ist aber nur bei einer ho-
hen und gesicherten Qualität der
Bauausführungen möglich und
kann auch durch den in Bild 1 ab-
gebildeten Nachweis der zertifi-
zierten fachlichen Eignung er-
reicht werden.
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Anforderung nach FW 601 Vorhandene Zertifizierung nach

Abschnitt / Titel

aus FW 601
Kriterium
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8
0

0
5

Verfahren zur Einführung und Aufrechterhaltung von
Vorschriften und technischen Regeln

-5.1.1

Lenkung von
Dokumenten Gewährleistung der Einhaltung der Vorschriften und

technischen Regeln

+ + + +

+

+ +

Festlegung von Verantwortungen und Befugnissen + + + - -

Fähigkeit und Erfahrung des Fachpersonals + + +6 + -

Fortbildung und Unterweisung des Fachpersonals + + + + -

Überprüfung der Qualifikation von externem Fachpersonal + + + - +

Gewährleistung der Gültigkeit von Bescheinigungen,
Zeugnissen, Befähigungen etc.

+ + + + +

Für jede Baustelle Einsatz einer ausgebildeten und
erfahrenen Fachkraft als Baustellenleiter oder
Aufsichtsorgan sowie Fachpersonal in genügender Zahl

+ + + + -

5.1.2

Organisation

Nachweis geeigneter Schweißverfahren nach DIN EN 288

+

- -

+

+ + +

5.2

Tätigkeits-
nachweise und
Referenzen

Nachweis des Unternehmens und der verantwortlichen
Fachleute über bisher gewonnene Erfahungen und
ausgeführte Arbeiten.

- - + + + - -

Benennung einer verantwortlichen Fachperson +7 - -6

Personelle
Voraussetzungen

Benennung einer qualifizierten Schweißaufsicht für die
Untergruppierung Stahl

+ -
-

+ +
+ +

Festanstellung im Rohrleitungsbauunternehmen - - +

Kenntnis warmgehender Rohrleitungssysteme sowie der
eingesetzten Werkstoffe

- + -

6.1

Anforderung an
die verantwort-
liche Fachperson Nachweis dreijähriger Praxis im Bau von

Fernwärmerohrleitungen
- + -

6.1.1

Gruppe FW 1
Dipl.-Ing. oder Dipl.-Ing. (FH) einer technischen
Fachrichtung

6.1.2

Gruppe FW 2
Staatlich geprüfter Techniker einer technischen
Fachrichtung

6.1.3

Gruppe FW 3
Staatlich anerkannter Meister einer technischen
Fachrichtung

+

- -

+ +

- -

6.2 Anforderung an die Schweißaufsicht

6.2.1

Gruppe FW 1
Schweißfachingenieur DVS-EWF 1173

6.2.2

Gruppe FW 2
Schweißtechniker DVS-EWF 1172

+

6.2.3

Gruppe FW 3
Schweißfachmann DVS-EWF 1171, Lehrschweißer DVS
1152, 1155 Schweißwerkmeister DVS 1157

+ - - +

+8

+ +

6.3

Bauausführendes
Fachpersonal

Fachpersonal mit angemessener Ausbildung, Schulung,
Fertigkeiten und Erfahrung zur Ausführung der
beauftragten Tätigkeiten

+ + + + +8 + +

6.4 Werkstoffspezifische Anforderungen an die Mediumrohrverbindungen

6.4.1

Stahl (st)
Schweißer DIN EN 287 + + +

6.4.2

Kupfer (cu)
Löter DIN EN 13133, DVS 1183 oder gleichwertig - - -

6.4.3

Kunststoffe (ku)
Fachkräfte mit Schulungsnachweis

+ - - +

- - -

7

Gerätetechnische
Ausrüstung

Notwendige Ausrüstung in genügender Menge und
funktionsfähigem sowie sicherheitstechnisch
ausreichendem Zustand

+ + - + + + +

Tabelle 1: Zuordnung der Anforde-

rungskriterien nach FW 601 zu 

anderen Managementsystemen und

Qualifikationsverfahren

L e g e n d e :
+ Der mit dem gültigen Zertifikat bescheinigte Sachverhalt kann mit reduziertem Prüfaufwand anerkannt werden.
– Eine Anerkennung ist nicht möglich.
1 Der Zertifizierer des QM-Systems muss den Qualitätssystemmanagementbereich 27 „Wasserversorgung, Fernwärmeversor-

gung“ abdecken. Mögliche Anerkennungen gelten für die Ausgaben 1994 und 2000 der DIN EN ISO 9001.
2 SGU – Sicherheit – Gesundheit – Umweltschutz Managementsysteme

SCC – Safety Management System Certification for Contractors (Sicherheits Certifikat-Contraktoren Zertifizierungssystem)
3 Zertifizierungen beziehen sich auf Arbeits- und Gesundheitsschutz sowie einiger Umweltschutzaspekte.
4 BHKS-Rohrleitungsbescheinigung Fernwärme. Für diese Zertifizierung werden mit Erscheinen des gültigen AGFW-Arbeitsblat-

tes FW 601 keine neue Verfahren mehr durchgeführt; bestehende Zertifizierungen bleiben bis zu ihrem Ablauf gültig.
5 Zertifizierungen decken die Schweißtechnik in der Untergruppierung Stahl (st) ab.
6 Gilt für die verantwortliche Fachperson, die Schweißaufsicht und das Fachpersonal in der Untergruppierung Stahl (st); für die

Untergruppierung Kunststoffe (ku) wird der Werkstoff PE abgedeckt.
7 Fachbetriebsbeauftragter nach WHG §19l
8 Gilt für die Qualifikation als Schweißfachmann
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Allen interessierten Firmen bietet der BHKS dieses Verfahren zur Erlangung eines Zertifikates auf der
Grundlage des AGFW-Arbeitsblattes FW 601 an. Die Antragsunterlagen können beim BHKS unter:

0228-94 91 724 telefonisch, 

unter 0228- 94 91 717 per Fax

oder aber direkt im Internet unter www.bhks.de angefordert 

Bild 1: Zertifizierungsurkunde für Rohrleitungsbauunternehmen im Bereich Fernwärme nach AGFW-Arbeitsblatt FW 601



Nach Einführung der EnEV
konnte bei Planern und aus-
führenden Unternehmen im Be-
reich der technischen Gebäude-
ausrüstung eine allgemeine Ver-
unsicherung im Hinblick auf die
Instrumente zu den gesetzlich
vorgeschriebenen Berechnun-
gen zur EnEV beobachtet wer-
den. Viele BHKS-Mitgliedsfirmen
waren sich nicht im Klaren, wel-
che Software ihren Ansprüchen
oder den gegebenen Vorausset-
zungen in ihren Büros genügt.
Der BHKS führte daraufhin im
Herbst 2002 einen Test von am
Markt in Form von Demopro-
grammen verfügbarer EnEV-
Software durch.

Aus der Sicht der Anwender
wurden Kriterien zur Beurteilung
festgelegt und die Rechengenau-
igkeit für drei signifikante Kenn-
werte überprüft. Die Ergebnisse
waren teilweise niederschmet-
ternd. Für den Anwender war oft
nicht erkennbar, was das ent-
sprechende Produkt leistet oder
welche Systemvoraussetzungen

z.B. der eingesetzte Rechner er-
füllen muss. Teilweise waren
Handbücher nicht vorhanden
oder aber die Beschreibungen in
denselben so unzureichend, dass
keinerlei Hilfe oder Beschrei-
bung für den Anwender bei wich-
tigen Arbeitsschritten gegeben
war.

Katastrophal waren dann die
Ergebnisse der Rechengenauig-
keit der Kennwerte. So wichen
die ermittelten Werte für Qh um 
± 17%, die für HT’ um ± 9,5% und
die Werte für ep immerhin um 
± 7% von einem Referenzwert ab.
Gleichzeitig verstärkte sich, auf
Grund teilweise sichtbarer, gra-
vierender Fehler in hinterlegten
Datenbanken, der Verdacht, dass
einige dieser Demoprogramme
mit der heißen Nadel gestrickt
waren und keinerlei Wert auf Re-
chengenauigkeit legten.

Nach Präsentation der Ergeb-
nisse bei einer gemeinsamen
Veranstaltung von DIBT und
BHKS im September 2002 traten

einige Softwarehersteller beun-
ruhigt an den BHKS heran und
schlugen einen zweiten Test,
diesmal von Vollversionen der
Programme, vor.

Der BHKS schrieb deshalb 32
ihm bekannt gewordene Soft-
warehersteller Anfang November
2002 bezüglich einer Testteilnah-
me an. Den Herstellern wurde
dabei auch der überarbeitete
und erweiterte Testkriterienkata-
log übermittelt. Weiterhin wur-
den die Hersteller um die Hinter-
legung der Gebäudedaten des
Berechnungsbeispieles der DIN
V 4108-6 gebeten.

Die Resonanz auf diesen zwei-
ten Testlauf war seitens der Her-
steller sehr groß. 20 der ange-
schriebenen 32 Softwareherstel-
ler, siehe dazu nachfolgende Ta-
belle,  nahmen an dem Test teil
und stellten ihre aktuellen Pro-
grammversionen zur Verfügung.

Innerhalb einer jeden Kriteri-
engruppe wurden folgende Ein-
zelkriterien bewertet:
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EnEV-Softwaretest des BHKS
Dipl.-Ing. Uwe Fröhlich, Technischer Referent im BHKS

ANTARES 2.1.14 Obermüller und Partner, München www.lop.de 

ArchiPHYSIK 3.6 A-NULL EDV GmbH, A-Wien www.a-null.com

BAUTHERM BMZ-Software GmbH, Tübingen www.bmz-software.de

ECOTECH 2.0 Ecotech Software GmbH, Rosenheim www.ecotech.cc

EID-EnEV 1.0 Energiepass Initiative Deutschland, Heidelberg www.energiepass initiativedeutschland.de

EnEV-Bauwerk 1.06.022 XL VISIONWORLD GmbH, Latendorf   www.visionworld.de

EnEV-Soft 3.2 Dr.-Ing. Raeder, München www.enev-soft.de

EnGP 3.5 Archidisk J. Volland, Regensburg www.Karlheinz-Volland.de

enno-EnEV ennovatis GmbH, Stuttgart www.ennovatis.de

EPASS Helena ZUB e.V., Kassel www.zub-kassel.de

EVA Die Bauphysikassistentin Ingenieurbüro Leuchter, Wuppertal www.leuchter.de

EVEBI ENVISYS W.Schöffel, Weimar www.envisys.de

ENERGIEBERATER Hottgenroth Software, Köln www.Energieberaterforum.de
PROFESSIONAL 5.07

liNear EnEV 4.0 liNear Software GmbH, Aachen www.linearweb.de 

mh-EnEV mh-Software GmbH, Karlsruhe www.mh-software.de

Quick EnEV expert 1.01 Dipl.-Ing. Belaschk,Zeuthen www.quick.enev.de

Modul B51 EnEV Solar-Computer GmbH, Göttingen www.solarcomputer.de

Thermplan 2.00.05 Seeberger+Partner, Bietigheim-Bissingen www.thermplan.de



1. Anwenderfreundlichkeit
Handbuch
• Ist es als Papierversion vorhan-

den oder ausdruckbar?
• Sind die Systemvoraussetzun-

gen angegeben?
• Gibt es eine eindeutige Pro-

duktbeschreibung mit Auflis-
tung der Möglichkeiten und
Grenzen?

• Ist die Struktur übersichtlich?
• Wurden wesentliche Arbeits-

schritte beschrieben?

Hilfe
• Ist eine elektronische Hilfe vor-

handen? 
• Ist eine Hilfe über das Hand-

buch gegeben?
• Ist eine kontextbezogene Hilfe

vorhanden?
• Wie ist die Qualität der Hilfe-

texte?

Benutzerführung im Programm
• Wie ist die generelle Führung,

die Struktur und die Trennung

zwischen Gebäude- und Anla-
gentechnik?

Wie komfortabel erfolgt 
die Eingabe der...
• Projektdaten?
• Gebäudedaten?
• Anlagendaten?
• Wie werden die Ergebnisse

ausgegeben?
• Wie ist der Status zur EnEV-

Einhaltung?
• Plausibilitätsabfrage im Pro-

grammablauf?

BHKS aktuell

Getestet wurden nach den nachfolgend aufgeführten 6 Kriteriengruppen:

*) Abwertung um 0,5 je negativer Antwort aus den Bereichen : „Berechnungen und Eingabe (ausgenommen Diagrammverfahren)“ und „Ausgabe“

Abfrage Kriteriengruppe

Anwenderfreundlichkeit

Gebäudedaten

Anlagedaten

Datenbanken und Umfang

Berechnungen und Eingaben

Ausgabe

Bewertung

Note 1 bis 5*

Durchschnittsnote

Anwenderfreundlichkeit

Gebäudedaten

Anlagedaten

Datenbanken und Umfang

Berechnungen und Eingaben

Ausgabe

Gehen Sie bei der Planung einer Lüftungsanlage lieber gleich auf

Nummer sicher. Lindab bietet allen Planern und Architekten das

entsprechende Know-How und die passende Qualität bei den

Lüftungskomponenten.

Lindab GmbH · Carl-Benz-Weg 18 · 22941 Bargteheide · Tel. 0 45 32 / 28 59-0 · Fax 0 45 32 / 56 66 · www.Lindab.de · e-mail: Lindab@Lindab.de
Berlin · Frankfurt · Kassel · Köln · Mannheim · München · Neumarkt · Weimar

Lindab GmbH · Carl-Benz-Weg 18 · 22941 Bargteheide · Tel. 0 45 32 / 28 59-0 · Fax 0 45 32 / 56 66 · www.Lindab.de · e-mail: Lindab@Lindab.de
Berlin · Frankfurt · Kassel · Köln · Mannheim · München · Neumarkt · Weimar

Gehen Sie bei der Planung
einer Lüftungsanlage 
gleich auf Nummer sicher.



EnEV-Bezüge
• Erlaubt die Logikprogramm-

führung nur EnEV-Konfor-
mität und ist der EnEV-Text
vorhanden?

• Erlaubt die Logik EnEV-Abwei-
chungen, ist dabei kontextbe-
zogene EnEV-Hilfe im Pro-
gramm vorhanden?

2. Gebäudedaten
• Wie komfortabel erfolgt die

Bauteileingabe?
• Wie verständlich ist die Einga-

bemaske?
• Ist ein Flächenrechner inte-

griert?
• Ist eine übersichtliche Darstel-

lung analog zum Wärme-
SchutzNachweis gegeben?

• Gibt es eine Übersicht der Bau-
elemente bei der Eingabe (AW,
DE, DA, AF)?

Direkteingabe
• Ist die Direkteingabe von 

U-Werten und zugehörigen
Flächen aus vorhandenen
Wär meschutznachweisen
möglich?

3. Anlagedaten

Anlagedateneingabe
• Gibt es eine verständliche Ein-

gabemaske zur Anlagentech-
nik allgemein?

• Gibt es eine verständliche Ein-
gabe der Produkte?

• Ist die Eingabe von Standard-
oder Produktwert möglich?

• Gibt es eine Warnung bei feh-
lerhafter Eingabe von Herstel-
lerangaben?

• Gibt es eine Übersicht der An-
lagenelemente bei Eingabe
(HZ, TWW, RLT)

4. Datenbanken und Umfang:
Baustoffe
• Sind „EnEV-Baustoffe“ vor-

handen?
• Sind eigene Baustoffdaten ein-

gebbar?
• Wie gut sind Umfang und Sor-

tierung?
• Können konkrete Hersteller-

produkte verwendet werden?
• Wie ist die Schnittstelle zum

Produkteinlesen?

Bauteile
• Überhaupt vorhanden?
• Gibt es Standard EnEV-Bautei-

le? (Anm. hierbei handelt es
sich um Bauteile die den Min-
destwärmeschutzanforderun-
gen gemäß Anhang 3 Tabelle 1
der EnEV genügen)

• Ist die eigene Bauteileingabe
möglich?

Fenster
Sind folgende Teile einzugeben...
• g-Wert?
• Rahmenanteil?
• Glasart?

Anlagentechnik?
• Überhaupt vorhanden?
• Wie sieht es aus mit Hersteller-

produkten und Umfang/Sor-
tierung

• Wie ist die Schnittstelle zum
Produkteinlesen

5. Berechnungen und Eingaben
• Zuverlässigkeit HT’

(max. Abweichung +/- 3%)
• Zuverlässigkeit QH 

(max. Abweichung +/- 3%)
• Zuverlässigkeit eP

(max. Abweichung +/- 3%)
• Zuverlässigkeit QP’’

(max. Abweichung +/- 3%)
• Wurde das Rechenverfahren

bei allen Gebäudetypen umge-
setzt?

• Berechnung geeignet für
Wohngebäude mit normalen
Innentemperaturen?

• Berechnung geeignet für
Nichtwohngebäude mit nor-
malen Innentemperaturen?

• Berechnung geeignet für Ge-
bäude mit niedrigen Innen-
temperaturen?

Zwischenergebnisse
• Gibt es eine sinnvolle Anzeige

der Zwischenergebnisse aus
den Rechenverfahren

• Sonderfälle KWK, Solarenergie,
Wärmepumpen, Holz (noch)
nicht rechenbar!!

Plausibilität
• Sind unsinnige Eingaben

durch Warnung oder Verhinde-
rung unmöglich?

Rechenverfahren
• DIN 4108-6 MBV/ HP korrekt

umgesetzt?

• Diagrammverfahren DIN
4701-10 möglich und korrekt
umgesetzt

• Detaillierte Berechnung DIN
4701-10 möglich (in welchen
Prozessbereichen)

• Standardwerte aus DIN 4701-
10 Kap. 5 berechnet (keine Ta-
belleninterpolation)

6. Ausgabe:
• Wie ist die Lesbarkeit und Voll-

ständigkeit aller Dokumente?
• Wie ist die Lesbarkeit und

Übersicht?
• Bestehen eventuell Druckaus-

wahlmöglichkeiten?
• Sind Wärmeschutznachweise

generierbar?
• Sind anlagentechnische Nach-

weise erstellbar?

Grafik G + V
• Wie sind die grafischen Ausga-

ben v.a. bzgl. MBV 
• Gibt es eine Gewinn/Verlust-

darstellung?
• Wie sieht der Energiebedarfs-

ausweis aus?
• Entspricht der Energiebedarfs-

ausweis der AVV zum § 13 der
EnEV?

• Ist das Einfügen des Firmenlo-
gos möglich?

Zusatzfunktionen (hier werden
nicht bewertete Sonderfunktionen
und Besonderheiten der Program-
me gelistet):
• z.B. Feuchteschutznachweis,

Schallschutznachweis, Brand-
schutznachweis, Energiekos-
tenvergleich, standortbezoge-
ne Berechnung, CAD-Schnitt-
stelle etc.

Zielgruppe:
• Eignung für Architekten?
• Eignung für TGA-Planer?

Hierbei wurde nach zwei Be-
wertungskriterien unterschie-
den. Im ersten Fall erfolgte die
Beantwortung eines Testkriteri-
ums mit ja oder nein, wobei ein
nein bei besonders gekennzeich-
neten Kriterien zu einer Abwer-
tung um eine halbe Note führt.
Im zweiten Fall wurden Noten
von 1 - 5 vergeben. Diese Einzel-
noten wurden jeweils  in den
Gruppen ohne Wichtung gemit-
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telt, eventuell abgewertet und
am Ende des Testes als Gesamt-
mittel aller Kriteriengruppen
ausgewertet. Hieraus ergibt sich
dann die Testbewertung nach
folgendem Schema:

Die Gesamtbeurteilung gibt
nur einen groben Überblick, sagt
aber nichts über besondere Stär-
ken oder Schwächen der einzel-
nen Programme aus. Sie sollte
auch immer aus dem Blickwinkel
des Anlagenbauers oder TGA-
Planers betrachtet werden, weil
in den Test sowohl die Bauseite
als auch die Anlagenseite gleich-

wertig eingegangen sind. Erst die
detaillierten Testergebnisse
schaffen eine solide Grundlage
zur Entscheidungsfindung für
den Anwender. Dieser kann an-
hand der Einzelbewertungen,

und damit abge-
stimmt auf seine
besonderen Be-
dürfnisse und
Voraussetzungen,
die passende Soft-
ware finden. 

So kann z. B.
eine Software eine
eher durch-
schnittliche Be-

wertung erhalten haben und ist
für den Anlagenplaner eher un-
geeignet. Betrachtet man aber
die Einzelbewertungen und
dabei insbesondere die Zusatz-
funktionen, so kann diese Soft-
ware gerade für den Bauinge-
nieur, den Architekten oder aber
für einen Energieberater hervor-
ragend geeignet sein. 

Zusammenfassend lässt sich
über das Testergebnis folgendes
sagen:
– es gibt bei den getesteten Pro-

grammen keine wirklich
schlechte Software,

– viele Softwarehersteller haben
schon nach dem Demoversi-
onstest reagiert und ihre Pro-
gramme stark überarbeitet,

– erfreulicherweise lagen alle ge-
testeten Programme mit der
Rechengenauigkeit innerhalb
der Toleranzgrenze von ± 3%.
Dies bestätigt die Vermutung,

dass die Demoversionen eben
doch nur der Demonstration und
nicht der eigentlichen Berech-
nung genügen sollen.

Der komplette Test ist als Bro-
schüre zum Preis von 11,20 €

(inkl. MwSt., zzgl. Versandkos-
ten) bei der TGC GmbH ab dem
26.03.2003 bestellbar:
� unter Fax-Nr. 0228- 26 50 82
oder
� im Internet unter

www.bhks.de

BHKS aktuell

Mittelwertbereich der Summe Gesamtbeurteilung
aller Durchschnittsnoten

(zzgl. eventueller Abwertungen 
aus den Bereichen : „Berechnungen 

und Eingabe“ und  „Ausgabe“)

1,0 - 2,0 sehr empfehlenswert

2,1 - 3,0 empfehlenswert

3,1 - 4,0 bedingt empfehlenswert

4,1 - 5,0 nicht empfehlenswert

Die Qualität der Haustechnik entscheidet über das Wohlbefinden 
der Menschen im Haus und in der Wohnung.
STIEBEL ELTRON bietet Ihnen dafür genau das richtige
Programm. Perfekt aufeinander abgestimmt und bis ins 
kleinste Detail durchdacht.

Lüftungs-
Systeme

Technik zum Wohlfühlen
Solar-

Systeme
Raumheizung

Warmes Wasser

Klima-Systeme

Wärmepumpen-
Systeme

Lüftungs-
Systeme

www.stiebel-eltron.com



Der Anlagenbau der gebäude-
technischen Industrie benötigt
zur sachgerechten Bearbeitung
von Aufträgen komplexer Ver-
und Entsorgungstechnik qualifi-
ziertes Fachpersonal auf der Aus-
bildungsstufe der Ingenieure
und der des dispositiven und ge-
werblichen Personals. In den Gre-
mien, die für die Berufsausbil-
dung Weichenstellungen mit
Langzeitwirkung vornehmen,
bringt der BHKS den Sachver-
stand und die Erfahrungen sei-
ner Mitglieder mit besonderem
Nachdruck ein.

Die Grundlagenarbeit dafür
leistet der Zentrale Berufsausbil-
dungsausschuss des Verbandes
(ZBA) unter der Führung von
Dipl.-Wirtsch.-Ing. Dr. T. König.
Regelmäßiger Erfahrungsaus-
tausch mit Dozenten von zwei
Technischen Universitäten und
22 Fachhochschulen, die einen
Abschluss in der Studienrichtung
Versorgungstechnik anbieten, si-
chert die Vermittlung der Anfor-
derungen der Industrie an die
Hochschulen. Die Mitarbeit un-
serer Sachverständigen in den
entscheidungsrelevanten Gremi-
en bei der Überarbeitung der
Ausbildungsverordnungen er-
möglicht die sichtbare Wahrneh-
mung der Interessen unserer
Mitglieder.

1. Neue Ausbildungsverordnung
„Anlagenmechaniker für Gebäu-
de- und Energietechnik“ nahezu
abgeschlossen

Im Almanach 2002 war das Ziel
der jahrelangen Bemühungen
des BHKS, einen von Industrie
und Handwerk gleichermaßen
akzeptierten, modernen, ge-

werblichen Ausbildungsberuf für
die TGA-Branche zu entwickeln,
bereits klar umrissen worden.
Die Aufsplitterung in unter-
schiedliche Berufsbilder des
„Zentralheizungs- und Lüftungs-
bauers“ sowie „Gas- und Wasser-
installateurs“ im Zuständigkeits-
bereich des Handwerks und des
„Anlagenbauers / Fachrichtung
Versorgungstechnik“ der gebäu-
detechnischen Industrie hielten
mit den Realitäten in der Arbeits-
welt schon geraume Zeit nicht
mehr Schritt. Die Ausbildungsin-
halte bedurften dringend einer
gründlichen Überarbeitung.
Nachdem das Bundesministeri-
um für Wirtschaft und Technolo-
gie noch in 2001 den offiziellen
Startschuß gegeben hatte, be-
gann die intensive Sacharbeit der
Gremien mit Beginn des Jahres
2002. In acht mehrtägigen      Sit-
zungen wurden im Verlaufe des
Jahres im Zusammenwirken der
Sachverständigen von Arbeitge-
ber- und Arbeitnehmerseite un-
ter Federführung des Bundesin-
stitutes für Berufsbildung (BIBB)
die Berufsgrund- und Berufs-
fachbildung erarbeitet. Dabei
galt es, die heutige Arbeitswelt in
Industrie und Handwerk der TGA
für die 3½-jährige Ausbildungs-
zeit so abzubilden, dass sie ver-
ständlich und erlernbar vermit-
telt werden kann. Dazu gehörte
es unter Anderem, sich von lieb
gewordenen, indes mittlerweile
unnötigen Ausbildungsinhalten
zu trennen, und Neues aus dem
Bereich Wasser- und Wärme-
technik und besonders aus der
Elektro- und Informationstech-
nik in angemessenem Umfang
einzubringen. Dies erscheint aus
bisheriger Sicht in vollem Um-
fang gelungen. Auch über Inhalte
und Zeitvorgaben für die überbe-
triebliche Ausbildung im Um-

fang von insgesamt 12 Wochen
über einen Zeitraum von  3½ Jah-
ren ist auf Sachverständigenebe-
ne ein vernünftiger Konsens er-
zielt worden. Praktische Ausbil-
dung aus den Gebieten Montage-
technik, Elektrotechnik, Meß-
und Regeltechnik, Gerätetechnik
aus den Teilbereichen Wasser
und Wärme und die Instand-
haltung/Instandsetzung dieser
Geräte werden die jeweils 3-
wöchigen Zeitblöcke bestim-
men.

Im Gleichklang  mit der schritt-
weisen  Überarbeitung  der  Rah-
menausbildungspläne  erfolgte
die Abstimmung der Rahmen-
lehrpläne für die Berufsschule.
Hier werden noch Feinabstim-
mungen für das Jahr 2003 zu er-
warten sein, die das Gesamtbild
schlüssig abrunden sollen.  

Die neue Berufsbezeichnung
„Anlagenbauer für Gebäude-
und Energietechnik“ wurde nach
eingehender Diskussion der So-
zialpartner einvernehmlich ent-
wickelt und bedarf lediglich noch
der abschließenden Billigung des
federführenden Bundesministe-
riums. Hier hat sich dankenswer-

14 BHKS-Almanach 2003

 

Aus- und Fortbildung für die
gebäudetechnische Industrie – 
eine Bilanz der Schwerpunktarbeit des BHKS in 2002

Wulf Minning, Referent für Berufs-

bildung, TGC



ter Weise die Erkenntnis durch-
gesetzt, dass eine moderne, in-
teressante und anspruchsvolle
Berufsausbildung durch eine
ebenso moderne und aussage-
fähige Bezeichnung für sich wer-
ben sollte. Dies scheint gelungen
und kann mit Fug und Recht der
auch auf diesem Sektor qualifi-
zierten Mitarbeit des BHKS zu
großen Teilen zugeschrieben
werden.

Mit hoher Sicherheit ist bereits
am Ende des Jahres 2002 davon
auszugehen, dass ein ehrgeiziges
Ziel – nämlich der Ausbildungs-
beginn nach neuer Verordnung
am l. August 2003 –realisiert wer-
den wird. Gleichwohl bleibt den
ausbildenden Unternehmen
noch die Entscheidung abzuver-
langen, wie sie die Auflagen der
verbindlich vorgeschriebenen
überbetrieblichen Ausbildung
erfüllen wollen. Bereits in der er-
sten Jahreshälfte hatte der BHKS
seine Mitglieder aufgefordert,
Möglichkeiten einer für die Un-
ternehmen zweckmäßigen Um-
setzung zu prüfen und dabei ggf.
überörtliche Ausbildungsver-
bünde ins Kalkül zu ziehen. Die
Tatsache,  dass der Auszubilden-
de nach der neuen Ausbildungs-
verordnung sowohl bei der
Handwerkskammer als auch der
Industrie- und Handelskammer
angemeldet werden kann, schafft
den Unternehmen der TGA-
Branche überall dort Freiräume,
wo sie bisher auf die Ausbil-
dungseinrichtungen des Hand-
werks angewiesen waren und auf
die dort vermittelten Ausbil-
dungsinhalte weitgehend ohne
Einfluss waren. Dies hat sich
durch die neue Ausbildungsver-
ordnung grundlegend gewandelt
und sollte zum eigenen Vorteil
konsequent genutzt werden. Ei-
nige Landesverbände der BHKS-
Organisation verfügen bereits
über schlüssige und erprobte
Konzepte, in anderen ist die Dis-
kussion in vollem Gange. Sie soll-
te in der ersten Jahreshälfte 2003
zu zweckmäßigen und zugleich
finanziell vertretbaren Lösungen
führen.

Insgesamt ist an dieser Stelle
festzuhalten, dass mit der neuen

Ausbildungsverordnung ein be-
deutsamer Schritt in Richtung
auf die Zukunftsfähigkeit des
modernen Anlagenbaus der Ge-
bäude- und Energietechnik ge-
leistet wurde und der BHKS dazu
Schrittmacherdienste geleistet
hat. Dies wäre ohne die Kompe-
tenz und den Einsatz, die die Lei-
stungsträger der ehrenamtlichen
Mitarbeit gezeigt haben, schwer-
lich möglich gewesen. Besonders
hervorzuheben ist an dieser Stel-
le Herr Schanz, der als Ausbil-
dungsverantwortlicher  des Mit-
gliedsunternehmens „Nohl
Darmstadt GmbH Co KG“ seine
immense Erfahrung engagiert
eingebracht hat.

2. Entwicklung eines Fortbil-
dungslehrganges „Bauleitender
Monteur“

Mittelständische Unterneh-
men der TGA-Branche sind zur
Abwicklung verschiedenartigster
Aufträge – insbesondere mit
Blick auf den erforderlichen Per-
sonaleinsatz – in hohem Maße
darauf angewiesen, in ihrem Per-
sonalbestand über erfahrene ge-
werbliche Fachkräfte zu verfü-
gen, die in begrenztem Umfang
Führungsaufgaben wahrneh-
men können. Diese Aufgaben
liegen eindeutig unterhalb der
Schwelle eines Projektleiters.
Solche Kräfte wachsen in der Re-
gel aus der Gruppe der Monteure
auf und empfehlen sich durch
fachliches Können, Zuverlässig-
keit, rasche Auffassungsgabe und
Durchsetzungsfähigkeit. Aber
mit den geschilderten Eigen-
schaften fehlt ihnen zur
Führungspersönlichkeit noch
ein gerüttelt Maß an Fachkennt-
nissen sowie Problembewußt-
sein und Kompetenz bei der
Führung von Kollegen. Für die-
ses Anforderungsprofil besteht
derzeit keine maßgeschneiderte,
nebenberufliche Fortbildungs-
möglichkeit. Dem will der BHKS
in Kürze abhelfen. In der Arbeits-
gruppe des Verbandes wurde im
Jahr 2002 Einigkeit erzielt, in ab-
sehbarer Zeit einen verbandsei-
genen Lehrgang in Modulform
anzubieten, dessen Ausbildungs-
inhalte aus den Kernbereichen
Personalführung, Recht, Baustel-

lenorganisation, Materialwirt-
schaft, Montage, Zeiterfassung
und -abrechnung sowie Doku-
mentation bestehen sollte. Es
kann keinem Zweifel unterlie-
gen, dass ein solcher Lehrgang
für das einzelne Mitgliedsunter-
nehmen in ökonomisch vertret-
baren Grenzen gehalten werden
muss. Deshalb werden hinsicht-
lich des Lehrpersonals und der
Infrastruktur besonders preis-
werte Lösungen gefunden wer-
den müssen. Die Realisierung
sollte zumindest als Modellehr-
gang in 2003 möglich sein. Damit
dürfte ein als notwendig erkann-
ter Bedarf für die Mitglieder der
BHKS-Organisation in über-
schaubarer Zeit gedeckt werden
können.

3. Ausbildung zum Ingenieur 
der Versorgungstechnik

Die BHKS-Almanache des ver-
gangenen und vorvergangenen
Jahres hatten die Problematik
des zahlenmäßig signifikant
zurückgehenden Ingenieur-
nachwuchses bereits in gebote-
ner Deutlichkeit thematisiert.
Zugleich war auf ernsthafte
Bemühungen der Hochschulen
hingewiesen worden, dem fest-
gestellten dramatischen Ein-
bruch bei der Zahl der Studi-
enanfänger Einhalt zu gebieten.
Erste  Erfolge werden sichtbar. So
ist die Anzahl der Studienanfän-
ger mit einem angestrebten Ab-
schluss in der Versorgungstech-
nik im Wintersemester 2001/02
gegenüber dem Vorjahr in den
vom BHKS befragten 22 Fach-
hochschulen um 16,7 Prozent
angestiegen. Erstes Zahlenmate-
rial vom Beginn des Winterse-
mesters 2002/03 unterstreicht
diese ansteigende Tendenz. Dies
kann sich naturgemäß auf die
Absolventenzahlen noch nicht
auswirken. Indes besteht die
begründete Hoffnung, dass der
geschätzte Bedarf von deutlich
mehr als 1000 Ingenieurabsol-
venten pro Jahr mittelfristig wie-
der erreichbar werden wird.
Auch dies wäre ein ernst zu
nehmender Hinweis auf die
Zukunftsfähigkeit der TGA-
Branche. �
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Betrachtet man heute, vorwie-
gend in Großstädten, die Gebäu-
delandschaft, so stellt man fest,
dass der Glasanteil an den Ge-
bäuden gestiegen ist, Büro-
flächen zum Teil noch unvermie-
tet sind und auf Klimatisierungs-
maßnahmen verzichtet wurde.

Die Vorgehensweise, erst bau-
en dann vermieten, lässt eine
nachträgliche Klimatisierung in
Form von traditioneller Raum-
lufttechnik mit Klimazentralen
und großen Kanalquerschnitten
in den Gebäuden aus Platzgrün-
den nicht zu. Hinzu kommt, dass
zum Teil nicht bekannt ist, wer
ein solches Mietobjekt bezieht,
welche individuellen Anforde-
rungen gestellt werden und wie
die Raumaufteilung erfolgt.
Hohe, innere Wärmelasten durch
Glasfassaden und hohe Luft-
feuchtigkeit im Sommer führen
schnell dazu nach Alternativen

für eine Klimatisierung zu su-
chen. Technisch ausgereifte Lö-
sungen, die den Preisvorstellun-
gen des Bauherren entgegen-
kommen und ein problemloser
Einbau solcher Klimasysteme,
sind die Grundvoraussetzung für
eine erfolgreiche Klimatisie-
rungsmaßnahme in den Gebäu-
den. 

Auch bei Neubauten müssen
folgende Bewertungskriterien
für eine solche Maßnahme ins
Auge gefasst werden:

1. Investitionskosten
2. Energiekosten
3. Wartungskosten

Diese sind im Vorfeld mit dem
Architekten und Planer abzu-
stimmen. Besonders die War-
tungskosten für raumlufttechni-
sche Anlagen werden oft unter-
schätzt, sollten aber gerade für
den hygienischen Betrieb einer
raumlufttechnischen Anlage
eine wichtige Voraussetzung sein
um das richtige Klimasystem für
den Betreiber einzusetzen. Das
ist nur mit einem den Bedürfnis-
sen des Menschen angepassten
Teilklimasystem realisierbar.
Dazu zählt die VRF-Multisplit-
technik (VRF= Variabler Refrige-
rant Flow [variabler Kältemittel-
strom]), eine über den Kältemit-

telvolumenstrom geregelte Wär-
mepumpe, die im Winter als mo-
novalente Heizung aber auch mit
einem zweiten Wärmeüberträger
als bivalentes Heizsystem einge-
setzt werden kann. Kühlung im
Sommer, Entfeuchtung mit teil-
weise abfuhrwasserlöslichen
Schadstoffen aus der Raumluft
und je nach Gerätekonfigurati-
on, auch mit Außenluftanschluss
gem. Verkaufs- und Arbeitsstät-
tenrichtlinie, ist jederzeit mög-
lich. Hohe Leistungszahlen, so-
wohl im Heiz- als auch im Kühl-
betrieb durch die geregelten Ver-
dichter und Wärmepumpentari-
fe durch die EVU's gewährleisten
günstigste Betriebskosten. 

Ferner gewährleisten kurze
Montagezeiten, auch während
des Geschäftsbetriebes, preis-
günstige Installationskosten.
Nachstehend beschrieben ist der
Neubau eines Verwaltungsge-
bäudes in Essen. Hier wurde  von
vornherein eine SANYO-VRF-
Multisplitanlage geplant.

Das Gebäude wurde nach der
Wärmeschutzverordnung von
1995 erbaut (Abb. 1). 

Es handelt sich hierbei um
einen zweigeschossigen Bau mit
einer Fläche im Erdgeschoss von
188 m², 216 m² Bürofläche im
1. Obergeschoss und 220 m²
Bürofläche im 2. Obergeschoss.
Die Anlagen sind auf zwei
Außeneinheiten aufgeteilt mit ei-
ner Kälteleistung von je 28 kW
und einer Heizleistung von 31,5
kW mit 16 Innengeräten ver-
schiedener Bauart. Die Auftei-
lung erfolgte entsprechend den
Himmelsrichtungen. Die be-
rechnete Kälteleistung der In-
neneinheiten auf der Nordseite
lag bei 34,8 kW, die Nennkältelei-
stung ist 28 kW. Das System selbst
kann bis zu einem Leistungsfak-
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Möglichkeiten der Raum-
klimatisierung mit der VRF-
Multisplit-Technik

Abb. 1 Werkbild Firma Adolf in Essen

Peter Iselt, Geschäftsführer Vertriebs-

leitung Alfred Kaut GmbH + Co.



Unter dem Begriff GC-Systemhaus bietet die GC-Gruppe optimal auf-
einander abgestimmte Systemkomponenten aus dem Heizungs- und
Lüftungsbereich. Ein praxisnahes Software-Paket dient als Hilfsmittel 
im täglichen Geschäft zur effizienten Planung und Beratung.

Auf der CD-ROM sind neben zahlreichen Auslegungs- und
Berechnungsprogrammen enthalten:
Die Schnellkalkulation: Zeitsparende, bildgeführte Erstellung von 
Richtpreis-Angeboten mit kompletten Produktpaketen
Der Energieberater: Umfangreiche Software zur kompetenten Be-
darfsweckung und zum Berechnen des EnEV-Nachweises
Die Solarauslegung: Ausführliche Berechnung von Solaranlagen
mit Hilfe des Auslegungs-Assistenten

Im Internet findet der Endverbraucher auf www.gc-systemhaus.de 
ein komplexes Beratungsinstrument. Mit einfachen Mausklicks er-
stellt er seine Wahlkonfiguration. Über Links ist der Kontakt zum 
Fachbetrieb gewährleistet. Die realistische Zusammenstellung der 
Komponenten erleichtert Ihnen die Angebotsstellung.

Die komplette Systemtechnik bietet Sicherheit mit Perspektive.
Ein weiterer Beitrag zur erfolgreichen partnerschaftlichen 
Zusammenarbeit mit dem Fachhandwerk.

GC-Systemhaus-
Technik mit Perspektive

WILHELM GIENGER KG
Fachgroßhandel für Haustechnik



tor von 130% ausgelegt werden,
benötigt werden aber nur 124%.
Die erforderliche Heizleistung
der Inneneinheiten liegt bei 39,6
kW, die Nennheizleistung bei
31,5 kW entsprechen 125%. 

Auf der Südseite liegt die
benötigte Kälteleistung der In-
neneinheiten bei 35,4 kW, die
Nennleistung bei 28 kW, ergibt
einen Leistungsfaktor von 126%.
Die Heizleistung der Innenein-
heiten liegt bei 40,7 kW, die
Nennheizleistung bei 31,5 kW,
ergibt einen Leistungsfaktor von
129%.

Abbildung 2 zeigt die Geräte-
konfiguration mit den eingesetz-
ten SANYO-VRF-Multisplit-
Außeneinheiten, getrennt nach
Süd- und Nordausrichtung. Da-
durch besteht die Möglichkeit,
dass auf der einen Seite geheizt
wird und auf der anderen Seite
die Raumluft gekühlt werden
kann. Außer den drei Zwi-
schendeckengeräten mit Außen-
luftanschluss in den Großraum-
büros sind alle anderen Geräte
reine Umluftgeräte zum Heizen,
Kühlen und  Entfeuchten. 

Das Gebäude liegt in einem
Grüngürtel bei guter Außenluft-
qualität. Aufgrund dessen wird
die Lufterneuerung durch Fen-
sterlüftung sichergestellt. Die
Einstellung der gewünschten
Raumtemperatur in den einzel-
nen Räumen erfolgt mittels einer
Standardfernbedienung, die von
jedem Mitarbeiter individuell
betätigt werden kann. Darüber
hinaus sind beide Anlagen über-
geordnet mit einer Systemfern-
bedienung sowie einer Wochen-
schaltuhr und Nachtabsenkung
versehen. Hier besteht die Mög-

lichkeit mehrere Ein- und Aus-
schaltzeiten zu programmieren.
In der Regel wird bei unter-
schiedlicher Belegung der
Büroräume, besonders bei
Außendienstmitarbeitern um
Energiekosten zu sparen, nur
eine Ausschaltzeit über die Sy-
stemfernbedienung eingestellt.
Bei Nichtbelegung von Räumen
ist automatisch das Gerät für den
jeweiligen Raum ausgeschaltet
und nur die Grundtemperatur
bleibt erhalten. Zusätzliche Mög-
lichkeiten in der Standardfernbe-
dienung erlauben es unabhängig
eine separate Startzeit einzustel-
len um beim Eintreffen im Büro
einen klimatisierten Raum vor-

zufinden. Zusätzlich wurden
mobile Raumluftbefeuchter an-
geschafft um während der Heiz-
periode auch der Luftbefeuch-
tung gerecht zu werden und um
die Krankheitsquote auf ein Mi-
nimum zu reduzieren. Da keine
zusätzliche Heizung installiert
ist, wurde über 4 Jahre der Ener-
giebedarf aufgezeichnet und an-
hand der Zahlen wird deutlich
erkennbar, wie preisgünstig heu-
te mit der SANYO-VRF-Multi-
splittechnik ganzjährig geheizt,
gekühlt und entfeuchtet werden
kann (Abb. 3).

In Abbildung 4 wird die Funk-
tion ersichtlich mit der die
SANYO-VRF-Multisplit-Außen-
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Abb. 2: Gerätekonfiguration mit den eingesetzten SANYO-VRF Multisplit Außeneinheiten, getrennt

nach Süd- und Nordausrichtung.

Abb. 3: 4 Jahreszeitraum mit dem Verbrauch für Heizen, Kühlen und Entfeuchten.



einheiten geregelt werden. Die
Leistungsregelung erfolgt über 2
Verdichter, einen sogenannten
PC-Verdichter und einen Stan-
dardverdichter. Das heißt, dass
wir in 16 Stufen die Heiz- bzw.
Kälteleistung abrufen können
und dem System nur soviel Kälte-
mittel und Energie zugeführt
werden muss, wie von den Räu-
men abgenommen wird. Nur so
ist ein wirtschaftlicher Betrieb
möglich.

Handelt es sich bei dem vorge-
nannten Objekt um eine Neu-
baumaßnahme bei der von An-
fang an eine SANYO-VRF-Multi-
splitanlage geplant wurde, ist bei
dem nachfolgenden Objekt eine
Sanierungsmaßnahme im Mode
Haus Windsor in Hamburg als
Alternative die Klimatisierung
mit der Multisplittechnik vorge-
nommen worden (Abb. 5). Eine
klassische, traditionelle raum-
lufttechnische Anlage wie zuvor
geplant, war aus Platzgründen
nicht realisierbar. Das frühere
Wäschehaus Jaeger und Mirow
wurde zu einem exklusiven Mo-
dehaus umgebaut. Neben einem
Show-Raum im ersten Oberge-
schoss entstand im Erdgeschoss
eine neugestaltete Verkaufs-
fläche mit exklusiven Moden.

Von vornherein bestand die erste
Priorität des Betreibers darin,
trotz hoher innerer Wärmelasten
durch Beleuchtung und Perso-
nen, den eintretenden Personen
ein angenehmes Klima in den
Verkaufsräumen zu schaffen. Um
die aufgrund der hohen inneren
Wärmelasten erforderliche Ge-
samtkälteleistung von 91 kW rea-
lisieren zu können, wäre mit ei-
ner konventionellen Lüftungsan-
lage mit zentralem Lüftungsgerät
ein Luftvolumensturm 25.000 m³
pro Stunde notwendig gewesen.
Das heißt, bei einer angenom-
menen Luftgeschwindigkeit von
6 m/Sek. hätte man einen Kanal
von 1000 mm x 1000 mm über 4
Etagen durch ein Treppenhaus
führen müssen. Das war aus
Platzgründen überhaupt nicht
möglich. Für die Aufstellung
eines kombinierten Zu- und
Abluftgerätes mit den dazu-
gehörenden Komponenten so-
wie für einen Kaltwassersatz war
in dieser Größe auch kein Platz
vorhanden. Schon für ein we-
sentlich kleineres Lüftungsgerät
hätte eine sehr aufwendige Stahl-
konstruktion auf einem Vordach
aufgestellt werden müssen. Es
wurde daraufhin entschieden
nur ein kleines Lüftungsgerät für
die Außenluftaufbereitung auf
der Dachkonstruktion neben
den Außenteilen der SANYO-
ECO-Multisplitanlage zu instal-
lieren (Abb. 8).

Nach VDI 2078 wurde für eine
zu klimatisierende Fläche von ca.
800 m² eine Gesamtkälteleistung
von 75 kW für beide Geschosse
zzgl. der Kälteleistung für die
Außenluftaufbereitung von 16
kW errechnet. Die Auslegung der
Teilklimaanlage erfolgte gemäß
DIN 1946 Teil 2 mit einem
Außenluftanteil von 6.800 m³ pro
Stunde. Die Verkaufsräume wur-
den mit Zwischendeckengeräten
installiert (Abb. 6), die unter ei-
ner Brandschutzdecke montiert
wurden. Die verwendeten
Flexschläuche wurden auf einem
gemeinsamen Zuluftkanal ge-
führt an welchem Schlitzauslässe
angeschlossen sind. Die Raum-
luft wird über Schattenfugen, die
im Bereich der Umkleidekabinen
montiert sind, abgesaugt (Abb. 7).
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Abb. 4: Funktion, mit der die SANYO-VRF-Multisplit-Außeneinheiten geregelt werden.

Abb. 5



Somit steht dem Betreiber eine
Anlage zur Verfügung, die mo-
dernsten Anforderungen gerecht
wird und die ein angenehmes
Raumklima sowohl im Winter als
auch im Sommer schafft. Der
Hauptvorteil der heutigen VRF-
Multisplittechnik besteht darin,
dass Höhenunterschiede und
lange Rohrleitungslängen reali-
siert werden können. Bis zu 50
Metern (Abb. 9) Höhenunter-
schied können überbrückt wer-
den um auch das letzte Gerät an
den Kältemittelleitungen zu in-
stallieren. Da keine Klimazentra-
le benötigt wird, ist die freie Auf-
stellung auf dem Dach, gegebe-
nenfalls aber auch in einer Tief-
garage möglich. Zusätzlich zur
Standard-VRF-Technik, bei der
entweder geheizt oder gekühlt
wird, gibt es heute die Möglich-
keit mit einem Multi-Split-Sys-
tem gleichzeitig Räume zu hei-
zen und zu kühlen. Es können
Büroräume beheizt und parallel
dazu Technikräume permanent
gekühlt werden.

Bei der Installation dieser Sy-
steme ist unbedingt darauf zu
achten, da es sich hierbei um
eine Kälteanlage handelt, dass
eine erstklassige Montage durch
einen Kältefachbetrieb durchge-
führt werden muss. Des weiteren
ist bei der Planung Sorgfalt wal-
ten zu lassen, denn auch hier
spielt die DIN 1946 ein Rolle. Bei
den verschiedensten Gerätekon-
figurationen kann die DIN 1946
mit den darin enthaltenen Luft-
geschwindigkeiten eingehalten
werden. Eine sorgsame und ge-
naue Planung ist erforderlich
und es gilt festzulegen, welche
Geräte in den einzelnen Räumen
zu installieren sind.

Zusammenfassung
1. Die Luft-Luft-Wärmepumpe

für Kühl- und Heizbetrieb
eignet sich bis -15 C° Außen-
temperatur

2. Energieeinsparung durch
bedarfsgerechte Leistungs-
anpassung mittels PC-Ver-
dichtertechnik

3. Minimierung der Energie-
verluste im Teillastbetrieb

4. Einzelraumtemperaturrege-
lung und VVS (Variabler Vo-

lumenstrom) gehören zur
Standardausrüstung

5. Geringe Raumtemperatur-
schwankungen

6. Niedrige Schalldruckpegel
von Innen- und Außenein-
heiten

7. Kleine, formschöne Wär-
meübertragungsflächen im
Raum

8. Hoher Bedienungskomfort
9. Geringer apparativer Auf-

wand und Platzbedarf
10.  Niedrige Montagekosten

und 
11.  mögliche Betriebskosten-

senkung bis ca. 25% ge-
genüber herkömmlicher
Technik 

Mit der VRF-Multisplittechnik
sind auch der traditionellen
Raumlufttechnik neue Wege vor-
gegeben, die immer mehr zum
Einsatz kommen, weil Kosten,
aber auch Platzgründe eine im-
mer größere Rolle beim Einsatz
von raumlufttechnischen An-
lagen spielen. �
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13. August 2002, SAT1. Es läuft
die Sendung „Akte 02“. Übertitelt
mit „Der Tod aus der Klimaanla-
ge“ stand im Zentrum einer sie-
benminütigen Reportage der
Ausbruch der Legionärskrank-
heit in Großbritannien. Hier ein
Auszug aus der Sendung: „Klima-
anlagen sorgen für kühle Luft, ein
angenehmes Raumklima – und
sie können eine tödliche Gefahr
verbreiten: Legionellen. Eine
neue Untersuchung zeigt: Selbst

gut gewartete Klimaanlagen pu-
sten die tödlichen Erreger in
Hotelzimmer, Kaufhäuser, Tief-
garagen...“ Im weiteren Verlauf
der Sendung wird schließlich
mehrfach behauptet, dass es kei-
ne Vorschriften zur Wartung von
Kühltürmen und Klimaanlagen
gäbe.

Egal wie sachlich falsch fun-
diert diese Darstellung auch sei:
Das Problem der Legionellose
kann nicht unterschätzt werden.
Pro Jahr infizieren sich in
Deutschland bis zu 7.000 Men-
schen. Deswegen bieten wir Ih-
nen zur Hilfestellung und Dis-
kussion mit Ihren Kunden die
sachlichen Fakten.

Was ist die Legionärskrankheit?
Der Name der Krankheit

stammt von einem Treffen ehe-
maliger US-Berufssoldaten 1976
in einem Hotel in Philadelphia.
Dort erkrankten 149 von 4.400
Teilnehmern an einer untypi-
schen Form der Lungenentzün-
dung. Diese ließ sich auch mit
Penicillin nicht erfolgreich be-
handeln. 34 Personen verstarben
an den Folgen der Erkrankung.
Neben den Teilnehmern des
Kongresses erkrankten auch
Menschen, die sich längere Zeit

in der Empfangshalle des Hotels
bzw. auf dem angrenzenden
Gehweg aufgehalten hatten. Erst
ein halbes Jahr danach konnte
der Erreger identifiziert werden.
Es handelte sich um stäbchen-
förmige Bakterien. Aufgrund sei-
ner Entdeckung wurde ihm der
Name Legionella pneumophila
gegeben. 

Mittlerweile sind 15 Serogrup-
pen von Legionella pneumophila
und 40 verschiedene Spezies mit
61 Serogruppen in der Gattung
Legionelle bekannt.

Etwa 2 bis 10 Tage nach der An-
steckung bricht die Krankheit
mit Unwohlsein, Glieder- und
Kopfschmerzen sowie einem
Reizhusten aus. Innerhalb weni-
ger Stunden verschlimmert sich
der Krankheitsverlauf drastisch –
es kommen hohes Fieber, Schüt-
telfrost und Schmerzen im Brust-
raum hinzu. Bei Erkrankten mit
geschwächter Immunabwehr
kann die Legionärskrankheit
schnell tödlich enden. Mit Hilfe
bestimmter Antibiotika läßt sich
die Krankheit aber behandeln.
Eine Impfung ist nicht möglich.
Eine Übertragungsgefahr von
Mensch zu Mensch, beispiels-
weise durch Tröpfcheninfektion,
besteht nicht. Dennoch müssen
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Legionellen in der Klima- und
Lüftungstechnik – 
Fakten und Gegenstrategien
Bilden Lüftungs- und Klimageräte ein Potenzial zur Verbreitung von Legionellen? 

Sind sowohl dezentrale als auch zentrale Lüftungs- und Klimageräte gefährdet? 

Können Maßnahmen gegen ein eventuell bestehendes Wagnis getroffen werden? 

Wie läßt sich eine sichere Hygiene in den Geräten und Kanalnetzen gewährleisten? 

Diese Fragen bewegen nach dem letzten Ausbruch der Legionärskrankheit in Großbritannien 

die Betreiber und Nutzer von Lüftungs- und Klimaanlagen. Geht es nach den Machern 

von Sensationsreportage-Sendungen sind Klimaanlagen die Wurzel allen Übels. Zur Versachlichung der 

Diskussion bilden wir für Sie die wesentlichen Argumente ab, die das Phänomen der Legionellen beschreiben.

Martin Schellhorn,

Diplom-Kaufmann, Fachjournalist

Die Agentur – 

Kommunikations-Management 

Schellhorn
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Profi-Messgeräte und Know-how

testo AG, Testo-Straße 1, 79853 Lenzkirch, 
Tel. 07653 681-700, Fax 07653 681-701, www.testo.de, E-Mail: info@testo.de

Der Einstieg in die 
professionelle Rauchgasanalyse 

Servicestelle in Ihrer Nähe! 
Mit Hol- und Bring-Service. 

Das neue Rauchgas-Analyse-
gerät testo 325 M für Heizungs-
bauer und Gasinstallateure 

• Erfüllt alle Anforderungen zum 
Einstellen von Feuerungsanlagen.

• Hoher CO-Bereich bis 4.000 ppm.
• CO-Umgebungs-Messungs-

Zwischenspeicher.
• TÜV für O2, CO2 und °C.
• Zwei ∆P Druck-Messbereiche.
• Einfacher Messzellenwechsel.
• Automatische CO-Abschaltschwel-

len zum Schutz der Messzellen.
• Messdaten drahtlos ausdrucken.

Inbetriebnahme, Abnahme und Service
von RLT-Anlagen

Fragen Sie auch nach unseren bundesweiten Praxis-Seminaren für Klima-Messtechnik, Kältetechnik, Heizungs-Messtechnik,
Gebäudefeuchte und Sachverständigen-Symposien für Klima-Messtechnik und Bauschäden.

testo 400, ein Messgerät für alle
relevanten Messgrößen: m/s, % rF, 
CO2, CO, °C, td, hPa, m3/h, g/kg, 
U/min, mV/mA 

Referenz-Klima-Messgerät 
testo 400

• Schnelles, objektives Beurteilen 
einer Raumlufttechnischen Anlage 
am Messort mit integrierter 
Unsicherheits-Berechnung nach 
EN 12599. 

• Behaglichkeits-Messung mit auto-
matischer Turbulenzgrad-Berechnung 
nach DIN EN ISO 1946, Teil 2.

• Neuer , dünner Feuchtefühler für 
Raumklima, Abluftkanäle, Material-
ausgleichsfeuchte.

• Punktuelle Kontrolle und Langzeit-
überwachung durch Speicher.

• Vor Ort drucken, Auswerten im PC.

• Ideal für Messungen nach VDI 6022. 
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bestätigte Fälle der Legionärs-
krankheit dem Gesundheitsamt
gemeldet werden.

Wie und wo ist die Entstehung
gesundheitsgefährdender Kon-
zentrationen von Legionellen
möglich?

Zunächst muß das Bewußtsein
für das Vorhandensein von Le-
gionellen und die potenziell ge-
fährdeten Bereiche geschärft
werden. Legionellen sind in na-
hezu jedem Süßwasser – nicht im
Meerwasser – als natürlicher Be-
standteil der Mikrofauna vor-
handen. Sowohl im Grundwasser
als auch im kalten Trinkwasser
sind sie extrem selten zu finden.
Wegen der geringen Konzentrati-
on sind sie jedoch für den Men-
schen ungefährlich. 

Zur gesundheitsgefährdenden
Anreicherung ist eine nicht
näher definierte Standzeit erfor-
derlich. Zum Leben und Ver-
mehren benötigen Legionellen
eine Temperatur zwischen 25
und 50 °C. Höhere Temperaturen
führen zum Absterben. Erst bei
einer Anreicherung von Legio-
nellen und dem Einatmen des
damit kontaminierten feinen
Wassernebels, z. B. beim Du-
schen, kann die Krankheit aus-
brechen. Potentiell gefährdet
sind daher unter anderem auch
wenig frequentierte Hotelzim-
mer, wenn das Warmwasser län-
gere Zeit in den Rohrleitungen
gestanden hat. Potenziell gefähr-
lich können auch Haushaltsgerä-
te sein – die Munddusche zur
Zahnpflege, Wasservernebler in
modernen Duschpaneels, Whirl-
pools, zahnmedizinische Geräte,
das Kosmetikstudio mit Ver-
neblern, Inhalatoren etc. Deswe-
gen empfiehlt es sich z. B., in län-
ger nicht genutzten Duschen,
diese einige Minuten warm lau-
fen zu lassen und dabei den
Raum zu verlassen, damit der
feine Wassernebel nicht einge-
atmet wird. 

Das bedeutet: Voraussetzung
zur Entstehung gesundheitsge-
fährdender Legionellen-Konzen-
trationen ist der Einsatz von war-
men Wasser, das vernebelt wird
und eventuell längere Standzei-
ten hatte. 

Diese Voraussetzungen können
bei Lüftungs- und Klimageräten
ausschließlich bestimmte Be-
feuchter in Zentrallüftungsgerä-
ten erfüllen. Gebläsekonvekto-
ren, dezentrale Luftbehand-
lungsgeräte wie die Produkte der
Serie GEA MultiMAXX etc. bieten
Legionellen daher keinerlei An-
griffsfläche. Unter ungünstigen
Bedingungen könnten auch
Filter betroffen sein. 

In Zentrallüftungsgeräten liegt
das Hauptaugenmerk auf den
Filtern und der Luftbefeuchtung.
Hier muß ausdrücklich auf das
Regelwerk der VDI 6022 verwie-
sen werden, in der die hygieni-
schen Anforderungen an RLT-
Anlagen im Vordergrund stehen.
Wie Untersuchungen am Institut
für Hygiene der Freien Univer-
sität Berlin zeigen, sterben Mi-
kroorganismen nach ihrer Ab-
scheidung auf Luftfiltern inner-
halb von drei bis vier Tagen ab.
Nur bei langanhaltenden hohen
relativen Luftfeuchtigkeiten und
hohen Temperaturen kann es zu
einem mikrobiellen Wachstum
auf den Luftfiltern kommen. Die
VDI 6022 legt unter dem Ge-
sichtspunkt der Hygiene genau
die Eckdaten für die Planung,
den Betrieb und die Wartung von
Zentrallüftungsgeräten fest. 

„Wirklich kritische Anlagen
hinsichtlich Problemen mit Le-
gionellen finden Sie in Deutsch-
land kaum noch“, so Ulrich
Busch, Geschäftsführer des Ser-
vice- und Wartungsunterneh-
mens GEA LKH. „Durch die auf-
getretenen Fälle in Spanien und
Großbritannien sowie die Be-
richterstattung in den Medien
wurde das Bewußtsein für diese
Problematik geschärft. Vielfach
fragen in Bürogebäuden sogar
die Mitarbeiter bei der Ge-
schäftsleitung nach den Maß-
nahmen gegen eine mögliche Le-

gionellen-Konzentration. Wir ha-
ben in Verbindung mit dem TÜV
Rheinland Messungen an einer
Fülle von Anlagen durchgeführt.
Es wurden Wasser- und Luftpro-
ben hinter dem Wäscher gezogen
und dann die Anzahl der Keime
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Die Hersteller von Zentrallüftungsgeräten in Deutschland

bieten die besten Voraussetzungen für eine sichere Hygiene

und ordnungsgemäße Wartung. Z.B. im GEA-Technologie-

zentrum wird ständig nach einer Optimierung der Geräte-

technik geforscht.

Spezielle Zentrallüftungsgeräte für hoch sensible Bereiche,

wie z.B. die Lebensmittelherstellung oder OP-Säle in Kran-

kenhäuser erfüllen aufgrund ihres Aufbaus besonders hohe

Hygiene-Standards.
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gemessen. Das Ergebnis: Keime
waren zwar überall vorhanden –
Legionellen sind nun einmal ein
natürlicher Bestandteil im Süß-
wasser –, aber weit unterhalb je-
der gesundheitlich bedenklichen
Konzentration.“

Wodurch kann es zur Anreiche-
rung von Legionellen in Klima-
und Lüftungsgeräten kommen?
Welche Voraussetzungen für eine
sichere Hygiene lassen sich be-
reits im Planungsstadium einer
Zentrallüftungsanlage schaffen?

Grundsätzlich läßt sich der Ge-
samtbereich Lüftungs- und Kli-
matechnik in zwei Bereiche un-
terteilen – zum einen in die
„Hardware Klimazentrale und
Kanalnetz“, zum anderen in die
„Software der Raumluftbewe-
gung, Luftqualität und Behag-
lichkeit“. Die Begriffe Luftqua-
lität und Hygiene wiederum sind
voneinander abhängig. 

Wo keine Luftqualität erzeugt
wird, kann keine Hygiene entste-
hen. Faktoren mit denen die
Luftqualität beeinflußt werden
kann, sind z.B. besondere Anfor-
derungen an die Konstruktion,
eine spezielle Auswahl von Mate-
rialien sowie eine sorgfältige Pla-
nung und Auswahl von Klimaan-
lagen und Luftfiltern korrespon-
dierend mit einer regelmäßigen,
professionellen Wartung gemäß
der VDI 6022. Die Hygiene in Kli-
maanlagen steht und fällt mit
diesen Themen und bereits hier
wird deutlich, dass im Anlagen-
betrieb auftretende Störungen
oder unerwünschte Nebeneffek-
te auch aufgrund von Fehlern im
Planungs- und Auswahlstadium
entstehen können.

Lüftungs- bzw. Klimageräte
werden teils immer noch als not-
wendiges Übel angesehen und so
finden sie bei der Planung einer
Neubau- oder Sanierungsmaß-
nahme auch nur am Rande
Berücksichtigung. Um jedoch in
puncto Qualität, Betrieb und
Wartung zu optimalen Verhält-
nissen zu gelangen, müssen be-
reits bei der Planung eine Viel-
zahl von Faktoren berücksichtigt
werden.

Der einfachste Aspekt: Für Re-
paratur- und Wartungsarbeiten
muß die Bedienungsseite frei zu-
gänglich sein. Verrohrungsan-
schlüsse für Wärmetauscher und
andere Systeme sollten deswe-
gen auf die Geräterückseite ver-

legt werden. Der erforderliche
Mindestplatzbedarf ist hinter
dem Gerät die halbe Gerätebreite
und vor der Anlage an der Bedie-
nungsseite die volle Breite.

Der Luftansaug der Kanäle soll-
te im Dachbereich oder soweit
wie möglich vom Boden ent-
fernt plaziert werden. Diesem
Gesetz liegt eine einfache Regel
zugrunde, nach der sich staub-
haltige und verschmutzte Luft
am ehesten im Bodenbereich
aufhält. Eine weitere einfache
Maßnahme ist es, den Ansaug
auf die Nordseite eines Gebäudes
zu verlegen. Durch die häufige
Nord/West-Luftströmung in
Deutschland ist nicht nur saube-
rere Luft, sondern im Sommer
auch eine gemäßigtere Tempera-
tur zu erwarten. Dass der Luft-
auslaß so anzuordnen ist, dass
kein „Kurzschluß“ zur angesaug-
ten Luft entsteht, ist selbstver-
ständlich.

Im Anschluß hieran ist die Fest-
legung wichtig, ob die Klimaan-
lage im industriellen, haustech-
nischen oder hygienischen Be-
reich zum Einsatz kommen wird.
Hiervon hängen nicht nur die
weitere Planung, sondern ganz
wesentlich auch die zukünftigen
Wartungsrythmen ab.

Anhand der Betrachtung eini-
ger Gerätekomponenten lassen
sich weitere Anforderungen an
die Instandhaltung und den - ko-
stengünstigen – Betrieb von Kli-
maanlagen ableiten. So erfüllen
z.B. die Gehäuse immer dann
ihre Erfordernisse, wenn für alle
Einbauteile ausreichend Platz
zur Verfügung steht. Untrügliche
Qualitätsmerkmale sind auch
Doppelschaligkeit, eine gute
Dämmung, ein geringer Wärme-
durchgang und innenliegende
glatte Flächen ohne Winkel und
Rillen, die eine turnusmäßige
Reinigung ansonsten nicht nur
erschweren, sondern nahezu
unmöglich machen können.

Besonderes Augenmerk sollte
darauf gelegt werden, dass sich
für Wartungs- und Reparaturar-
beiten ganze Geräteflächen wie
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Eine professionelle, turnusmäßige Wartung gemäß VDI 6022

ist die sicherste Grundlage, um mögliche Hygiene-Risiken in

jeder Hinsicht auszuschalten.

Zur Wartung von Zentrallüftungsanlagen sollten ausschließ-

lich qualifizierte und geschulte Fachkräfte zugelassen wer-

den. Sowohl das Unternehmen als auch die Monteure sollten

gemäß VDI 6022 zertifiziert sein.
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beispielsweise beim System
GEA-ATplus ohne großen Auf-
wand entfernen lassen. Die Ar-
beitszeit-Kosten hierfür lassen
sich so niedrig halten.

Verursacher der Verschmut-
zung von Klimaanlagen sind
schwebende Teilchen, die fest
oder flüssig sein können. Diese
Aerosole liegen in einem
Größenbereich zwischen 0,01 bis
ca. 40 my. Größere Teilchen ha-
ben eine relativ große Sinkge-
schwindigkeit und kommen des-
halb seltener vor. Die Ausnah-
men bilden Pollen, Pflanzenfa-
sern oder Tierhaare sowie leichte
organische Materialien. Luftfilter
haben drei bekannte physikali-
sche Effekte: die direkte Ab-
scheidung großer Teilchen, die
Abscheidung über Trägheit und
die Abscheidung durch Diffu-
sion.

Filter sind damit generell ein
neuralgischer Punkt im Hygiene-
konzept. Filter-Standzeiten von 6
Monaten sollten generell nicht
überschritten werden. Hier ge-
ben die Hersteller unterschiedli-
che Empfehlungen ab, die strikt
befolgt werden sollten. Gerade in
der heißen Jahreszeit sollten die
Filter noch öfter gewechselt wer-
den. Unbedingt ist darauf zu ach-
ten, dass die Filter staubluftseitig
gewechselt werden. Dadurch
wird eine Kontaminierung der
hinter dem Filter liegenden Luft-
strecke über herausfallendes Fil-
trat vermieden. Ein ausreichen-
der Platz für die Wartung der Fil-
ter ist unbedingt einzukalkulie-

ren, denn schon oft hat räumli-
che Enge nicht nur zu unwilliger,
sondern auch zu schlechter War-
tungsqualität geführt.

Zur Befeuchtung der Luft kön-
nen verschiedene Systeme ein-
gesetzt werden. Üblich sind Ver-
dunstungsbefeuchter wie z. B.
Matten, Dampf- oder Sprühbe-
feuchter. Die Wascher haben
neben ihrer Aufgabe als Luftbe-
feuchter auch die Eigenschaft,
Luft von bestimmten Verunreini-
gungen zu trennen. Vorausset-
zung hierfür ist allerdings eine
gewissenhafte und sachgerechte
Wartung sowie Reinigung.

Mehrere Fakten sollte man
grundsätzlich im Zusammen-
hang mit Waschern kennen:
● Zu weiches Wasser hat keine

große Oberflächenspannung -
das Wasser schlägt am Trop-
fenabscheider und am Gleich-
richter durch.

● Verunreinigungen der Luft
bleiben weitestgehend im Was-
ser zurück – eine Eindickung
kann durch Abschlämmen ver-
mieden werden.

● Eine Vermehrung von Erre-
gern, auch Legionellen, findet
bei Temperaturen unterhalb
von 25 °C kaum statt.

● Bei abgeschaltetem Gerät sind
feuchte Stellen gute Nähr-
böden für Erreger und Pilze.

Aus diesem Grund sollten Wa-
scher in regelmäßigen Abstän-
den von ca. zwei Wochen gründ-
lich gereinigt werden. Wenn die
Anlage abends abgeschaltet

wird, sorgt das vorherige Ablas-
sen des Wassers und ein ca. ein-
stündiges Trockenlaufen der An-
lage dafür, dass kein Nährboden
für Erreger mehr vorhanden ist.
Diese Automatik sollte Bestand-
teil einer auf Klimaanlagen abge-
stimmten Regelung sein. Wird
die an die Luft abgegebene, d.h.
verdunstete Feuchtigkeit und die
für die erforderlichen Maßnah-
men aufgewendete Wassermen-
ge verglichen, läßt sich fest-
stellen, dass sich der geringe
Mehraufwand an Wasser in be-
zug auf die Sauberkeit der Anlage
und die Atemluft lohnt. Luftwä-
scher werden heute, aufgrund
der garantierten Vermeidung von
Legionellen, oft als Dampfbe-
feuchter ausgelegt. Legionellen
sterben aufgrund der Erhitzung
des Wassers über 100 °C sicher
und vollständig ab.

Klimaanlagen im beschriebe-
nen Sinne auszurüsten bedeutet
natürlich einen höheren Anla-
genpreis. Dieser läßt sich jedoch
über die sicheren Hygienevor-
aussetzungen und die wesentlich
geringeren Betriebs- und War-
tungskosten nicht nur rechtferti-
gen, sondern auch schnell amor-
tisieren. Kalkulationsbeispiele
bei der Planung lassen hier von
Anfang an keine Unsicherheit in
der Entscheidung auftreten. In-
vestitions- und Amortisations-
rechnungen der eigenen kauf-
männischen Abteilung werden
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Vollkommen glatte Innenflächen – keine Chance für die Bil-

dung von Schmutznestern. Eine wichtige Voraussetzung für

sichere Hygiene im Geräteaufbau.

Dezentrale Luftbehandlungsgeräte bieten Legionellen keine Angriffsfläche.
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rasch die Kalkulationen bestäti-
gen.

Wurde mindestens die Filter-
klasse F7 ausgeschrieben? Ist das
Zentrallüftungsgerät so dimen-
sioniert, dass der Wasserdurch-
tritt durch den Tropfenabschei-
der zuverlässig vermieden wird?
Sind Kondensatwannen aus kor-
rosionsbeständigem Material
ausgeschrieben? Die Fragen, die
in der Planung gestellt und ent-
sprechend beantwortet werden,
bzw. zu Aktionen für eine sichere
Hygiene führen, sind umfang-
reich.

Dies zeigt, wie wichtig bereits
im Planungsstadium die Berück-
sichtigung der Hygiene und War-
tungsmöglichkeiten bei Zen-
trallüftungsanlagen ist. Speziali-
sierte Planungsbüros werden
dementsprechend Anlagen aus-
richten und optimieren. 

Bei Zentrallüftungsgeräten
sollten somit folgende Elemente
in bezug auf das Gefährdungs-
potenzial durch Legionellen be-
sonders beachtet werden:

● Offene Wasserkühlsysteme –
diese weisen in der Regel an-
dauernd Wasser-Temperatu-

ren über 30 °C auf. Das Pro-
blem der möglichen Anreiche-
rung von Legionellen tritt da-
her nicht im Zentrallüftungs-
gerät auf, das einen geschlos-
senen Kreislauf hat. Der offene
Kreislauf mit dem direkten
Kontakt zwischen Wasser und
Luft besteht dagegen außer-
halb des RLT-Gerätes – im
Kühlturm.

● Umluftsprühbefeuchter –
Durch den Intervallbetrieb
können Standzeiten auftreten,
in denen sich Legionellen an-
reichern. Dies kann durch au-
tomatische Spülvorgänge und
Wasserentkeimungsanlagen
unterbunden werden. Dampf-
befeuchter gelten als unkri-
tisch.

● Filter – Abgeschiedene Legio-
nellen, hohe Luftfeuchtigkeit
und seltener Wechsel können
auf Filtern zu einer Vermeh-
rung der Legionellen führen.
Auch hier ist ein einfacher
Schutz des Filters möglich.
Entweder wird ein entspre-
chender Aufstellungsort ge-
wählt, der das Eindringen von
Schlagregen und Feuchtigkeit
nahezu unmöglich macht oder
es werden konstruktive Maß-
nahmen ergriffen. Dazu zählen
Wetterschutzhauben oder ein
Vorerhitzer, als Schutz des Fil-
ters vor Feuchtigkeit. 

Können Maßnahmen gegen 
eine mögliche Anreicherung von
Legionellen in Elementen von
Zentrallüftungsgeräten 
getroffen werden?

Ja, Grundlage für einen nahezu
100 %igen Schutz gegen die ge-
sundheitsgefährliche Anreiche-
rung von Legionellen ist eine
ordnungsgemäße Wartung ge-
mäß der VDI 6022 und den Emp-
fehlungen der Hersteller.

Überall dort, wo Wasser bei
Temperaturen zwischen 25 und
50 °C fein vernebelt wird sowie
eingeatmet werden kann, muß
eine hygienisch einwandfreie
Reinigung erfolgen. 

In kaum einer anderen Branche
sind die Vorschriften hinsichtlich
der Hygiene so streng und ein-
deutig wie in der Klima- und Lüf-
tungstechnik. Die VDI 6022, die
VDMA 24186 und die Empfeh-
lungen der Hersteller geben die
exakte Richtschnur vor, um die
Entstehung gefährlicher Legio-
nellen-Konzentrationen und die
Möglichkeit einer Gefährdung
des Menschen garantiert zu ver-
meiden. 

„Auch ältere Zentrallüftungs-
anlagen können in einem hygie-
nisch einwandfreien Zustand ge-
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Trotz der Tatsache, dass kein Gefährdungspotenzial im Hinblick auf Legionel-

len von dezentralen Luftbehandlungsgeräten ausgeht, müssen auch bei diesen

Geräten regelmäßig die Luftfilter gewechselt werden. Nur so ist eine sichere

Hygiene gewährleistet.

Konventioneller Luftwäscher mit UV-Entkeimungsanlage 
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halten werden, wenn sie regel-
mäßig gewartet und vor allen
Dingen gereinigt werden“, so
Busch weiter. „Das ist aber letzt-
endlich eine Kostenfrage, denn
ältere Systeme benötigen oft an-
dere Wartungsrhythmen als neue
Geräte.“

Einige allgemeine Fakten zum
Thema Wartung sollen die voran-
gegangenen Ausführungen noch
ergänzen:

● Zur Wartung sollten grund-
sätzlich nur qualifizierte und
geschulte Fachleute zugelas-
sen werden. Achten Sie darauf,
dass die Firma und die Mon-
teure gemäß der VDI 6022  zer-
tifiziert sind! Die Verträge mit
der Wartungsfirma sollten
dementsprechend einen Hin-
weis auf die Wartung gemäß
VDI 6022 und / oder VDMA
24186 enthalten.

● Die Wartung und Inspektion
muß in festen Intervallen
durchgeführt werden. Hier ist
der Abschluß eines Wartungs-
vertrages empfehlenswert. Re-
paraturen hingegen sollten nur
nach der Feststellung von De-
fekten erfolgen. Bevorzugen
Sie dabei Unternehmen, die
sich auf Wartung und Service
konzentrieren und hier ihr
Know-how aufgebaut haben.
Bieten große Hersteller  einen
Werks-Kundendienst – wie z.B.
die GEA LKH – ist besonders
umfassendes Know-how auf
die Geräte einer Marke vor-
handen, das zusätzliche Si-
cherheit gibt.

● Ist ein Hygiene-Management
für den Betrieb aufgestellt wor-
den? Neben dem professio-
nellen Wartungsdienst muß
auch beim Betreiber der Anla-
ge Sachkenntnis über die Pro-
blematik der Legionellen vor-
handen sein. Nur so können
die ständigen Kontrollen und
Wartungen sachgerecht ausge-
führt werden. Der TÜV bietet
hierzu Schulungen an.

● Wartungsnachweise in Form
von Checklisten dienen im Zu-
sammenhang mit Reparatur-
nachweisen der Beurteilung
des Anlagenzustands.

Was kann vor der Investition in
ein Zentrallüftungsgerät beach-
tet werden, um das Risiko der 
Anreicherung von Legionellen zu
minimieren?

Wie bereits ausführlich erläu-
tert, ist die Planung gemäß der
VDI 6022 durch ein spezialisier-
tes Fachunternehmen die beste
Voraussetzung für eine sichere
Hygiene - bereits vor der Investi-
tion. Das Rohrleitungsnetz der
Zentrallüftungsanlage sollte auf
dem neuesten technischen
Stand und hygienisch gereinigt
sein. Es sollte keine potenziellen
Schmutznester in Blindschäch-
ten aufweisen. 

Unabdingbar wichtig: Vor dem
ersten Einfahren der Zentrallüf-
tungsanlage sollte sowohl das
Gerät als auch das Kanalnetz
noch einmal gesäubert werden.
Dies unterbleibt vielfach, weil die
Geräte vom Hersteller in offen-
sichtlich einwandfreiem hygieni-
schen Zustand angeliefert wer-
den. Während der Bauphase wird
jedoch ohne Zweifel Staub oder
Schmutz in das Gerät und das
Kanalnetz eingebracht, der den
Nährboden für Verunreinigun-
gen bilden kann.

Bereits bei der Investition in ein
RLT-Gerät sollte aber auch auf
die Voraussetzungen für eine ein-
fache, hygienische Wartung ge-
achtet werden. Absolut glatte
Oberflächen im Inneren, voll-
ständig ausziehbare Einbauteile
und einfach zu öffnende Türen
sind hierbei die wesentlichen
Eckpunkte. Wurden im Luftstrom
keine offenporigen Materialien
wie z. B. Kunststoffe eingesetzt,
die einen Nährboden für Mikro-
organismen bilden können? Ga-
rantiert die Form der Kondensat-
wannen eine vollständige Ent-
leerung? Auch von der konstruk-
tiven gerätetechnischen Herstel-
lerseite her, lassen sich die Vor-

aussetzungen für eine sichere
Hygiene schaffen.

Die in diesem Bericht zusam-
mengefaßten Fakten zu Legio-
nellen, der Legionärskrankheit
sowie den Hinweisen und Anre-
gungen vom Planungsstadium
bis zu den Wartungen geben ei-
nen Anhaltspunkt über einige
grundsätzliche Fakten zum Pro-
blemfeld Legionellen sowie der
allgemeinen Hygiene im Um-
gang mit Zentrallüftungsgeräten
und sollen für dieses wichtige
Thema sensibilisieren. Luft muß
als Lebensmittel angesehen und
entsprechend behandelt werden.
Eine mikrobielle Infektion mit
Legionellen oder Klagen über
Klima- und Lüftungsanlagen
werden dann kein Thema sein.
Durch die strikte Ausführung der
Wartungsintervalle und ihre
fachgemäße Durchführung las-
sen sich dann alle Vorzüge einer
modernen Klimaanlage nutzen.
�

Bildnachweis alle Fotos:

GEA Happel Klimatechnik GmbH 
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Durch den Intervallbetrieb können in Umluftsprühbefeuch-

tern Standzeiten auftreten, in denen sich Legionellen an-

reichern. Dies kann durch automatische Spülvorgänge und

Wasserentkeimungsanlagen unterbunden werden.
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Die Stadt Hameln hat weniger
Sorgen, seitdem die Liegenschaf-
ten Fernüberwacht und -bedient
werden. Probleme einer einheit-
lichen Visualisierung und Bedie-
nung der versorgungstechni-
schen Anlagen bereiteten vorher
die verschiedenen DDC-Regler-
fabrikate in den einzelnen Lie-
genschaften. Die fabrikatsneu-
trale GLT-Software IBS fungiert
heute als Dolmetscher für die un-
terschiedlichen DDC-Fabrikate.

Ausgangslage: Das regelungs-
technische Durcheinander von
41 Kommunalbauten in Hameln
erleichterte der Stadtverwaltung
nicht gerade das Verwalten. Im
Laufe der Jahre sind im Rahmen
von Neubauten und Sanierun-
gen unterschiedliche DDC Sys-
teme, z. B. von Landis & Gyr,
Messner, Saia und Sauter in den
einzelnen Liegenschaften instal-
liert worden. Da die versorgungs-
technischen Anlagen zu diesem
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Offene Systeme in der 
Gebäudeautomation 
am Beispiel 
der Stadt Hameln
Das Projekt Stadt Hameln ist exemplarisch für ein GLT-Leitnetz.

Es handelt sich hier um keine Sonderlösung. Das Konzept ist in einer Vielzahl weiterer Projekte realisiert.

Es ist somit problemlos multiplizierbar und auf andere Kommunen / Leitnetze umsetzbar.

Rathaus der Stadt Hameln: Vom Hochbauamt werden derzeit 41 Liegenschaften der Stadt Hameln über die fabrikats-

neutrale Gebäudeleittechnik IBS überwacht und bedient.

Liegenschaft Rattenfängerhalle:

hier trainieren Schul-, Breiten- und

Spitzensportler.

Dipl.-Ing. Michael Hanke,
Ingenieurgesellschaft für Gebäu-
deautomation mbH (INGA).
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Zeitpunkt autark gesteuert und
geregelt wurden, beschäftigte
man sich erst zu einem späteren
Zeitpunkt damit, die Liegen-
schaften von einem zentralen
Ort zu überwachen, zu bedienen
und den Anlagenbetrieb für Op-
timierungen auszuwerten.

Aufgrund der unterschiedli-
chen DDC-Systeme war es zu
diesem Zeitpunkt jedoch nicht
möglich eine Gebäudeleittech-
nik, der bisher eingesetzten Reg-
lerhersteller auszuwählen und
die anderen Fremdsysteme ent-
sprechend zu integrieren. So
wurde nach einer fabrikatsneu-
tralen GLT gesucht, die eine Inte-
gration unterschiedlicher DDC-
Systeme über einheitliche Ober-
fläche ermöglicht.

Der Übersetzer, der den Weg
zum offenen System ermöglicht,
stammt von der Ingenieurgesell-
schaft für Gebäudeautomation
mbH (INGA). INGA verknüpft
über seine IBS-Software unter-
schiedliche DDC und SPS-Syste-
me und ermöglicht so die Kom-
munikation über eine einheitli-
che Bedienoberfläche. In Ha-
meln wurden auf diese Art mitt-
lerweile 41 Gebäude mit zusam-

men 8000 Datenpunkten ver-
netzt. Im Endausbauziel sollen
über 50 Liegenschaften auf das
IBS-System im Hochbauamt Ha-
meln aufgeschaltet werden.

Erfahrungen im Betrieb: Die
Kommunalverwaltung von Ha-
meln habe mit dieser Öffnung
der Systeme einige Sorgen weni-
ger. Ein Beispiel sei die Änderung
der Zeitprogramme entspre-
chend dem jährlichen Ferien-
plan. Der Angestellte im Hoch-
bauamt tippe in wenigen Minu-
ten Schulferien in den Computer
und schicke sie per IBS-Protokoll
in sämtliche Unterrichtsgebäude
der Stadt Hameln. Gleichgültig,
welches Reglerfabrikat in wel-
cher Technikzentrale installiert
sei.

Neben den Vorteilen der Fabri-
katsneutralität hat die Anlagen-
transparenz Einsparpotentiale
aufgedeckt und die Anlagenver-
fügbarkeit erhöht. Eine defekte
Pumpe verbirgt sich dann bei-
spielsweise nicht in einem ab-
strakten Schaltschema. Ein Foto
der Gegebenheiten zeige direkt
den Einbauort auf dem Bild-
schirm. Dies erleichtert auch
dem Service- und Wartungsmon-
teur die Fehlerdiagnose. Ein ex-
terner FM-Servicedienstleister
hat einen abgesetzten IBS-Be-
dienplatz mit der Datenbank der
Stadt Hameln in seiner Zentrale.
Von dort und über einen mobilen
Webclient, den das Serviceunter-
nehmen nutzt, ist bei Bedarf ein
Eingreifen in die Anlagentechnik
möglich.

Die IBS Gebäudeleittechnik
stellt keine hohen Anforderun-
gen an das Bedienpersonal und

erfordert auch keine Program-
mierkenntnisse.

Die Vorteile für die Stadt Hameln
im Überblick:
• Ausschreibungsfreiheit durch

Fabrikatsneutralität / Herstel-
lunabhängig auf DDC-Ebene

• DDC / SPS, LONWORKS, EIB
und diverse Bussysteme in
eine GLT integrierbar

• Einbindung bestehender älte-
rer DDC-Systeme 

• Stufenweiser Ausbau durch
modularen Softwareaufbau

• Konsequenter Einsatz mo-
dernster Internet-Technologie,
Oberfläche im Windows XP-
Look.

• Flexible Gestaltungsmöglich-
keiten der Bedienoberfläche,
kein festes Layout der IBS-
Oberfläche, Firmen-Design
und OEM-Anpassungen sind
mit geringem Anpassungsauf-
wand möglich.

• GLT-spezifische Anforderun-
gen werden als ActiveX-Objek-
te zur Browsererweiterungs-
funktion von INGA geliefert 
(z. B. IBS-Anlagenbilder mit
dynamischen Einblendungen,
animierten Grafiken, 3D-Dar-
stellungen, Farbumschlägen
und blinkenden Elementen)

• Unterstützung von einer Viel-
zahl von Bild- und Grafikfor-
maten (GIF, WMF, JPEG, BMP,
GIF, DWG, DXF, …).

• Aufteilung von IBS-Daten-
bankserver und Bedienplatz
(Client-Server-System) mit
voller IBS-Funktionalität auf
allen Bedienplätzen, Bedie-
nung über Internet Explorer.

• Kein Datenabgleich im GLT-
Mehrplatzbedienungskonzept
notwendig.

• Verteilte Anwendungen im In-
traNet/InterNet unter Nutzung
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Weserbergland-Zentrum in Hameln

gehört zu den 41 vernetzten Kommu-

nalbauten der Stadt Hameln. Hier

gibt es einen abgesetzten Bedien-

platz der eine Bedienung vor Ort für

die Haustechniker ermöglicht. Zu-

sätzlich ist die Bedienung über den

übergeordneten IBS-GLT-Leitrechner

der im HBA installiert ist möglich.

Die IBS Bedienung erfordert keine

Programierkenntnisse
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Wer bekommt bei einem Brauerei-

Kupferkessel nicht glänzende

Augen? Klar, weil da mehr drin ist, als

äußerer Glanz. Genau wie bei einer

Installation aus Kupfer. Denn wer Kupfer

einsetzt, hat viele Vorteile auf seiner Seite.

Und dazu ein glänzendes Ergebnis.

Wetten, dass damit auch der Feierabend

noch mal so schön ist?

Ohne Kupfer ist der 
Feierabend trocken ...

Kupfer im Dialog:
Rufen Sie uns an und erfahren Sie alles über Kupfer.

Initiative Kupfer, Tel. 0800 -1 58 73 37

www.kupfer.de · info@kupfer.de ... das Gefühl, es ist Kupfer.

Ohne Kupfer ist der 
Feierabend trocken ...

... das Gefühl, es ist Kupfer.

029.qxd  27.05.2003  09:09  Seite 31



bestehender Netzwerktopolo-
gien.

• Geringere Hardwareanforde-
rungen und somit Hard-
warekosten für Clients.

• Zentrale Datenhaltung im Ser-
ver, Absicherung hoher Verfüg-
barkeit nur am Server.

• Minimaler Pflegeaufwand bei
Systemerweiterung.

• Zentrale Verwaltung der Pro-
grammeinstellungen und zen-
trale Passwortverwaltung.

• Freie Gliederungsmöglichkei-
ten nach:
o Liegenschaft 
o Anlage 
o Gebäude 
o Standort 
o Technische Datenstruktur

(Unterstation, Knoten) �
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Durchführung des Projektes:

Eingesetzte DDC-Systeme: ● LANDIS&Gyr EKL, PRV
● SAIA PCD
● Sauter
● Messner

Realisierung: Beginn 1986, mehrere Sanierungen/Neubauten

Aufgeschaltete Gewerke: Heizung, Klimatisierung, Fernwärme, Sanitär

Anzahl aufgeschaltete Datenpunkte: 8000

Anzahl Bedienplätze: – 1 Bedienplatz im HBA mit Zugriff 
auf 41 Liegenschaften

– 19 abgesetzte Bedienplätze in den Liegenschaften
nur Bedienung der "Vor-Ort-Anlagen"

– 1 Bedienplatz beim FM-Dienstleister mit Zugriff 
auf alle Liegenschaften

– 1 mobiler Web-Client für externes FM-Serviceunternehmen

Eingesetzte Gebäudeleittechnik: IBS, INGA mbH, Wehler Weg 14, 31785 Hameln
www.inga-hameln.de,Tel.: 05151/9451-31
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Warum modernisieren?
In älteren Häusern und Altbau-

Wohnungen findet man häufig
eine „Sparinstallation“ vor. Als
man damals baute, war man
nämlich überzeugt, dass ein
Lichtschalter, ein Leuchtenaus-
lass und eine Steckdose pro

Raum völlig ausreichen. Heute
möchte man in einem Raum mit
Decken-, Wand- und Stand-
leuchten unterschiedliche Licht-
stimmungen erzeugen, man
möchte die Leuchten von mehre-
ren Stellen aus nicht nur schalten
sondern auch dimmen können.
Anstelle der handbetätigten
Rollläden hätte man gerne elek-
tromotorisch angetriebene, die
auch noch automatisch zeit- und
helligkeitsgesteuert herab- und
wieder hochgefahren werden.
Man hätte gerne eine komforta-
ble Raumtemperatur-Regelung,
die aber gleichzeitig helfen soll
Heizenergie einzusparen. Schläft
man, ist man verreist und stehen
Haus oder Wohnung leer, so
möchte man vielleicht Fenster
und Türen sowie Räume überwa-
chen, um erkennen zu können,
ob jemand versucht einzubre-
chen oder bereits eingedrungen
ist. Und man möchte im Falle ei-
nes Einbruchs nicht nur seine

Nachbarn optisch und akustisch
alarmieren, sondern man möch-
te, wenn man nicht zu Hause ist,
dies auch über eine Text- oder
Sprach-Nachricht an sein Handy
sofort erfahren oder auf diesem
Wege ein Sicherheits-Unterneh-
men benachrichtigen. Dies gilt
selbstverständlich auch für die
Branderkennung. Über einen
oder mehrere Rauchmelder
möchte man einen Brand
frühestmöglich erkennen kön-
nen und nicht nur vor Ort aku-
stisch sondern, vor allem bei Ab-
wesendheit, auch per Telefon
alarmiert werden.

Geht man daran, seine Räume
komfortabler und sicherer zu
machen, so ist dies mit einer Viel-
zahl von Installationsarbeiten
verbunden, die wegen der erfor-
derlichen Stemm- und Bohrar-
beiten nicht nur viel Schmutz er-
zeugen sondern auch zusätzliche
Kosten, da man anschließend
viele Flächen neu tapezieren,
fliesen oder anstreichen muss.
Das Verlegen zusätzlicher 230V-
Leitungen ist z.B. bei einer Um-
rüstung von Rollos mit Seilzug
auf Elektroantriebe unumgäng-
lich. In vielen Fällen kann das
Verlegen zusätzlicher Leitungen
jedoch vermieden werden, wenn
man Installationsgeräte mit KNX
Funk-Kommunikation einsetzt.

Warum KNX Funktechnik?
Dass man durch den Einsatz

von Installationsgeräten mit
Funk-Kommunikation den In-
stallationsaufwand reduzieren
kann, ist nicht neu. Warum soll
man aber ausgerechnet Geräte
mit KNX Funktechnik einsetzen?

Die KNX Funktechnik ist durch
die KONNEX-Association stan-
dardisiert und wird als EN 50090-
5-5 veröffentlicht werden. Sie er-
möglicht daher den gemeinsa-
men Einsatz von Funk-Produk-
ten aller Anbieter, die ebenfalls
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Modernisierung der Elektro-
Installation mit KNX Funk

Gerät Bauform Bestell-Nr.

Universaldimmer Einsatz sys Unterputz 5TC1 230

Jalousiesteuerung Einsatz sys Unterputz 5TC1 231

Schalteinsatz sys 2-Leiter 25/250 Unterputz 5TC1 232

Schalteinsatz sys 2-Leiter 15/500 Unterputz 5TC1 233

Wandsender Batterie wave UP 110 Unterputz 5WG3 110-2AB01

Wandsender 230V wave UP 110 Unterputz 5WG3 110-2AB11

Wandsender Aktor 230V wave UP 560 Unterputz 5WG3 560-2AB01

Repeater wave UP 141 Unterputz 5WG3 141-2AB01

Taste wave UP 210 Unterputz 5WG3 210-2AB11

Taste wave Jalousie UP 211 Unterputz 5WG3 211-2AB11

Handsender wave S 425 Tischgerät 5WG3 425-7AB21

Tür-/Fensterkontakt wave AP 260 Aufputz 5WG3 260-2AB01

Touch-Manager wave UP 580 (monochrom) Unterputz 5WG3 580-2AB81

Touch-Manager wave UP 581 (Farbdisplay) Unterputz 5WG3 581-2AB81

Bild 1: Lieferspektrum GAMMA wave

Dr.-Ing. Winfried Kristen

Siemens AG

Installationstechnik, Regensburg



die KNX Funktechnik einsetzen,
in einer Anlage. So ist man nicht
gezwungen, nur Produkte eines
Herstellers zu kaufen, sondern
kann Produkte verschiedener
Anbieter unter Funktions-, De-
sign- und Kostenaspekten aus-
wählen. Der KNX Funk-Standard
berücksichtigt nicht nur die
Funktionen und Anwendungen
der elektrischen Installations-
technik sondern auch Heizko-
sten-Erfassungssysteme, Haus-
geräte-Anbindungen sowie Hei-
zungs-, Lüftungs- und Klimati-
sierungs-Funktionen. 

Alle Hersteller, die Produkte
mit dem KNX-Logo am Markt an-
bieten, müssen Mitglied der
KONNEX-Association mit Sitz in
Brüssel sein. Hierdurch ver-
pflichten sie sich, neue KNX Pro-
dukte vor ihrer Markteinführung
durch ein unabhängiges Prüfla-
bor auf Einhaltung des KNX
Standards prüfen zu lassen. Nach
bestandener Prüfung darf das
Produkt mit dem KNX Warenzei-
chen gekennzeichnet werden. So
wird sichergestellt, dass Produk-
te verschiedener Hersteller beim
Einsatz in einer gemeinsamen
Installation problemlos mitein-
ander kommunizieren können.

Beim KNX Funk-Standard wird
im 868 MHz-Band übertragen. In
diesem Bereich gibt es eine ver-
bindliche Festlegung der Funk-
kanal-Beanspruchungszeiten.
Diese Zeiten werden als „duty
cycle“ bezeichnet. Er liegt bei
< 1% bzw. bei < 0,1%. Damit ist
sichergestellt, dass es keine Dau-
ersender geben kann, die den
Funkkanal blockieren. Bei 433
MHz Systemen ist dies nicht
sichergestellt, da dort jeder Sen-
der solange senden darf, wie er
will. Die Folge kann sein, dass
sich z. B. die Beleuchtung über
den Funk-Sender plötzlich eine
Zeit lang nicht mehr schalten
lässt.

Der KNX Funk-Standard unter-
stützt eine bidirektionale Funk-
technik. Aktoren, d. h. die Gerä-
te, die die elektrische Energie
schalten und dimmen, können

nicht nur empfangen, sondern
auch ihren Schaltzustand über
Funk melden. Damit sind „Fern-
bedienungen“, ob innerhalb ei-
ner Wohnung oder einem Haus
oder von außerhalb über das Te-
lefonnetz und Internet, zielge-
richtet ausführbar, da der jeweili-
ge Schaltzustand des Aktors be-
kannt bzw. jederzeit abfragbar
ist. Unidirektionale Systeme, wie
viele 433 MHz-Systeme, bieten
diese Funktionalität nicht und
sind damit für „Remote-Funkti-
onen“, wie z. B. Fernüberwa-
chung, eigentlich nicht geeignet. 

GAMMA wave
Die von Siemens angebotenen

Installationsgeräte mit KNX
Funk, Markenname „GAMMA
wave“, besitzen darüber hinaus
noch weitere Vorteile. Alle batte-
riebetriebenen Gamma wave
Geräte sind für eine Batteriele-
bensdauer von 5 + 1 Jahr konzi-
piert. Für die Berechnung dieser
Kennzahl wurden die üblichen
Betätigungsanzahlen der Kom-
ponenten verdoppelt angenom-
men. Bei Geräten, bei denen auf-
grund des Funktionsprinzips
diese Zeit nicht zutrifft, ist dies
explizit im Katalog und in der Be-
dien-/Montageanleitung ange-
geben. 

Gamma wave ist für eine Reich-
weite von 100 m im Freifeld kon-
zipiert. Je nach baulichen Gege-
benheiten reduziert sich diese
Reichweite in einer Wohnung
bzw. einem Gebäude, wobei Art
und Beschaffenheit der verwen-
deten Baumaterialien (z. B. Be-
ton mit Armierung) der bestim-
mende Faktor ist. Sollten den-
noch Reichweitenprobleme auf-
treten, so steht ein Repeater zur
Verfügung, der alle Funktele-
gramme weiterleitet.

Mit dem derzeit verfügbaren
Gerätespektrum (Bild 1) werden
die Grundfunktionen der elek-
trischen Installationstechnik ab-
gedeckt wie Schalten, Dimmen
und Jalousieschalten. Zusätz-
lich stehen Geräte für die Basis-
funktionen der Sicherheitsan-
wendung wie Fenster-/Türkon-
takt und Rauchmelder zur Verfü-
gung. Sortiments-Erweiterungen
in Richtung Heizungssteuerung
und Einzelraumregelung sind in
Entwicklung. Von Siemens Buil-
ding Technologies steht ein um-
fangreiches Sortiment von Gerä-
ten zur funkbasierten Heizko-
stenerfassung zur Verfügung.

Alle Produkte sind konzipiert
für den Nachrüstmarkt. Die Un-
terputz-Geräte haben ein Ein-
baumass von 32mm, um auch in
bereits installierte Unterputz-
Dosen montierbar zu sein. Sie
sind sowohl für Schraub- als
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Bild 2: Univeraldimmer Einsatz sys

Bild 3: Taste wave

Bild 4: Wandsender Batterie wave



auch für Krallenbefestigung ge-
eignet, da, speziell in älteren Ge-
bäuden, die Unterputzdosen
häufig ohne Dosenschrauben
ausgeführt sind. 

Schalt- und Dimm-Aktoren
sind für 2-Leiter-Anschlusstech-
nik verfügbar, da in älteren In-
stallationen der Neutralleiter
häufig in der Schalterdose nicht
zur Verfügung steht und auch
nicht nachgezogen werden kann. 

Die Unterputz-Geräte beste-
hen aus zwei Gruppen: den
„Einsätzen sys“ und den „Wand-
sendern wave“. Ein Einsatz sys
(Bild 2) besitzt keine eigene Kom-
munikations-Schnittstelle. Auf
ihn kann entweder eine „Taste
sys“ aufgesteckt werden oder
eine „Taste wave“. Während man
mit einer Taste sys den Einsatz
sys nur lokal bedienen kann, ent-
hält die Taste wave (Bild 3) so-
wohl einen Funk-Sender als auch
einen -Empfänger. Mit ihr kann
man einen Einsatz sys nicht nur
lokal bedienen, wobei sowohl
das lokale Bedienen als auch der
geänderte Schalt-/Dimmzu-
stand des Einsatz sys jeweils per
Funk übertragen werden, man
kann dann auch den Einsatz sys
per Funk fernschalten bzw. -dim-
men.

Ein Wandsender wave (Bild 4)
besitzt dagegen immer einen in-
tegrierten KNX Funksender. Je
nach Typ wird er entweder aus ei-
ner Lithium-Batterie mit 5 Jahren
Nutzungsdauer gespeist oder er
muss an das 230V-Netz ange-
schlossen werden. Ist das Gerät
ein „Wandsender Aktor wave“,
dann kann es die 230 V auch
schalten und besitzt zusätzlich
zum KNX Funk-Sender auch
einen -Empfänger. Auf einen
Wandsender wave kann entwe-
der ein 1-fach Taster oder ein 
2-fach Taster aus der Produktpa-
lette der DELTA  instabus® EIB
Taster (EIB = Europäischer In-
stallationsbus) aufgesteckt wer-
den (Bild 5). Wird auf einen
Wandsender Aktor wave ein 
2-fach Taster aufgesteckt, so
kann z.B. ein Taster zum lokalen

Bedienen des zugehörigen Ak-
tors und der andere Taster zur
Fernbedienung eines anderen
Aktors verwendet werden.

Fenster-/Türkontakte und
Rauchmelder sind für Aufputz-
montage vorgesehen. Der Fen-
ster-/Türkontakt bietet über
zwei Klemmen die Möglichkeit,
weitere Magnetkontakte über
eine entsprechende Leitung in
Reihe zu schalten. 

Der Handsender wave (Bild 6)
ist ein 17-Kanal Funksender zur
drahtlosen Bedienung von 16 un-
terschiedlichen Raumfunktio-
nen, die über 4 Tastenpaare und
4 Vorwahltasten auszulösen sind.
Zur besseren Übersicht ist zu-
sätzlich ein separates Tastenpaar
für Zentralfunktionen (z. B. alle
Leuchten ausschalten oder alle
Rollos hochfahren) vorhanden.
Der Handsender wave wird über
2 Mikro-Batterien (AAA) mit
Strom versorgt.

Touch Manager wave
Der Touch Manager wave (Bild

7) ist eine Zentrale zum Bedienen
und Beobachten von Raumfunk-
tionen bzw. der gesamten Elek-
tro-Installation. Er muss nicht
unbedingt eingesetzt werden.
Wie er jedoch in einer Wohnung
oder einem Haus vorteilhaft ein-
gesetzt werden kann, zeigt Bild 8.
Er ist nämlich ausgestattet mit
Kommunikations-Schnittstellen
für KNX-Funk, EIB-Installations-
bus (optional) und Ethernet. Das
Gerät ist mit einem farbigen bzw.
schwarzweißen 5,7“ Touchdis-
play mit Hintergrundbeleuch-
tung lieferbar. Es ermöglicht
Fernsteuerung und Fernparame-
trierung sowohl über das interne
Funk- und / oder EIB-Netzwerk
als auch ein Ethernetbasiertes
Inhouse-Netzwerk (Intranet)
oder das Internet sowie den Ver-
sand von Alarmmeldungen und
die Weiterleitung von Heiz-
kostenerfassungstelegrammen
sowie weiterer Verbrauchsdaten
(Warmwasser, Kaltwasser, Strom,
Gas, usw.) per E-Mail. 
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Bild 5: instabus® EIB -Taster 

1-fach und 2-fach

Bild 6: handsender wave



Zusätzlich zur Statusanzeige
von Beleuchtung, Sonnen-/
Sichtschutz, Raumtemperaturre-
gelung, Rauchmeldern und Fen-
ster-/Türkontakten, werden der
Batteriestatus der batteriege-
speisten Funkgeräte sowie die
Empfangsfeldstärke der Funk-
geräte angezeigt. Auf dem Bild-
schirm können Bilder von Web-
cams eingeblendet werden. So ist
z. B. anzeigbar, wer vor der Tür
steht oder was auf dem Spielplatz
im Hof passiert. Ferner ist die An-
zeige von auf einem Server ge-
speicherten HTML-Seiten mög-
lich. In einem Mehrfamilienhaus
kann diese Funktion z. B. zur An-
zeige von Mieterinformationen
genutzt werden. 

Für bis zu 7 Räume können
Zeitspannen vereinbart werden,
in denen der jeweilige Raum auf
Komforttemperatur geregelt
wird. Außerhalb dieser Zeiten
wird die Raumtemperatur zur
Energie-Einsparung abgesenkt.
Ferner können bis zu 16 Szenen

zur Steuerung von Beleuchtung,
Sonnenschutz, Heizung und
sonstigen schaltbaren Geräten
parametriert werden.

Ein Touch Manager wave er-
möglicht außerdem die einfache
und komfortable Inbetriebnah-
me aller wave Funkgeräte. 

Schrittweise Modernisierung der
Elektro-Installation

Selbst wenn man die vorhan-
dene Elektro-Installation als
nicht mehr zeitgemäß und über-
holungsbedürftig empfindet, so

will man sie doch oft aus Kosten-
und Aufwandgründen nicht
komplett modernisieren lassen.
Man möchte vielmehr in einem
ersten Raum mit einer ersten
Teilfunktion ausprobieren, was
dies kostet und ob der Nutzen so
ist wie erwartet. Als Mieter sucht
man vielleicht auch nach einem
Weg, wie man seine Installation
so verbessern kann, dass man
seine Investitionen bei einem
Umzug nicht dem Vermieter oder
Nachmieter schenken muss,
sondern mitnehmen und in der
neuen Wohnung weiter nutzen
kann.

Diese Überlegungen wurden
bei der Entwicklung der GAMMA
wave-Produkte ebenfalls be-
rücksichtigt. Sie ermöglichen
auch die schrittweise Moderni-
sierung einer älteren Elektro-In-
stallation. Dies wollen wir mit
zwei einfachen Beispielen erläu-
tern. 

Im Beispiel 1 modernisieren
wir einen Wohnraum mit Sitz-
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Bild 7: Touch-Manager wave

Bild 8: Einsatz-Umgebung eines Touch-Managers wave



und Essbereich, in den zwei Tü-
ren führen. Im Wohn- und Essbe-
reich gibt es jeweils einen Leuch-
tenauslass. Neben jeder Tür be-
findet sich ein Lichtschalter, mit
dem die jeweilige Leuchte ge-
schaltet wird. Gewünscht wird,
von jeder Tür aus beide Leuchten
nicht nur schalten sondern auch
dimmen zu können. Hierzu müs-
sen die beiden installierten
Lichtschalter jeweils gegen einen
Universaldimmer Einsatz sys mit
aufgesteckter Taste wave ausge-
tauscht werden. Unterhalb der
alten Lichtschalter muss jeweils
ein Loch für eine neue Unter-
putzdose gebohrt und die Dose
eingegipst werden. Dies ist die
einzige Arbeit, die mit Schmutz
verbunden ist. In die neuen Do-
sen kommt je ein Wandsender
Batterie wave mit aufgestecktem
instabus® EIB-Taster 1-fach. Nun
muss die Funk-Kommunikation
noch in Betrieb genommen wer-
den. Hierzu müssen der neue Ta-
ster neben der Tür zur Essecke
auf den Dimmer neben der Tür
zur Sitzecke und der neue Taster
neben der Tür zur Sitzecke auf
den Dimmer neben der Tür zur
Essecke „eingelernt“ werden.
Dies ist ein einfacher Vorgang,
der in den mitgelieferten Monta-
ge- und Inbetriebnahme-Anlei-

tungen anschaulich beschrieben
ist. Anschließend kann der Erfolg
bewundert werden. Möchte man
auch noch vom Fernsehsessel
aus das Licht schalten und dim-
men können, so benötigt man
noch einen Handsender wave,
den man ebenfalls auf die beiden
Universaldimmer einlernt. 

Im Beispiel 2 modernisieren
wir einen Elternschlafraum mit
einem Deckenauslass und einem
Lichtschalter neben der Tür.
Wunsch ist, von jedem der Betten
aus die Deckenleuchte nicht nur
aus- und einschalten sondern
sogar dimmen zu können. Auch
dies ist leicht zu bewerkstelligen.
Der bisher installierte Licht-
schalter wird wieder gegen einen
Universaldimmer Einsatz sys mit
aufgesteckter Taste wave ausge-
wechselt. Auf jeden Nachttisch
kommt ein Handsender wave,
der jeweils auf den Universal-
dimmer Einsatz sys eingelernt
wird, und der Wunsch ist erfüllt.
Möchte man nicht im Dunkeln
auf dem Nachttisch nach dem
Handsender suchen müssen, so
kann man auch am Kopfende
jedes Bettes einen Wandsender
Batterie wave fest installieren.

Da man bei der Modernisie-
rung problemlos schrittweise,
d. h. raumweise und funktions-
weise vorgehen kann, halten sich
auch die jeweils anfallenden
Kosten in Grenzen. Irgendwann
wird man dann auch einen
Touch-Manager wave installie-
ren, um so von einer zentralen
Stelle aus einen Überblick und
einen Zugriff auf die gesamte In-
stallation zu haben und um in

einem weiteren Schritt auch von
außerhalb auf die Wohnungs/
Hausinstallation zugreifen zu
können.

Ausblick
Mit den in Bild 1 aufgelisteten

KNX Funkgeräten steht bereits
eine Produktpalette zur Verfü-
gung, mit der zahlreiche Moder-
nisierungs-Aufgaben lösbar sind.
Weitere Geräte mit KNX Funk
sind nicht nur bei Siemens son-
dern auch bei anderen Herstel-
lern in Entwicklung. 

Bei der Modernisierung der
Elektroinstallation wird KNX
Funk sicherlich bald die Bedeu-
tung am Markt erlangt haben, die
eine EIB Businstallation beim
Neubau inzwischen erlangt hat.

�
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Entwicklung und Stand der 
Solarthermie

Ihre kommerzielle Geburts-
stunde hatten die thermischen
Solaranlagen mit der Ölkrise im
Jahr 1973. Seit dem wurden die
Systeme technisch ständig ver-
bessert und die Hauptkompo-
nenten, wie Kollektor und Spei-
cher, haben heute einen techni-
schen Stand erreicht, der kaum
noch Spielraum für weitere Ver-
besserungen bietet. Dem hinge-
gen rückt die Pumpe des Kollek-
torkreises mehr und mehr ins
Blickfeld der Entwickler. So be-
steht, insbesondere für die bei
kleineren Solaranlagen sehr ge-
ringen Volumenströme, Opti-
mierungsbedarf hinsichtlich des
Energieverbrauchs. Dieser kann
nämlich bis zu 15% des Energie-
ertrages der Solaranlage ausma-
chen. Des weiteren erfordern die
immer ausgefeilteren Regelungs-
strategien entsprechend regelba-
re Pumpen und schließlich ist zur
weiteren Erhöhung der Betriebs-
sicherheit und Zuverlässigkeit
des Systems eine Kommunikati-
on (Datenaustausch) zwischen
Pumpe und Regelgerät sinnvoll.

Pumpen in Solaranlagen 
Der prinzipielle Aufbau einer

thermischen Solaranlage ist im
Bild 1 dargestellt. Die Pumpe im

Solarkreis wälzt das Wärmeträ-
germedium um und transpor-
tiert so die Wärme vom Kollektor
zum Speicher. Üblicherweise
werden  hierzu Kreiselpumpen in
Nassläuferbauart eingesetzt. Be-
stimmte Solaranlagen benötigen
aber einen höheren Pumpen-
druck, so dass dann Verdränger-
pumpen zum Einsatz kommen.

Die Betriebsbedingungen und
die daraus resultierenden Anfor-
derungen an die Pumpen unter-
scheiden sich durchaus von den
aus der Heizungstechnik be-

kannten Daten. Die nachfolgen-
de Auflistung nennt die wichtig-
sten Hauptanforderungen an
Pumpen für Solaranlagen:
– Bis zu 50 % Glykol wird dem

Wasser beigemischt um die
auf dem Dach befindlichen
Kollektoren vor dem Einfrie-
ren zu schützen.

– Temperaturen des Förderme-
diums -10 bis +110°C, kurzzei-
tig bis 130°C (im Stagnations-
fall)

– Regelbar bzw. einstellbar im
Volumenstrom für den sog.
,Matched flow’ Betrieb
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Umwälz-
pumpen 
in thermischen
Solaranlagen
Neben den Hauptkomponenten einer thermischen 

Solaranlage, wie Kollektor und Regelung, hat die Um-

wälzpumpe in den letzten Jahren mehr und mehr an

Bedeutung gewonnen. Sei es durch die ganzheitliche

Betrachtung des Primärenergieaufwandes oder auch

durch ihren Beitrag zur Steigerung des Solarertrages.

Dr. Thorsten Kettner,

Leiter ARTEC-Systems,

WILO AG, Dortmund

Ingo Fabricius,

ARTEC-Systems,

WILO AG, Dortmund
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Bild 1: Prinzipaufbau einer thermischen Solaranlage



– Guter Wirkungsgrad bzw. ge-
ringer Energieverbrauch

– Wartungsfrei
– Geräuscharm

Außerdem kann für bestimmte
Anlagen optional erforderlich
sein:
– Kommunikationsfähigkeit bei

großen Solaranlagen zur Inte-
gration in die Gebäudeleit-
technik

und
– 24 Volt Gleichstrommotor zum

Anschluss an ein Photovoltaik
(PV)-Modul für einen autar-
ken Betrieb der Solaranlage.

Die Hydraulik des Solarsystems
a) Auslegung
Die Hydraulik einer thermi-
schen Solaranlage wird durch die
Anlagenkonzeption, d. h. durch
die verwendeten Komponenten,
die Größe des Kollektorfeldes,
sowie durch die Betriebs- bzw.
Regelungsart beeinflusst. Insbe-
sondere bei großen Solaranlagen
kommt der Auslegung des Rohr-
netzes eine besondere Bedeu-
tung zu, da sie die Betriebssi-
cherheit und Wirtschaftlichkeit
des Systems maßgeblich beein-
flusst. Die einzelnen Kollektoren
müssen in geeigneter Weise
durch Parallel- und Reihenan-
ordnung so miteinander ver-
schaltet werden, dass folgende
Kriterien erfüllt werden:
– homogene Durchströmung
– gleichmäßige Temperatur-

verteilung im gesamten Kol-
lektorfeld

– möglichst kurze Rohrverbin-
dungen

– gute Entlüftungsfähigkeit

b) Volumenstrom
Typischerweise wird unter-
schieden zwischen ,Low Flow’,
,High Flow’ und ,Matched Flow’.
Mit diesen Begriffen werden be-
stimmte Bereiche des spezifi-
schen Volumenstromes bezeich-
net:
– Low Flow: 10 - 20 l/h pro m2

– High Flow: 25 - 60 l/h pro m2

– Matched Flow: veränderli-
cher Durchfluss

So liegt z. B. der Nennvolu-
menstrom der Pumpe bei einer
Kollektorgröße von 6 m2 im ,High
Flow’ Betrieb bei 150 bis 360 l/h
und im ,Low Flow’ Betrieb bei le-
diglich 60 bis 120 l/h (!). Derart
kleine Volumenströme können
meistens nur durch eine Drosse-
lung realisiert werden. Dies stellt
allerdings eine nicht optimale
Lösung dar, da der hydraulische
Wirkungsgrad hierdurch ver-
schlechtert wird.

Der Kollektorkreis der Solaran-
lage beinhaltet normalerweise
keine Komponente die beim Be-
trieb ihren Widerstandswert ver-
ändert. Im Unterschied zu einem
Heizungssystem, wo die verwen-
deten Thermostatventile regel-
mäßig den Widerstandswert vari-

ieren, bedeutet dies, dass die An-
lagenkennlinie konstant ist. In
den Betriebsweisen ,Low Flow’
und ,High Flow’ werden die
Pumpen dann mit einer einfa-
chen „Ein-/Aus“- Regelung prak-
tisch mit konstantem Volumen-
strom betrieben (Bild 3). Dem
hingegen erlaubt die Betriebs-
weise ,Matched Flow’ eine An-
passung  des  Volumenstromes
an den jeweiligen Bedarf, d.h. bei
geringerer solarer Einstrahlung
kann die Pumpenleistung ent-
sprechend verringert werden
(Bild 4). Die aus der Heizungs-
technik bekannten Umwälz-
pumpen mit Differenzdruckre-
gelung können hier allerdings
nicht eingesetzt werden. Viel-
mehr bedarf es Pumpen die im
Volumenstrom einstellbar sind.
c) Förderhöhe

Die erforderliche Pumpenför-
derhöhe ergibt sich aus der Sum-
me der Widerstände im Kollek-
torkreis. Eine entsprechende Be-
rechnung ist aber üblicherweise
nur bei großen Solaranlagen
durchzuführen, da bei kleinen
Anlagen der Hersteller bereits
eine geeignete Pumpe ausge-
wählt hat. Bei der Auswahl einer
geeigneten Pumpe muss noch
berücksichtigt werden, dass So-
laranlagen meistens mit einem
bestimmten Anteil Glykol (bis
50%) betrieben werden, was ggf.
zu einer Reduzierung der Pum-
penkennlinie führt. Die Tabelle
auf der nächsten Seite (Bild 5)
gibt einen Überblick zu den typi-
schen hydraulischen Nennbe-
triebspunkten von Pumpen in
verschieden großen Solaranla-
gen. Hierin nicht berücksichtigt
ist aller-dings das sog. ,Drain
Back System’, bei dem die Pumpe
regelmäßig  das  Solarsystem
zunächst befüllen muss, d.h. auf-
grund der Höhendifferenz zwi-
schen der Pumpe (meistens im
Keller) und dem Kollektor (Dach)
wird dann ein zusätzlicher Pum-
pendruck von ca. 10-15 m
benötigt.

Technische Trends
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Bild 2: spezifischer Volumenstrom: ,Low’-, ,High’- und 

,Matched’-Flow
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Bild 3: konstanter Betriebspunkt
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Bild 4: variabler Betriebspunkt



Regelung der Solaranlage und
Steuerung der Pumpe

Die Hauptaufgabe des Solar-
reglers liegt im Regeln bzw. Steu-
ern der Pumpe. In Abhängigkeit
von der Anlagenkonfiguration
und den gerade vorherrschen-
den solaren  Bedingungen soll
die Pumpe so betrieben werden,
dass ein größtmöglicher solarer
Ertrag erzielt wird. Dazu haben
sich die drei folgenden Rege-
lungsarten bewährt:
– Ein/Aus-Regelung
– Zieltemperatur-Regelung
– ∆T-Regelung

Bei  der  Zieltemperatur-Rege-
lung und ∆T-Regelung wird die
Pumpe in der Betriebsart ,Mat-
ched Flow’ betrieben. Die dazu
notwendige Einstellbarkeit des
Volumenstromes wird über ei-
nen in der Drehzahl veränderba-
ren Pumpenantrieb erreicht.
Hierzu werden entweder span-
nungsgesteuerte Gleichstrom-
motoren oder Wechselstrommo-
toren mit Phasenanschnitt- bzw.
PWM-Steuerung eingesetzt.
Durch Verwendung bestimmter
Schnittstellen, wie z. B. ,M-Bus’,
kann die Funktionalität der Pum-
pe weiter erhöht werden, da
dann zwischen Pumpe und Re-
gelgerät eine Kommunikation,
d. h. ein Austausch von Daten,
stattfindet. So kann die Pumpe
eine Reihe von Betriebsdaten bis
hin zur Störmeldung an das Re-
gelgerät übermitteln (Bild 6).

Energetische Bedeutung der
Pumpe

Bei der energetischen Betrach-
tung einer thermischen Solaran-
lage muss bei ganzheitlicher Be-
trachtung auch die Pumpe mit
einbezogen werden.

Insbesondere die bei kleine-
ren Solaranlagen typischen Volu-
menströme von lediglich 100-
200 l/h können oftmals nur
durch eine hydraulische Drosse-
lung (Taco-Setter) der Pumpe
realisiert werden. Dies führt di-
rekt zu einer entsprechenden
Verschlechterung des Wirkungs-
grades. Da außerdem die heute
üblichen Solarpumpen ur-
sprünglich für eine Anwendung
im Heizungsbereich (ca. 10-mal
höhere Volumenströme) konzi-

piert wurden, arbeiten die Pum-
pen in einem nicht optimalen
Betriebsbereich. Schließlich sind
auch die verwendeten Asyn-
chronmotoren in diesem Lei-
stungsbereich prinzipbedingt
nicht die bevorzugte Wahl, so
dass auch hierdurch die Pumpen
an Effizienz verlieren.

Entsprechende Messungen
und Auswertungen zeigen, dass
der Energieverbrauch der Pumpe
bis zu 5 % des solaren Ertrages
ausmachen kann. Wird auch
noch der Wirkungsgrad zum Er-
zeugen der elektrischen Energie
berücksichtigt (Primärenergie-
faktor), so beträgt der Aufwand
sogar bis zu 15 %. Zum Aus-
schöpfen des hier offensichtli-
chen Optimierungspotentiales
entwickeln die Hersteller Pum-
pen mit neuen Antrieben auf Ba-
sis der sog. EC-Technologie (EC =
Electronic Commutated). Da-
durch wird der Energiebedarf der
Pumpe auf 50-60% – im Teillast-
betrieb sogar auf 25 % – redu-
ziert. Pumpen dieser neuesten
Bauart werden deshalb auch als
„Hocheffizienzpumpen“ bezeich-
net. Als erster Vertreter dieses
neuen Pumpentyps ist die Bau-
reihe „WILO-Stratos“ seit etwa ei-
nem Jahr verfügbar (Bild 7) und
leistet damit einen zusätzlichen
Beitrag zur Verringerung der CO2

Emissionen und zur Steigerung
der Gesamteffizienz einer ther-
mischen Solaranlage.

Vom Leistungsspektrum eig-
nen sich diese Pumpen z. Zt. für
Solaranlagen mit einer Kollektor-
fläche ab ca. 100 m2. In Zukunft
wird die EC-Motor-Technologie
aber sicherlich auch auf die
Pumpen kleinerer Leistung über-
tragen. �
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Kollektorfeld Förderhöhe „Low-Flow“ „High-flow“
[m2] [m] [m3/h] [m3/h]

5 3 0,1 0,25
50 4 0,8 2,50

200 5 3,0 10,00
500 8 7,5 25,00

1000 10 15,0 50,00

Bild 5: Tabellarische Übersicht typischer hydraulischer Betriebspunkte

Bild 6: Solarregler mit kommunikationsfähiger und steuer-

barer Pumpe

Bild 7: Hocheffizienzpumpe „WILO Stratos“



Für Deutschland liegen die
Auslegungstemperaturen bei mi-
nus 10 bis minus 16°C. Im Tages-
mittel werden so geringe Tempe-
raturen jedoch sehr selten er-
reicht, weshalb der Heizkessel
nur an wenigen Tagen im Jahr
seine volle Leistung bereitstellen
muss. In der übrigen Zeit werden
lediglich Bruchteile der Nenn-
Wärmeleistung benötigt. Über
ein Jahr betrachtet liegt der
Schwerpunkt der benötigten
Heizwärme bei Temperaturen
oberhalb des Gefrierpunktes (0
bis 5°C). Nur 6 % der Heizarbeit
entfallen auf Tage, an denen es
kälter als minus 10°C ist. Daraus
ergibt sich, dass die mittlere Aus-
lastung von Heizkesseln über ein
Jahr betrachtet unter 30 % be-
trägt.

Niedertemperatur- und Brenn-
wertkessel

Moderne Niedertemperatur-
und Brennwertkessel werden mit
gleitend abgesenkter Kessel-
wassertemperatur betrieben, die
jeweils dem aktuellen Wärmebe-
darf des Gebäudes angepasst
wird. Dadurch sind die Abgas-,
Strahlungs- und Bereitschafts-
verluste gegenüber einem Stan-
dardheizkessel nicht mehr kon-
stant. Genau darin liegt der wirt-
schaftliche Vorteil dieser Wär-
meerzeuger: Bei abgesenkter
Kesselwassertemperatur sind die
Verluste kleiner, der Nutzungs-
grad steigt gerade bei geringen
Auslastungen auf über 90 % an.
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Anpassung der
Kesselleistung
an die Heizlast
Auch an den kältesten Tagen des Jahres erwartet der

Mensch behagliche Wärme in den bewohnten Räu-

men. Heizkessel werden deshalb so ausgelegt, dass

bei der tiefsten auftretenden Außentemperatur der

Wärmebedarf vollständig gedeckt werden kann.

Prof. Dr.-Ing. Helmut Burger,

Viessmann Werke GmbH & Co.,

Allendorf

Dipl.-Ing. Wolfgang Rogatty,

Viessmann Werke GmbH & Co.,

Allendorf

Bild 1: Anteile der Heizarbeit in Abhängigkeit von der Außentemperatur.

Bild 2: Teillast-Nutzungsgrade für verschiedenen Heizkessel in Abhängigkeit

der Kesselauslastung.



Erst bei Auslastungen von deut-
lich weniger als 10 % beginnt der
Nuzungsgrad abzufallen. Einen
Vergleich der Teillast-Nutzungs-
grade zeigt Bild 2.

Das Diagramm in Bild 3 zeigt
die geforderten Mindestwir-
kungsgrade gemäß EU-Wir-
kungsgradrichtlinie [1] und die
von guten Heizkesseln erreich-
bare Energieausnutzung (ange-
geben als Norm-Nutzungsgrad),
die erheblich über den EU-Min-
destanforderungen liegt. Die
Wirkungsgradanforderungen be-
ziehen sich auf Teillast (30 % der
Belastung), da dies der für den ty-
pischen Betrieb einer Heizungs-
anlage maßgebende Wirkungs-
grad ist. Der weiterhin in der Wir-
kungsgradrichtlinie geforderte
Wirkungsgrad bei Nennleistung
wird hier nicht weiter betrachtet.

Aufgrund ihrer Nutzungsgrad-
verläufe sind moderne NT- und
Brennwertkessel nicht nur für
neue Gebäude interessant, sie
bringen auch bei Modernisie-
rungsmaßnahmen im Gebäu-
debestand Vorteile mit. Wird erst
nach einer Heizungsmodernisie-
rung, bei der ein NT- oder Brenn-
wertkessel eingebaut wurde, der
Wärmebedarf des Gebäudes
durch eine Wärmedämmung
verringert, so wirkt sich dies
nicht nachteilig auf die zu erzie-
lende Energieersparnis aus.
Standardheizkessel würden in
diesem Fall wegen der bauartbe-
dingten Nutzungsgradver-
schlechterung nicht denselben
Einspareffekt erbringen. NT-
bzw. Brennwertkessel sind darü-
ber hinaus in der Lage, zwei ge-
gensätzliche Anforderungen
wirtschaftlich und energiespa-
rend zu erfüllen: Sie liefern hohe
Leistungen für eine komfortable
zentrale Trinkwassererwärmung
und, durch die Möglichkeit der
Modulation, auch bedarfsabhän-
gig angepasste Leistungen für die
Raumwärme, wobei der Nut-
zungsgrad unter Teillast sogar
noch ansteigt.

Regelungs- und Kommuni-
kationstechnik

In diesem Zusammenhang
spielt die Regelung eine wichtige
Rolle. Der Betrieb mit bedarfsge-
recht abgesenkten Kesselwasser-
temperaturen setzt den Einsatz
einer modernen witterungsge-
führten Regelung voraus, um die
jeweilige Heizlast zu ermitteln
und als Führungsgröße für die
Kesselwassertemperatur einzu-
setzen. Wie in anderen Bereichen
der Technik, schuf auch bei den
modernen Heizungsregelungen
die Digitaltechnik die Vorausset-
zungen, um diese Anforderun-
gen zu erfüllen.

Für Wartungs- und Servicear-
beiten können zudem Compu-
tersysteme genutzt werden – sei
es zu Diagnosezwecken vor Ort
oder zur Fernüberwachung über
Internet durch Servicedienstleis-
ter oder Anlagenbetreiber.

Zusätzlich zur zentralen Rege-
lung sorgen Thermostatventile
an den Heizkörpern für die ge-
wünschte Raumtemperatur.
Thermostatventile berücksichti-
gen zusätzliche Wärmequellen
und drosseln die Wärmeabgabe
des Heizkörpers automatisch,
wenn der Raum z. B. durch Son-
neneinstrahlung die gewünschte
Temperatur überschreitet.

Entwicklung des Heizwärme-
bedarfs

Während der letzten Jahre
konnten im Wohnungsbau er-
hebliche Fortschritte zur Redu-
zierung des Heizwärmebedarfs
erreicht werden. So liegt der Jah-
res-Heizwärmebedarf für ein
Einfamilienhaus im Bestand 
bei mehr als 200 kWh / (m² a),
während vergleichbare Neubau-
ten, die nach der Wärmeschutz-
verordnung (WSchV) von 1995
gebaut wurden,  noch ca. 90
kWh/(m² a) benötigen.

Obwohl die Definition eines
Niedrigenergiehauses (NEH) auf
keiner rechtlichen Grundlage be-
ruht, kann davon ausgegangen
werden, dass der maximal zuläs-
sige Energiebedarf im Niedrig-
energiehaus noch einmal um 25
bis 30 % unterschritten wird. Da-
mit hat ein Einfamilien-Niedrig-
energiehaus einen Heizwärme-
bedarf von weniger als 70
kWh/(m² a), ein Mehrfamilien-
NEH von unter 55 kWh/(m² a).
Dieser Wert entspricht dem Wär-
meinhalt von rund 5,5 Litern
Heizöl oder 5,5 m³ Erdgas.

Einfache Ermittlung der 
Kesselleistung

Grundlage der Dimensionie-
rung einer Heizungsanlage ist die
Wärmebedarfsrechnung nach
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DIN 4701 Teil 1 bis 3. Die Wärme-
bedarfsrechnung ermittelt für
ein bestimmtes Gebäude die
Wärme, die durch die Gebäu-
dehülle abgegeben wird, und die
Wärme, die erforderlich ist, um
die eindringende Außenluft auf
Raumtemperatur zu erwärmen.
Die deutsche Norm soll in naher
Zukunft durch eine europäische
Norm (EN 12831: Verfahren zur
Berechnung der Normheizlast)
ersetzt werden. Diese europäi-
sche Norm, die ein einheitliches
Auslegungsverfahren für alle
Mitgliedsstaaten vorschreibt, ist
bereits fertiggestellt. Allerdings
ist eine deutsche Version als DIN
EN 12831 derzeit noch nicht ver-
öffentlicht. Wenn diese Norm als
DIN EN-Norm eingeführt wird,
muss die DIN 4701 zurückgezo-
gen werden. Es wird dann aller-
dings eine Übergangszeit geben,
in der die DIN 4701 ihre Gültig-
keit behält. 

Bevor die relativ aufwändige
Wärmebedarfsrechnung nach
Norm durchgeführt wird, kann
die voraussichtlich erforderliche
Kesselleistung zunächst auch
über eine einfache Abschätzung
näherungsweise ermittelt wer-
den.

Das Verhältnis von Jahres-Heiz-
wärmebedarf eines Gebäudes
und Betriebsbereitschaftszeit so-

wie der prozentualen Kesselaus-
lastung definiert den Leistungs-
bedarf pro Quadratmeter. Das
Produkt aus spezifischem Leis-
tungsbedarf und zu beheizender
Fläche liefert praxisgerechte An-
haltswerte für die zu installieren-
de Kesselleistung.

Der Leistungsbedarf von Einfa-
milien-Niedrigenergiehäusern
liegt bei einem Heizwärmebe-
darf von 70 kWh/(m² a) und einer
Betriebsbereitschaftszeit von
8760 Stunden pro Jahr sowie ei-
ner angenommenen Auslastung
von 20 %  bei etwa 40 W/m²:

spezifischer Leistungsbedarf
= 70 kWh/(m² a)/(8760 h/a x 0,2)
= 0,04 kW/m² = 40 W/m²

Nach WSchV 95 sind es 50 W/m². 
Für die Beheizung eines

Niedrigenergiehauses mit 150 m²
Wohnfläche wäre für den kältes-
ten Tag eine Heizleistung von:

Heizleistung 
= Wohnfläche AW (m2) 

x Leistungsbedarf (W/m2)
= 150 m2 x 40 W/m2

= 6000 W = 6 kW

ausreichend (nach WSchV 95:
7,5 kW).

Mittel- und Großkessel
Die dargestellte Methode eig-

net sich genauso für eine über-
schlägige Bestimmung der erfor-
derlichen Kesselleistung im obe-
ren Leistungsbereich. Großbau-
ten wie Mehrfamilienhäuser,
Büro- und Verwaltungsgebäude,
Schulen und Krankenhäuser so-
wie Industriegebäude haben ei-
nen sehr viel höheren Energiebe-
darf. Hier werden Heizkessel
größerer Leistung ab ca. 70 kW
eingesetzt. Der hohe Gesamt-
Wärmebedarf dieser Gebäude
führt zu einem entsprechend ho-
hen Öl- oder Gasverbrauch. Bei-
spielsweise können alte Heizkes-
sel mit ca. 500 kW beachtliche
100.000 Liter bzw. m³ Brennstoff
pro Jahr verbrauchen.

Ein modernes, mit Niedrig-
energiestandard gebautes, zehn-
geschossiges Wohngebäude mit
100 Wohneinheiten und 10.000
m² beheizter Wohnfläche hat
heute einen Heizwärmebedarf
von 55 kWh/(m² a). Bei einer
jährlichen Betriebsbereitschafts-
zeit von 8760 Stunden und 20 %
Auslastung beträgt der

spezifische Leistungsbedarf
= 55 kWh/(m² a)/(8760 h/a x 0,2)
= 0,0314 kW/m² = 31,4 W/m²

Für die Deckung des Wärmebe-
darfs der gesamten beheizbaren
Fläche ergibt das eine Heiz-
leistung von:

Heizleistung  
= 10.000 m² x 31,4 W/m²
= 314.000 W = 314 kW

Der in den zwei Beispielen ge-
schilderte Rechenweg ersetzt
nicht die exakte Wärmebedarfs-
berechnung nach DIN 4701, bzw.
EN 12831, die so ermittelte Kes-
selleistung stellt lediglich einen
ersten Anhaltswert dar.

Für Neubauten wird in Zukunft
der errechnete Norm-Wärmebe-
darf bei wenigen kW liegen. Da-
bei wird allerdings nur die sta-
tionäre Heizlast unter Zugrunde-
legung der Planungsdaten eines
Gebäudes bemessen. In der Rea-
lität entstehen höhere Heiz-
lasten, so etwa beim Anheizen
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Bild 4: Entwicklung des Heizwärmebedarfs in Abhängigkeit des Baustandards

(Einfamilienhaus, 3 bis 4 Personen, 150 m² Nutzfläche, A/V = 0,84).



nach dem Winterurlaub oder bei
unkontrollierter Fensterlüftung. 

Untersuchungen des Darm-
städter Instituts für Wohnen und
Umwelt an 27 energetisch ver-
gleichbaren Niedrigenergiehäu-
sern haben ergeben, dass der in-
dividuelle Heizwärmeverbrauch
unterschiedlicher Nutzer um den
Faktor 3 auseinander liegen kann
[2]. Je kleiner der errechnete
Norm-Wärmebedarf ist, um so
mehr beeinflusst das individuelle
Nutzerverhalten den Verbrauch.
Zur Sicherung des Komforts ist
daher bei einem kleinen Norm-
Wärmebedarf im Einfamilien-
Niedrigenergiehaus ein Zuschlag
sinnvoll. Die geringere Ausla-
stung des NT- oder Brennwert-
kessels wirkt sich, wie bereits er-
läutert, positiv auf den Nut-
zungsgrad aus, so dass der Zu-
schlag in der Regel sogar zu einer
Verringerung des Energiever-
brauchs führt.

Praxisgerechte Anhaltswerte für
die Heizungsmodernisierung

Von den ca. 31 Millionen be-
heizten Wohnungen in Deutsch-
land sind etwa 75 % älter als 25
Jahre. In diesen Wohnungen wer-
den aber 95 % der Heizwärme
verbraucht. Vor allem im Ge-
bäudebestand wird, wegen der
unzureichenden Wärmedäm-
mung und der veralteten Heiz-
technik, erhebliche Energie ver-
schwendet.

Die Praxis zeigt, dass in Bezug
auf die erreichbare Energieeins-
parung, Schadstoffreduzierung
und den finanziellen Aufwand
der größte Fortschritt durch die
Heizungsmodernisierung erzielt
wird. 

Auch wenn die Heizungsanla-
genverordnung (HeizAnlV)
durch die Energieeinsparverord-
nung im Februar 2002 abgelöst
wurde, so kann dennoch die dar-
in enthaltene Auslegungsanwei-
sung für eine erste Abschätzung
der neuen Kesselgröße herange-
zogen werden: 

„Für Wohngebäude kann auf
die Berechnung des Wärmebe-
darfs verzichtet werden, wenn
Wärmeerzeuger von Zentralhei-
zungen ersetzt oder in bestehen-
den Gebäuden erstmalig einge-
baut werden und ihre Nennwär-
meleistung 0,07 kW je Quadrat-
merter Grundfläche der beheiz-
ten Räume nicht überschreitet;
für freistehende Gebäude mit
nicht mehr als zwei Wohnungen
gilt der Wert 0,10 kW je Quadrat-
meter.“

Beispiel: Freistehendes Einfami-
lienhaus mit einer zu beheizen-
den Wohnfläche von AW=120 m2.
Heizleistung 
= Wohnfläche AW (m2) 

x Nennwärmeleistung (W/m2)
= 120 m2 x 100 W/m2

= 12000 W = 12 kW

Sollte die so ermittelte Heizlei-
stung ganz offensichtlich nicht
ausreichen, z. B. bei älteren Ge-
bäuden, Fachwerkhäusern ohne
zusätzliche Wärmedämmung
usw., so kann auch bei Gebäuden
im Bestand die Kesselleistung
über den spezifischen Leistungs-
bedarf (Tabelle) festgelegt wer-
den.

Beispiel: Einfamilienhaus, Bau-
jahr 1973, mit einer zu beheizen-
den Wohnfläche von AW=120 m2.
Heizleistung
= Wohnfläche AW (m2) x spezif.

Leistungsbedarf (W/m2)
= 120 m2 x 150 W/m2

= 18000 W = 18 kW
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Bild 5: Heizwärmeverbrauch bei 27 hessischen Niedrigenergiehäusern in Ab-

hängigkeit vom Nutzerverhalten. [2]

Spezifischer Leistungsbedarf (W/m2):

Baujahr bis 1958 1959-68 1969-73 1974-77 1978-83 1984-94 ab 1995

Gebäude

Einfamilienhaus 
freistehend 180 170 150 115 95 75 60

Reihenhaus
- Endhaus 160 150 130 110 90 70 55
- Mittelhaus 140 130 120 100 85 65 50

Mehrfamilienhaus
- bis   8 WE 130 120 110 75 65 60 45
- über 8 WE 120 110 100 70 60 55 40



Wie bereits zu Beginn erläutert,
arbeiten Niedertemperatur- und
Brennwertkessel bei geringer
Auslastung mit höherem Nut-
zungsgrad. Die Auswahl eines
etwas größeren Kessels (z.B. 
22 kW) ist deshalb sinnvoll.

Diese Abschätzung mit Hilfe
der Tabelle zeigt, dass eine grobe
Eingrenzung der wahrscheinlich
erforderlichen Kesselleistung
schnell und einfach möglich ist.
Der Wärmebedarf von Wohnhäu-
sern hängt aber von vielen Fakto-
ren ab. Detaillierte Aussagen, z.B.
in Abhängigkeit von Gebäudeart
und -alter, lassen sich nicht tref-
fen. Die Tabelle zeigt nur Erfah-
rungswerte, die im Einzelfall (je
nach Bausubstanz und Wärme-
dämmung) beträchtlich über-
oder unterschritten werden kön-
nen. Eine exakte Wärmebedarfs-
rechnung nach DIN 4701 durch
den Fachmann wird dadurch
nicht ersetzt.

Zentrale Trinkwassererwärmung
Die Leistung des Heizkessels

darf sich jedoch nicht am Gebäu-
de-Wärmebedarf allein, sondern
muss sich auch am Bedarf für
eine geplante oder bereits vor-
handene zentrale Trinkwasserer-
wärmung orientieren.

Für die zentrale Trinkwasserer-
wärmung sprechen Wirtschaft-
lichkeit, Komfort und Umwelt-
schonung. Trinkwasserbereitung
und -speicherung mit moderner
Heiztechnik stellen auch unter
Einbeziehung der Anlagenkosten

eine besonders wirtschaftliche
Lösung dar. Beim Komfort inter-
essieren vor allem die schnelle
Verfügbarkeit von warmem Was-
ser und kurze Füllzeiten für ein
Wannen-Vollbad.

Der Warmwasserbedarf liegt
durchschnittlich zwischen 30

und 50 Litern pro Tag und Per-
son. Im Gebäudebestand sind
dies 10 bis 15 % des gesamten En-
ergiebedarfs. Bei Niedrigenergie-
häusern kann der Energiebedarf
für die Trinkwassererwärmung
jedoch bis zu 30 %, im Mehrfami-
lienhaus sogar bis zu 40 % aus-
machen. Der Anteil der Trink-
wassererwärmung spielt damit
eine wesentliche Rolle bei der
Auslegung des zentralen Wär-
meerzeugers. 
Beispiel: Für ein Vollbad werden
einem Speicher-Wassererwär-
mer 150 Liter (mit 40°C Auslauf-
temperatur) entnommen. Soll
der Speicher-Wassererwärmer in
25 Minuten wieder aufgeheizt
sein, ist dazu eine Kesselleistung
von ungefähr 15 kW erforderlich.

Für die zu installierende Leis-
tung in einem Einfamilienhaus
gilt somit: Wird ein zentraler
Wärmeerzeuger mit Speicher-
Wassererwärmer eingesetzt, so
sind etwa 15 kW (bei Ölkesseln)
bzw. modulierende Gasgeräte
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Bild 6: Kombination von Gas-Wandkessel Vitopend 200 und Speicher-Wassererwärmer Vitocell der

Viessmann Werke.
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Bild 7: Speicherauslegung



mit einer modulierenden Wär-
meleistung von 4 - 16 kW zu in-
stallieren. Diese Leistung ergibt
sich sowohl aus den derzeitigen
Konstruktionsgrenzen der Wär-
meerzeuger als auch aus Kom-
fortansprüchen, die an die Wie-
deraufheizung des entleerten
Speicher-Wassererwärmers ge-
stellt werden.

Eine kleinere Leistung kann
dann gewählt werden, wenn das
Speichervolumen vergrößert
wird, so dass die Trinkwasserer-
wärmung ohne Komfortein-
bußen zu den Zeiten erfolgen
kann, wo wenig oder keine Heiz-
wärme benötigt wird. 

Zentrale Trinkwassererwärmung
im Mehrfamilienhaus

Die zentrale Warmwasserver-
sorgung im Mehrfamilienhaus
erfolgt wie im Einfamilienhaus.
Da nicht in allen Wohnungen ei-
nes Gebäudes gleichzeitig die
volle Warmwassermenge gezapft
wird, muss die Größe des Spei-
cher-Wassererwärmers dabei
nicht linear mit der Wohnungs-
zahl anwachsen (Bild 7).

Es wird deutlich, dass bei einer
zentralen Trinkwassererwär-
mung insbesondere bei größeren
Wohnanlagen erhebliches Spei-
chervolumen gegenüber einer
Bevorratung in jeder einzelnen
Wohneinheit eingespart werden
kann. Dabei sind keinerlei Kom-
forteinbußen zu befürchten.

Unterstützung durch Planungs-
software

Die Vielzahl der veränderlichen
Parameter macht die Auslegung
der Kesselleistung zu einer kom-
plexen Aufgabe für den Planer.
Die Energieeinsparverordnung
(EnEV) fordert außerdem die ge-
meinsame Planung von Bauphy-
sik und Heizungsanlage und so-
mit eine ganzheitliche Betrach-
tungsweise. Unterstützung bie-
ten zahlreiche am Markt verfüg-
bare Computerprogramme, die
eine breite Palette an wesentli-
chen Funktionen, wie die Wär-
mebedarfsberechnung nach DIN
4701 und die Kesselauslegung,
enthalten. Ein solches Programm
ist unter anderem das von Vies-
smann seit 2001 angebotene Vi-
toplan, das eine umfassende Be-
rechnung und Planung von Hei-
zungsanlagen unterstützt. Die
Ergebnisse können dreidimen-
sional dargestellt und an CAD-
Programme weitergereicht wer-
den.

Zusammenfassung
Eine zentrale Trinkwasserer-

wärmung dominiert bei Ein- und
Zweifamilienhäusern den Heiz-
leistungsbedarf, während im
Mehrfamilienhaus die Raumbe-
heizung für die erforderliche
Kesselleistung ausschlaggebend
ist. Vereinfachte Ermittlungsme-
thoden können nur näherungs-
weise Werte für die erforderliche
Kesselleistung liefern. Die exakte
Wärmebedarfsberechnung nach
DIN 4701 bzw. EN 12831 wird da-
durch nicht überflüssig. Aber
auch deren Ergebnisse müssen
dahingehend kritisch betrachtet
werden, ob eventuell auftretende
höhere Heizlasten, z. B. ein An-
heizen nach langen Stillstands-
zeiten, bei denen das Gebäude
vollständig auskühlte, hinrei-
chend berücksichtigt sind. Mo-
derne Planungssoftware ist in der
Lage, diese teilweise schwer er-
fassbaren Einflüsse zu berück-
sichtigen. Schon allein durch die
komfortable Eingabe der Para-
meter und die schnelle Ausgabe
der Rechenergebnisse ist es dem
Planer möglich, verschiedene
Auslegungsvarianten am PC zu
simulieren. �
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Bild 8: 3D-Darstellungen des fertigen Heizraumes, wie hier aus dem Programm

Vitoplan von Viessmann, unterstützen den Planer.



Brennwertnutzung wird in Ver-
bindung mit Heizöl meist als weit
weniger effektiv angesehen als in
Verbindung mit Gas. Eine Ein-
schätzung, die von der Frage was
zu gewinnen ist, primär also öko-
nomisch, geprägt ist. Im Rahmen
umfassender Bemühungen zur
Energieeinsparung und im Licht
der EnEV muß die Frage aber
auch dahin gestellt  werden wie
gut der eingesetzte Brennstoff
genutzt wird, bzw. wie viel
Brennstoffenergie noch unge-
nutzt in die Umwelt entlassen
wird. Damit erhält die Einschät-
zung neben der ökonomischen
auch eine zeitgemäße ökologi-
sche Komponente.

Nutzungsgradbetrachtungen
helfen hierbei nicht weiter. Sie
führen, im Gegenteil, bedingt
durch den in Deutschland übli-
chen Bezug auf Heizwert, fast

notwendigerweise in die Irre.
Aufschlussreich und auch ausrei-
chend ist dagegen die Betrach-
tung des Abgasverlustes, denn
Brennwertnutzung ist energe-
tisch nichts anderes als dessen
radikale Reduzierung  im
Ganzen, d. h. der sensiblen und
latenten Verlustanteile. Bild 1.

Die sensible Abgas-Verlust-
wärme

Darunter ist der fühlbare, tem-
peraturgeprägte, Wärmeinhalt,
der Kesselabgase zu verstehen.
Vor Ort ist er mit wenig Aufwand
messtechnisch zu bestimmen
und hat deshalb auch Eingang in
gesetzliche Vorgaben gefunden.
Bild 2. Der Nachweis erfolgt mit-
tels der bekannten Formel

q· AS = (ϑ A - ϑ L) ·[ A1 + B]in % 1)
CO2

ϑ A = Abgastemperatur °C
ϑ L = Verbrennungsluft-

temperatur °C
CO2 = Volumenanteil 

im Abgas %
A1 = 0,5 für Heizöl / 

0,37 Erdgas
B = 0,007 für Heizöl / 0,009

Ein Ölheizkessel mit  ϑ A 245°C;
λ = 1,28 entsprechend 12 % CO2

und 20 °C Verbrennungslufttem-
peratur hätte demnach

q· AS = (245 – 20) ·[0.5 + 0.007]12
= 11%

sensiblen Abgasverlust. Gleiche
Bedingungen vorausgesetzt, er-
rechnet sich dieses Ergebnis
auch für Gas. Damit überschrei-
tet der Abgasverlust den gesetzli-
chen Maximalwert nach Bild 2
und müsste seit 01.11.2002 auf
höchstens 9 % nachgebessert
worden sein.  

Bezogen auf einen Kessel mit
100 kW Feuerungsleistung würde
dies den sensiblen Abgasverlust
als absolute Größe von 11 kW auf
9 kW mindern, also einen Lei-
stungsgewinn von 2 kW bewir-
ken. 
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Brennwertnutzung 
bei Öl und Gas

Bild 1: Bestimmung des sensiblen Abgasverlusts im Rahmen der jährlichen

Emissionsmessung.

Dipl.-Ing. Gerd Böhm,

Buderus Heiztechnik

GmbH, Wetzlar.
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Die latente Abgas-Verlustwärme
Die Kondensationswärme des

bei der Öl- oder Gasverbrennung
gebildeten Wasserdampfs wird
als latenter Abgasverlust be-
zeichnet. Brennwertnutzung be-
deutet die teilweise Kondensati-
on des Wasserdampfs und damit
eine Verringerung des latenten
Verlustes, bzw. – aus anderer
Sicht – einen energetischen Zu-
gewinn. Der verbliebene latente
Restverlust bestimmt sich mit
Hilfe der Beziehung

q· AL = (1 – α ) ·[HS - 1]· 100 in % 2)
HI

HS = Brennwert →
für Heizöl 10,6 kWh/L
für Erdgas E 11,5 kWh/m3

HI = Heizwert →
für Heizöl 10,0 kWh/L
für Erdgas 10,4 kWh/m3

α = Kondensationsfaktor
α = 0 →
nicht kondensierende 
Kessel

0 <  α < 1 → Brennwertkessel

Der latente Abgasverlust eines
nicht kondensierenden Ölkessels
beträgt somit

q· AL = (1 – 0) ·[10,6 -1]· 100 = 6%
10

und der eines Gaskessels ent-
sprechend 10,6 % bzw. 6 kW und
10,6 kW Absolutverlust, bezogen
auf 100 kW Feuerungsleistung. 

Der um den Faktor 1,8 höhere
Latentverlust bei Gas lässt
Brennwertnutzung hier beson-
ders erstrebenswert und energe-
tisch vorteilhaft erscheinen. Dies
relativiert sich aber bei Betrach-
tung des Gesamt-Abgasverlustes

q· A = q· AS + q· AL 3) 

q· A = 11 + 6 = 17%

und Erdgas

q· A = 11 + 10,6 = 21,6%

bzw. 17 kW und 21,6 kW absolute
Verlustleistung.

Die Gesamt-Abgasverluste un-
terscheiden sich nur mehr um
den Faktor 1,27. Der sensible Ab-
gasverlust hat eben erheblichen
Anteil am Gesamtverlust. 

Obwohl die Vorgänge bei Un-
terschreiten der Taupunkttem-
peratur im Heizgasstrom sehr
komplex sind, lassen sich
grundsätzliche Zusammenhänge
aus Bild 3 ableiten. 

Dargestellt ist das sich im Heiz-
gas-Strömungsquerschnitt aus-
bildende Temperaturprofil. Not-
wendige Voraussetzung zur Kon-
denswasserbildung ist danach
eine unter Taupunkt liegende
heizgasseitige Wandtemperatur.
Das mit dem Faktor α beschrie-
bene Maß der Kondensation ist
dagegen vom weiteren Verlauf
des Temperaturprofils im Quer-
schnitt und insbesondere der
Höhe der Kernstromtemperatur
in Kanalmitte abhängig im Inter-
esse einer breiten „Kondensati-
onszone“ sollte sie möglichst ge-
ring sein.

Effektive Brennwertkessel ar-
beiten mit Kernstromtemperatu-
ren nur wenige Kelvin über der
wasserseitigen Temperatur. Sie
sind somit, wegen der auf ein Mi-

nimum reduzierten sensiblen
Verlustkomponente,  auch ohne
Taupunktunterschreitung her-
kömmlichen Niedertemperatur-
kesseln energetisch deutlich
überlegen.

Bild 4 gibt den auf 100 kW
Feuerungsleistung bezogenen
Gesamt-Abgasverlust nach Glei-
chung 3 wieder, entsprechend
obigem Beispiel 21,6 kW bzw. 17
kW bei 245°C. Praktisch nicht er-
reichbare 20°C Abgastemperatur
bedeuten nach Gleichung 1) den
Wegfall der sensiblen Verlust-
komponente. Rechnerisch ver-
bleiben auf der senkrechten Ach-
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Bild 2: Abgasverlust- Grenzwerte und Übergangsfristen.
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Bild 3: Temperaturprofil im Heizgas-Strömungsquerschnitt in Relation zur Tau-

punkttemperatur.



se die Latentanteile 10,6 kW für
Erdgas und 6 kW für Heizöl. Mit
Unterschreiten der Taupunkt-
temperaturen 56,1°C und 46,8°C
nehmen die Latentverluste
natürlich ab, bis sie bei 20°C
ebenfalls zu Null werden.

Dem,  bei Öl und Gas praktisch
deckungsgleichen Kurvenverlauf
links der Taupunktlinien,  liegen
die Arbeiten  [1], [2], zugrunde.  

Drei Schritte zum Brennwert-
kessel

Bild 4 bildet im weiteren die Ba-
sis zur Bewertung bessernder
Maßnahmen. Insbesondere bie-
tet es die Möglichkeit den erziel-
baren Nutzen als „Leistungsge-
winn“ dem jeweils noch verblei-
benden „Gesamt-Restwärmever-
lust“ gegenüber zu stellen.

Ausgehend von den hier bei-
spielhaft gesetzten Kesseldaten
stellt  Bild 5 für Erdgas und  Bild 6
für Heizöl, drei jeweils identische
Verbesserungsschritte dar.   

Ausgangssituation
Die auf 100 kW Feuerungslei-

stung bezogenen absoluten Ab-
gasverluste entsprechen  21,6 kW
bzw. 17 kW Gesamt-Verlustlei-
stung. Die sensible Komponente
( rote Balken ) ist mit 11 kW für Öl
und Gas gleich, die Latentkom-
ponenten ( blaue Balken ) betra-
gen 10,6 kW bzw. 6 kW. 

Die Kessel-Betriebstemperatur
ist oberhalb der Taupunkttempe-
raturen angenommen.

1. Besserungsschritt
Minderung des sensiblen Ab-

gasverlustes von 11% auf den für
100 kW zugelassenen Grenzwert
von 9 %. 

Die Minderung bewirkt jeweils
2 kW Leistungsgewinn durch
besseres Ausnutzen der sensi-
blen Abgaswärme. Der latente
Verlust bleibt unverändert erhal-
ten und ist nun bei Gas anteil-
mäßig größer als der verbliebene
sensible Verlust.

2. Besserungsschritt
Weitere Minderung auf 50°C

jahresmittlere Abgastemperatur.
Dies setzt hocheffektive Wärme-

tauscherflächen und tempera-
turgleitende Betriebsweise, etwa
mit Heizkurve 70/55°C, voraus.

Die Gegenüberstellung der Bil-
der zeigt typische Unterschiede
zwischen Öl und Gas auf. Der Öl-
kessel befindet sich dicht ober-
halb des Taupunktbereichs und
arbeitet somit noch trocken, d.h.

als hocheffektiver Niedertempe-
raturkessel. Der Gaskessel  kon-
densiert etwa mit α = 0,28  und
befindet sich somit im Brenn-
wertbetrieb. Der Leistungszuge-
winn ist deshalb mit 12,7 kW
höher als bei Öl mit 9,5 kW. Der
verbliebene Restwärmeverlust
liegt mit 8,9 kW allerdings  noch
über den 7,6 kW des Ölkessels.
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Bild 4: Gesamt-Abgasverluste  bezogen auf 20 °C Umgebungstemperatur.
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Bild 5: Abgas-Energiebilanz des Gaskessels.
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Bild 6: Abgas-Energiebilanz des Ölkessels.



3. Besserungsschritt
Für beide Kessel ist hier das Er-

reichen von 35°C jahresdurch-
schnittliche Abgastemperatur
angenommen. Beide Kessel be-
finden sich in Brennwertbetrieb.
Der  Erdgaskessel gewinnt damit
18,3 kW an Leistung dazu, bei
etwa α = 0,75. Der Ölkessel ge-
winnt 13,7 kW bei α = 0,58. Der
Restwärmeverlust ist mit 3,3 kW
für beide praktisch gleich hoch
anzusetzen.

Fazit:
Das Energiepotential „Abgas-

verlust“ wird allein durch dessen
sensible Komponente völlig un-
zureichend beschrieben. Bedau-
erlich, denn der Abgasverlust des
Heizkessels ist in der Regel die
einzige  quantitativ ausgewiese-
ne energetische Verlustgröße.
Die Kenntnis, dass statt 11 Pro-
zent in Wirklichkeit 17 und mehr
Prozent des eingesetzten Brenn-
stoffs durch den Schornstein ge-
hen, wäre für eine Modernisie-
rungsentscheidung bestimmt
förderlich. Auch würde der ge-

samte – in 20 Jahren stattlich an-
gewachsene – Bestand an Nie-
dertemperaturkesseln, für den es
ja bei noch gegebener Funk-
tionstüchtigkeit kaum eine Ar-
gumentation zum Austausch
gibt, ins Blickfeld geraten.

Die weitgehende Minderung
des Abgasverlustes zeichnet sich
somit als eine  zukunftsträchtige
Aufgabenstellung ab. Die in den
Bildern 5 und 6 aufgezeigten Re-
lationen legen dabei unter-
schiedliche Bewertungskriterien
für Öl und Gas nahe. So macht
der hohe Latentanteil bei Gas,
Brennwertnutzung gegenüber Öl
energetisch  dringlicher, ist dann
aber auch besonders effektiv im
Leistungszugewinn. 

Bei Öl liegt das entscheidende
Minderungspotential in der sen-
siblen Komponente. Damit ist
Besserungsschritt 2 eine bei Öl
durchaus interessante Alternati-
ve zur Brennwertnutzung – vor
allem wenn dadurch größere Zu-
satzkosten für korrosionsbestän-
dige  Materialien, zur Konden-
satbehandlung- und Entsorgung
entfallen. �

Literatur :
[1] Hell, Friedrich: h,x-Dia-

gramm für Verbrennungsgas.
HLH Bd. 43 (1992) Nr. 5, 
S. 248-250

[2] Hell, Friedrich: Brennwert-
nutzung in Erdgas- und
Heizölfeuerungen.
HLH Bd. 53 (2002) Nr. 3, 
S. 34-36

Text  und Graf iken:
Dipl.-Ing. Gerd Böhm, Buderus
Heiztechnik Wetzlar
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Bild 7: Ölkessel mit nachgeschaltetem Kondensationswärmetauscher  

(Schema). Im größeren Leistungsbereich.

Bild 8: Gas-Brennwertkessel im kleineren Leistungsbereich für Wandmontage.



Mit dem Begriff Wassersparen
werden je nach individueller
Sichtweise viele verschiedene
Vorstellungen vom Umgang mit
Trinkwasser verknüpft. In der
voraussichtlich im Mai 2003 als
Weißdruck erscheinenden VDI
6024 wird unter Wassersparen

ein sinnvoller, rationeller Einsatz
von Trinkwasser ohne Komfort-
und / oder Hygieneverzicht ver-
standen. Sie ist hier als konse-
quente Fortführung der VDI-
Richtlinie 3807 „Wasserver-
brauchskennwerte für Gebäude
und Grundstücke“ zu sehen, wel-
che zwar Zielwerte für den Was-
serverbrauch angibt, aber nicht
darauf eingeht, durch welche
Maßnahmen diese Werte erzielt
werden können. In der VDI 6024
werden die Techniken dargestellt
und beschrieben, die es ermögli-
chen die in der VDI 3807 gefor-
derten Verbrauchswerte zu errei-
chen. Nicht Gegenstand der
Richtlinie ist die Substitution von
Trinkwasser durch z. B. Regen-
oder Grauwasser.

Aufbau der Richtlinie
Die Richtlinie enthält neben

der Beschreibung verschiedener
Maßnahmen und Techniken
zum rationellen Einsatz von
Trinkwasser auch Planungshin-
weise für den Wohnungsbau so-
wie für öffentliche und gewerbli-
che Einrichtungen. Hierbei wird
auch auf verschiedene Systemlö-
sungen eingegangen. Ein weite-
res wichtiges Augenmerk wird
unter dem Begriff Wassermana-
gement auf Aspekte der Bewirt-
schaftung gerichtet und mit Wirt-
schaftlichkeitsberechnungen
komplettiert. Um einen rationel-

len Trinkwassereinsatz in Wohn-
gebäuden sowie öffentlichen
und gewerblichen Einrichtungen
zu erzielen, werden, differenziert
nach Art der Verbrauchseinrich-
tungen, verschiedene technische
Lösungen aufgezeigt.

Objektbezogene
Einsparungen

Bei Klosettbecken und Spülein-
richtungen wird als Standard
jetzt ein 6-Liter-Klosettbecken
mit entsprechend eingestellten
Spüleinrichtungen definiert, der
bisherige Spülsysteme mit neun
oder mehr Litern Spülmenge er-
setzt. Neben den länger bekann-
ten Spülsystemen mit Spül- und-
Spar-Taste sind auch neue tech-
nische Lösungen wie Zwei- Men-
gen-Spültechnik oder Spülein-
richtungen mit Spülvolumina
von unter 4,5 Litern erläutert und
bewertet. Besondere Hinweise
für den Bereich von Krankenhäu-
sern und vergleichbaren Einrich-
tungen sind enthalten.

Entscheidend für den Wasser-
und Energieverbrauch bei
Duschanlagen sind neben der
Steuerungsart der Armatur die
Anzahl und Ausführung der
Brauseköpfe. Die Volumenströ-
me der verschiedenen Dusch-
köpfe sollen zwischen sieben
und neun Litern pro Minute lie-
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Bild 1: Zwei-Mengen-Spülkasten (Werksbild Fa. Viega)



gen. Die Richtlinie gibt hier ver-
schiedene technische Hinweise,
wie dieses Ziel erreicht werden
kann. In Tabelle 1 sind Investiti-
onskosten, Einregulierzeit und
Energiebedarf verschiedener Ar-
maturen gegenübergestellt. 

Unter dem Aspekt des Wasser-
sparens ist das Duschen dem Ba-
den eindeutig vorzuziehen. Beim
Wannenbad ist der Wasserver-
brauch nur vom Wanneninhalt
abhängig und somit keine Eins-
parmöglichkeit gegeben. Für die
Nutzung zum Duschen gelten

dann die gleichen Hinweise wie
bei den Duschanlagen. 

Der Wasserverbrauch an
Waschtischen, Handwasch-
becken und Bidets wird be-
stimmt durch Art und Aus-
führung der Armatur. Der maxi-
male Durchfluss einer Entnah-
mearmatur wird durch den ver-
wendeten Strahlregler bestimmt.
Größe und Form der verwende-
ten Waschtische beeinflussen
den Wasserverbrauch dagegen
nicht. Für Handwaschbecken,
die wie zum Beispiel in Gästetoi-

letten ausschließlich für das
Händewaschen vorgesehen wer-
den, kann auf den Warmwasser-
anschluss verzichtet werden.

Im gewerblich-öffentlichen Be-
reich gelten Armaturen mit ei-
nem maximalen Volumenstrom
von nur sechs Litern pro Minute
als wassersparend. Selbst-
schließende oder automatische
Armaturen sind zu bevorzugen,
um den Wasserverbrauch dem
tatsächlichen Bedarf anzupas-
sen.

Bei Küchenspülen unterschei-
det die neue Richtlinie zwischen
der Nutzung zum Spülen und Ab-
spülen von Geschirr, Reinigen
von Lebensmitteln und Hände-
waschen und gibt verschiedene
Hinweise zu Sparmöglichkeiten
und zur Auswahl von Beckenfor-
men und Armaturen. 

Für den Bereich der Urinale
finden sich neben Hinweisen für
Planung und Betrieb von wasser-
gespülten und wasserlosen Her-
renurinalen auch Festlegungen
für Damenurinale. Regelungen
für maximale Spülmengen und
Spülauslösungen sind genauso
enthalten wie Nutzungs- und
Einsatzgrenzen der verschiede-
nen Systemlösungen.

Beim Einsatz von wasserver-
brauchenden Maschinen wird
auf die einschlägigen Prüfnor-
men verwiesen und maximale
Wasservolumina für definierte
Spülgänge bei Waschmaschinen
und Geschirrspülern festgelegt.
Neue Techniken bei den Maschi-
nen sind benannt und bewertet.

Für die Gartenbewässerung
sollte kein Trinkwasser zum Ein-
satz kommen.
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Bild 2: Damenurinal (Werksbild Fa. Sphinx)

Steuerung der Armatur Investitionskosten Einregulierdauer Energiebedarf

Vollautomatische Steuerung sehr hoch kurz gering

Thermostatmischarmatur hoch kurz gering

Einhebelmischarmatur mittel mittel mittel

Zwei-Griff-Armatur gering hoch mittel bis hoch

Tabelle 1: Einfluss der Steuerungsart bei Mischarmaturen



Einsparungen durch
Systemoptimierung
Temperaturhaltung

Temperaturhaltesysteme in der
Trinkwasserinstallation dienen
dazu, das Trinkwarmwasser in
der Rohrleitung vom Trinkwas-
serspeicher bis zur Entnahme-
stelle nicht auskühlen zu lassen.
Eine Auskühlung ist aus hygieni-
schen Gründen nicht akzeptabel.
Die DVGW Arbeitsblätter W 551
und W 552 regeln die dazu not-
wendigen Maßnahmen. Das
DVGW- Arbeitsblatt W 553 liefert
die Berechnungsverfahren für
die Auslegung von Zirkulations-
anlagen. 

Die VDI 6024 gibt darüber hin-
aus Planungs- und Ausführungs-
hinweise zum hydraulischen Ab-
gleich, Rohrbegleitheizungen,
Leitungsführung und neue Sy-
steme wie zum Beispiel strang-
weise innenliegende Zirkulati-
onsleitungen (Rohr- im Rohr- Sy-
steme. Hinweise zu Wasser- und
Energieverlusten liefert die VDI
2067 Blatt 22. 

Bemessung der Trinkwasser-
leitungen

Die Bemessung der Trinkwas-
serleitungen ist in der DIN 1988
geregelt. In der Praxis werden
häufig die in der Norm angege-
benen Richtwerte (Durchflüsse,
Mindestfließdrücke) herangezo-
gen und damit die möglichen Po-
tenziale für ein wirtschaftlich op-
timiertes und zudem noch was-
sersparendes System nicht ge-
nutzt. Daraus folgt, dass die Sy-
steme oft überdimensioniert
sind und folgende negative Ein-
flüsse greifen:
• größerer und damit unwirt-

schaftlicher Materialeinsatz,

• höherer Wasserverbrauch
durch zu hohe Vordrücke an
den Entnahmearmaturen,

• erhöhte Stagnation mit den
Folgen: 
• schlechtere Schutzschicht-

bildung bei metallischen
Leitungen, 

• erhöhtes Keimwachstum
und 

• Anstieg der in Lösung ge-
henden Ionen der Rohr-
werkstoffe,

• größere Besiedlungsober-
fläche für Mikroorganismen.

Der tatsächliche Druckbedarf
für Entnahmearmaturen, Was-
serzähler und Apparate liegt häu-
fig unter den Richtwerten der
DIN 1988. Bei der Dimensionie-
rung von Trinkwasserleitungen

sollten Herstellerangaben be-
rücksichtigt werden. Der Planer
muss aber für den Einsatz solch
optimierter Systeme dieses mit
dem Bauherren oder Nutzer ver-
einbaren. Beim späteren Aus-
tausch von Armaturen oder
Komponenten kann dann nur
auf Bauteile mit entsprechenden
Druckverlusten zurückgegriffen
werden. Bei der Ausschreibung
ist darauf zu achten, dass die not-
wendigen Mindestfließdrücke
im Ausschreibungstext mit ange-
geben werden.

Einrichtungen zum Abgleich von
Systemen

Trinkwassersysteme werden so
bemessen, dass an den hydrau-
lisch ungünstigsten Entnahme-
stellen der noch notwendige
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Armatur Investitionskosten Wasser- u. Energiebedarf

Zwei- Griff- Armatur gering hoch

Einhebelmischer ohne Begrenzung gering hoch

Einhebelmischer mit einstellbarer Begrenzung mittel mittel

Thermostat hoch gering

Vollautomatische Armaturen hoch gering

Tabelle 2: Gegenüberstellung von Anschaffungs- und laufenden Kosten für verschiedene Armaturen

Bild 2: Abflussverstärker  (Modellanlage am Inst. f. Wassertechnologie der 

FH Braunschweig/ Wolfenbüttel)
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Druck vorhanden ist, um den ge-
wünschten Mindestdurchfluss
zapfen zu können. Zwangsläufig
wird an den günstiger gelegenen
Entnahmearmaturen im Betrieb
auch bei maximaler Belastung
ein größerer Druck anliegen und
damit bei voller Öffnung der Ent-
nahmearmatur ein unnötig
großer Wasserstrom gezapft.
Dem kann zum Beispiel durch
rechnerischen Strangabgleich
sowie durch Installation von
Durchflussreglern entgegenge-
wirkt werden. So kann bereits bei
der Auslegung des Rohrnetzes
durch die Festlegung von ver-
schiedenen Druckgefällen in den
Strängen der spätere Betrieb op-
timiert werden. Druckregler be-
wirken auch im dynamischen
Betrieb mit wechselnden
Fließdrücken einen gleichmäßi-
gen Verbrauch.

Abflussverstärker
Der Abflussverstärker sammelt

im unteren Bereich der Falllei-
tung oder direkt hinter dem Klo-
settbecken die geringen Spül-
wassermengen. Durch Heber-
wirkung wird der gesamte Inhalt
des Abflussverstärkers abgelei-
tet, so dass ein schwallartiger
Spülstrom entsteht. Damit wird
eine störungsfreie Ableitung des
Schmutzwassers in der Entwäs-
serungsanlage gewährleistet.

Modernisierung
Bei Modernisierungsmaßnah-

men von Trinkwasseranlagen
gelten grundsätzlich alle in der
Richtlinie VDI 6024 aufgeführten
Vorschläge und Techniken.

Es ist besonders darauf zu ach-
ten, dass nicht nur einzelne
Komponenten im Sinne des Was-
sersparens ausgetauscht und er-
setzt werden, sondern die sa-
nitärtechnische Anlage als Ge-
samtsystem betrachtet wird.

Da der Einbau von Kalt- und
Warmwasserzählern zum spar-
sameren Umgang mit Trinkwas-
ser führt, muss grundsätzlich
jede abgeschlossene Wohnein-
heit bei einer Modernisierung
mit entsprechenden Einrichtun-
gen ausgestattet werden.

Wassermanagement
Das Technische Gebäudema-

nagement umfasst die Einbin-
dung der verschiedenen Gewer-
ke, wie Heizung, Lüftung und Kli-
ma, in die Gebäudeautomation.
Dabei bietet sich durch den Ein-
satz von Wassermanagementsy-
stemen die Möglichkeit, Sanitär-
armaturen und – komponenten
in das Gesamtsystem zu integrie-
ren. Für die Gebäudeautomation
sind allerdings nur elektronisch
gesteuerte Armaturen geeignet.

Durch den Gewinn und die
Auswertung von zusätzlichen In-
formationen lässt sich die Be-
wirtschaftung eines Gebäudes
optimieren:

Wirtschaftlichkeit
Wirtschaftlichkeitsbetrachtun-

gen sind auf der Grundlage der
VDI 2067 anzustellen. Die was-
sersparenden Effekte errechnen
sich durch die Einsparungen an
Trink- und Abwasserkosten.
Beim Einsatz von Warmwasser
kommen noch die Einsparungen
durch den reduzierten Ener-
gieaufwand für die Wassererwär-
mung hinzu. Die VDI 6024 ent-
hält dazu Beispielrechnungen.

Musterrechnungen
Die Richtlinie enthält drei Mus-

terrechnungen für die Sanierung
einer Altbauwohnung, die Mo-
dernisierung der Duschanlage
eines Fitnesscenters und eines
Hallenbades. Hierzu findet sich
in kompakter Form ein nütz-
liches Tabellenwerk für den Be-
reich der Wassernutzung im Ge-
bäude.

Die zur Zeit im Gründruck vor-
liegende Richtlinie VDI 6024 ist
zum Preis von 51,60 Euro zu be-
ziehen über die Beuth-Verlag
GmbH, Berlin. �

Verfasser:
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Kaum ein Thema ist in den letz-
ten Jahren so konträr diskutiert
worden, wie das Thema der luft-
dichten Außenhülle von Gebäu-
den. Die weit verbreitete Mei-
nung, ein Haus müsse atmen
können, zu dichte Häuser neigen
verstärkt zu Schimmelpilz, wird
in gängigen Fachkreisen nicht
geteilt. Vielmehr werden durch
eine luftdichte, wärmerbrücken-
freie Gebäudehülle Bauschäden
und Schimmel vermieden. Vor-
ausgesetzt, es wird richtig geheizt
und regelmäßig und kontrolliert
gelüftet. Luftdichtheitsmessun-
gen gehören in einigen Ländern
seit 20 Jahren zur gängigen Praxis
und sind dort Bestandteil der
Qualitätsüberwachung. 

Die Vorstellung, dass durch
Außenfugen eine ausreichende
Be- und Entlüftung gewährleistet
wird ist falsch. Der Luftaustausch
durch Leckagen ist abhängig von
Temperaturauftrieb, Wind- und
Wetterverhältnissen und kann
nicht reguliert werden, wobei
unnötig viel Energie verloren
geht. Selbst bei sehr undichten
Gebäuden, in denen es bei mäßi-
gem Wind bereits beträchtlich
zieht, ist in windstillen, milden
Wetterperioden der erforderliche
Mindestluftwechsel nicht sicher-
gestellt.

Bauschäden durch undichte
Gebäudehüllen

Fugen und Undichtigkeiten in
der Gebäudehülle können zu
Feuchte- und Schimmelschäden
in der Konstruktion führen. Ne-
ben eindringender Feuchtigkeit
von außen hat die Durchströ-
mung einer Fuge von innen nach

außen weitaus größere Auswir-
kungen. Warme feuchte Raum-
luft kühlt sich auf dem Weg durch
die Fuge ab, die Feuchtigkeit
nimmt zu, da kalte Luft weniger
Feuchtigkeit aufnehmen kann.
Wird nun der Taupunkt erreicht
oder unterschritten wird die

Konstruktion durchfeuchtet. Ein
sehr hoher Prozentsatz aller
Bauschäden wird durch undichte
Gebäudehüllen verursacht [1].

Wärmeverluste
Mit den steigenden Anforde-

rungen an die Wärmedämmung
von Gebäuden gewinnt die luft-
dichte Bauweise zunehmend an
Bedeutung. Diagramm 1 zeigt
das Verhältnis von Transmissi-
onswärmeverlusten QT zu Lüf-
tungswärmeverlusten QL. Dabei
wird deutlich, dass bei steigen-
dem Wärmedämmstandard der
prozentuale Lüftungswärmever-
lust deutlich ansteigt. Bei Stan-
dardbauen nach der EnEV
schlägt der Lüftungswärmever-
lust mit über 50 % zu Buche. 

Die Ursachen sind: Thermi-
scher Auftrieb und äußerer
Winddruck. Warme Luft steigt
durch thermischen Auftrieb
nach oben und entweicht somit
aus Fugen und Ritzen. Äußerer
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Gebäudedichtheit,
Blower-Door-Test
Sowohl die DIN 4108-7 als auch die Energieeinsparverordnung (EnEV) schreiben die

luftdichte Gebäudehülle für Neubauten vor, da sie einen wesentlichen Einfluss auf den

Energieverbrauch hat. Für die Überprüfung und den Nachweis der Luftdichtheit ist der

Blower-Door-Test das standardisierte Verfahren.

Dipl.-Phys. Andreas von Meer

Blower-Door Modell LTM blowtest 3000 mit Zubehör



Winddruck wirkt auf die Fugen
und drückt an der einen Seite
kalte Luft hinein und saugt auf
der anderen Seite warme Luft
hinaus.

Wie sich die Dämmwirkung ei-
nes Bauteils bei Undichtheiten
verschlechtert, zeigt folgendes
Beispiel: Eine Dachseite habe die

Fläche 40 m2 (10 m First, 4 m Ort-
gang). Bei einem U-Wert in der
Fläche von 0,2 W/m2K beträgt der
Wärmeverlust: 

40 m2 · 0,2 W / m2 K = 8 W / K

Entlang des Ortgangs besteht
eine Fuge von 1mm Breite. Bei
einer Druckdifferenz von 5 Pa
beträgt der Wärmeverlust 1 W/
lfm K: 

8 m · 1 W / lfmK = 8 W / K

Der Gesamtwärmeverlust
durch die Dachfläche ist also so
groß, als hätte die Fläche einen
U-Wert von 0,4 W/m2K [2].

Auswirkungen auf den 
Wohnkomfort

Eine luftdichte Gebäudehülle
bedeutet für den Nutzer des Ge-
bäudes einen erheblichen Kom-
fortgewinn. Durch Leckagen
können unerwünschte Gerüche
aus der Umgebung und aus
Nachbargebäuden in die Woh-
nung eindringen. Auch Pollen
und Luftbelastungen finden
ihren Weg in die Wohnung.
Außerdem können Staub,
Dämmfasern, sowie gesund-
heitsschädliche Stoffe und Pilz-
sporen (durch bereits durch-
feuchtete Bauteile) in die Raum-
luft gelangen.

Luftdichtheit ist auch eine Vor-
aussetzung für eine gute
Schalldämmung, denn Schall
kann sich über geringe Ritzen
oder Spalten fortsetzen.

Die durch undichte Stellen ein-
dringende kalte Luft sinkt zum
tiefsten Punkt im Raum, dem
Fußboden. Obwohl der Boden
vielleicht einen sehr guten U-
Wert zum Keller besitzt, kühlt er
permanent durch die eindrin-
gende Kaltluft aus. Die Folge sind
unbehaglich kalte Fußböden
und Zuglufterscheinungen im
Bodenbereich.

Als Fazit kann festgehalten
werden, dass nur ein dichtes Ge-
bäude ein gesundes und energie-
sparendes Gebäude ist.

Vorschriften und Rechtslage
Sowohl die DIN 4108-7 als auch

die neue EnEV, § 5 schreiben die
luftdichte Gebäudehülle für alle
Neubauten vor. Die luftdichte
Bauweise ist anerkannte Regel
der Technik und damit ohne be-
sonderen Hinweis gefordert und
damit vom Bauherren einklag-
bar.
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Diagramm 1: Verhältnis zwischen Transmissions- und Lüftungswärme-

verlusten.

Prinzip einer Luftdichtheitsmessung.



Die einzuhaltenden Grenzwerte
lauten für Gebäude

– mit raumlufttechnischen 
Anlagen n50 = 1,5 [1/h]

– ohne raumlufttechnische 
Anlagen n50 = 3,5 [1/h]

Erhöhte Anforderungen an die
Luftdichtheit werden  beim Ein-
bau raumlufttechnischer Anla-
gen (auch einfacher Abluftanla-
gen) gestellt. Die anlagentech-
nisch eingestellten Luftvolumen-
ströme dürfen nicht durch so ge-
nannte Infiltrationsvolumen-
ströme durch Gebäudeundich-
tigkeiten gestört werden, um de-
ren Funktion sicherzustellen. Für
die Anrechnung solcher Anlagen
zur kontrollierten Wohnraumlüf-
tung wird eine Luftdichtheits-
prüfung der Gebäudehülle zwin-
gend vorgeschrieben (EnEV
Anhang 1: 2.10).

Auch ohne raumlufttechnische
Anlagen wird durch die EnEV
(Anhang 1 : 3) ein deutlicher An-
reiz geschaffen den Luftdicht-
heitsnachweis durchführen zu
lassen. Durch den Nachweis
kann bei der Berechnung des
Jahres-Heizenergiebedarfs ein
reduzierter Lüftungswärmever-
lust angesetzt werden. Die Inan-
spruchnahme dieses Bonus wird
im Energiebedarfsausweis ver-
merkt.

Hygienisch notwendiger
Mindestluftwechsel

Neben den einzuhaltenden
Grenzwerten schreibt die EnEV
§ 5: 2 auch einen Mindestluft-
wechsel vor: „Zu errichtende Ge-
bäude sind so auszuführen, dass
der zum Zweck der Gesundheit
und Beheizung erforderliche
Mindestluftwechsel sicherge-
stellt ist“. In der DIN 4701 ist ein
„hygienisch notwendiger Min-
destluftwechsel“ von 0,5 1/h fest-
geschrieben. 

Das Dilemma ist jedoch, dass
bei Einhaltung des maximal
zulässigen Luftwechsels der Min-
destluftwechsel nicht mehr si-
chergestellt ist. Je nach Wetterla-

ge kann die Luftwechselrate un-
ter 0,1 1/h abfallen. Auf diese
Problematik wurde bereits in der
IKZ-Ausgabe 12/96 [3] hingewie-
sen. Hier ein Auszug aus der Zu-
sammenfassung: „Weder bei An-
lage nach DIN 18017, noch bei
Fensterlüftung, sind die nach
DIN 1946 Teil 6 und DIN 18017
geforderten Volumenströme zu
erzielen. Daraus ist abzuleiten,
dass der hygienisch notwendige
Luftwechsel nicht mehr gewähr-
leistet ist und damit die aner-
kannten Regeln der Technik
nicht eingehalten werden kön-
nen. Das Resultat sind Mängel,
die zu Ansprüchen der Kunden
führen werden, z. B. Feuchte-
schäden durch mangelnde Lüf-
tungsanlagen. Für Planer und
ausführende Firmen besteht
nach dem Regelwerk zumindest
eine Informationspflicht, um
werksvertraglich einwandfrei
tätig sein zu können.“

Sollte der Bauherr eine raum-
lufttechnische Anlage ablehnen
wird u. a. vom Fachverband SHK-
Bayern folgende Empfehlung ab-
gegeben: „Gebäude benötigen
einen Mindestluftwechsel. Dies
kann über Fensterlüftung oder
Lüftungsanlagen erfolgen. Der
Fachverband SHK-Bayern rät
aber, schriftlich Bedenken beim
Auftraggeber anzumelden, falls
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Messung der Luftdichtheit mit dem Blower-Door-Test eingebaut in ein Wohn-

zimmerfenster

Beispiel einer dauerhaft dicht ausge-

führten Abklebung einer Rohrdurch-

führung

Beispiel einer schlechten handwerk-

lichen Ausführung durch falsche Kle-

bebänder 



Gebäude ohne Lüftungsanlage
geplant sind bzw. so ausgeführt
werden sollen.“ [4] 

Auch der Deutsche Allergiker-
und Asthmabund e.V. sieht in der
mangelhaften Luftwechselrate
eine Veränderung des Mikrokli-
mas im Innenraum in Richtung
optimaler Biotopverhältnisse für
Mikroorganismen [5].

Das Messverfahren
Für die Messung mit dem Diffe-

renzdruckverfahren wird ein
Ventilator dicht in ein Fenster
oder eine Tür der Außenhülle
eingebaut. Nachdem alle Öff-
nungen der Gebäudehülle ge-
schlossen sind, wird mittels die-
ses drehzahlgeregelten Ventila-
tors, zwischen innen und außen,
ein Unterdruck bzw. ein Über-
druck von 50 Pa erzeugt. Durch
vorhandene Leckagen strömt
Luft von außen nach. Der Venti-
lator muss die Summe der durch
Leckagen einströmenden Luft
fördern, um die Druckdifferenz
halten zu können. Diese einströ-
mende Luftmenge ist der Lecka-
gestrom, welcher Grundlage für
die Bestimmung weiterer abge-
leiteter Größen ist:

Der mittlerer Leckagestrom V
·

50

ist der Mittelwert von V
·

-50 (50 Pa
Unterdruck) und V

·
+50 (50 Pa

Überdruck) und Ausgangswert

für die Berechnung weiterer
Kennwerte.

V
·

50 = 0,5 · (V
·

-50 + V
·

+50) [m3/h]

Die Luftwechselrate n50 (bei 50
Pa) dient zur Bewertung der
Dichtheit des Gebäudes. Sie ist
die wichtigste Kennzahl im Zu-
sammenhang mit der Luftdicht-
heit eines Gebäudes. Ein n50-
Wert von 3 1/h gibt an, dass das
Gebäudevolumen 3-mal pro
Stunde, bei 50 Pa Druckdifferenz,
ausgetauscht wird.

V
·

50 wird auf das beheizte Netto-
volumen VL bezogen

n50 = V
·

50 [1/h] 
VL

Weitere Größen sind:
Luftdurchlässigkeit q50 (bei 50
Pa)

q50 = V
·

50 mit AE: Hüllfläche 
AE

Nettogrundflächenbezogener
Leckagestrom w50 (bei 50 Pa)

w50 = V
·

50 mit AE: Nettogrundfläche
AF

Äquivalente Leckagefläche A50

(bei 50 Pa)
A50 stellt einen Anhaltswert für
die Größe der Leckagefläche in
cm2 dar und dient vor allem der
Veranschaulichung.

A50 = 0,5 ·   cm2
·  V

·
50m3 / h

Die Luftdichtheitsmessung ist
nach DIN EN 13829 Wärmetech-
nisches Verhalten von Gebäuden

Bestimmung der Luftdurchläs-
sigkeit von Gebäuden Differenz-
druckverfahren durchzuführen.
Damit ist die Durchführung von
Luftdichtheitsmessungen weit-
gehend geregelt, der Blower-
Door-Test ist das vorgeschriebe-
ne Verfahren. Es wird unterschie-
den zwischen:

Verfahren A:
Hier erfolgt die Prüfung des Ge-

bäudes im Nutzungszustand.
Dies bedeutet, dass die Gebäu-
dehülle dem Zustand entspricht,
in dem Heizungs- oder Klimaan-
lagen genutzt werden. 

Dieses Verfahren dient zur Er-
mittlung des n50-Wertes nach
EnEV. Der gesamte beheizte/
belüftete Teil eines Gebäudes
wird als eine Zone betrachtet und
auf Luftdichtheit der um-
schließenden Hüllfläche unter-
sucht. Innentüren zu beheizten
Räumen bleiben während der
Messung geöffnet. In der Regel
werden eine Über- und eine Un-
terdruckmessung mit verschie-
denen Druckdifferenzen von 10
bis 60 Pa (Mehrpunktmessung)
durchgeführt. Moderne Geräte
wie der blowtest 3000 führen die
Messung computergestützt und
automatisch durch und nehmen
alle für die Messung nach DIN
EN 13829 erforderlichen Mess-
werte auf.
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Aufspüren und Orten von Leckagen mit dem Thermoanemometer, bei mangel-

haft ausgeführter Durchdringung der Luftdichtheitsebene.

Rohrdurchführungen durch eine Ge-

schossdecke mit fehlendem Dicht-

heitskonzept.



Verfahren B:
Prüfung der Gebäudehülle. Die

Messung kann erfolgen, sobald
die luftdichte Ebene fertig ge-
stellt ist. Einstellbare und ab-
sichtlich vorhandene Öffnungen
in der Gebäudehülle werden ge-
schlossen oder abgedichtet.

Dieses Verfahren dient aus-
schließlich zur Leckageortung
und Qualitätssicherung, aber
nicht zur Ermittlung eines aus-
sagefähigen n50-Wertes. Es ist
sinnvoll diese Überprüfung nach
Fertigstellung der Luftdichtheiz-
schicht durchzuführen, wenn
diese noch zugänglich ist, um
eventuelle Nachbesserungen ko-
stengünstig durchführen zu kön-
nen. Während der Messung soll-
ten die Bauarbeiten ruhen.

Häufige Leckagen und deren
Ortung

Für die Leckageortung wird mit
der Blower-Door ein Unterdruck
von 50 Pa eingestellt. Dieser Un-
terdruck wird konstant gehalten,
bis die Leckageortung beendet
ist. Nun werden alle Ecken,
Türen, Fenster, Steckdosen,
Durchdringungen der luftdich-
ten Ebene und Übergänge von
verschiedenen Materialien un-
tersucht. 

Die Leckagen sind mit der
Hand erfühlbar. Mit einem Ther-
mo-Anemometer kann die Luft-
geschwindigkeit an den Lecka-
gen dokumentiert werden. Zur
visuellen Darstellung von Lecka-
gen sowie kleinsten Luftströ-

mungen kann eine Thermogra-
fiekamera eingesetzt werden. Mit
Hilfe der Infrarotthermografie
können auch Wärmebrücken
und durchfeuchtete Bauteile
sichtbar gemacht werden. Wei-
terhin kann ein Nebelgenerator
zur Visualisierung eingesetzt
werden.

Im Massivbau bildet in der
Fläche der Innenputz die luft-
dichte Schicht. Im Leichtbau
sind dies Folien, armierte Bau-
pappen oder großformatige Bau-
platten wie Gipskarton-, Sperr-
holz- oder Hartfaserplatten, so-
fern bei diesen Platten eine dau-
erhaft luftdichte Verfugung er-
folgt.

Häufige Leckageursachen sind
undicht ausgeführte Übergänge
und nicht luftdicht ausgeführte

Anschlussbereiche zwischen
Bauteilen. 

Im Massivbau bildet der Innen-
putz üblicherweise die Luftdich-
tungsebene und darf somit nicht
unterbrochen werden. Bei Vor-
wandinstallationen muss beson-
ders darauf geachtet werden,
dass hinter diesen keine unver-
putzten Mauerwerksflächen ver-
bleiben und dass Durchführun-
gen oder Durchdringungen be-
sonders sorgfältig abgedichtet
werden.

Im Bereich der Installationen
sind besonders Durchdringun-
gen der luftdichten Ebene, sei es
gewollt oder aus Versehen, ein
häufiger Grund für Leckagen.
Hier muss in Planung und Aus-
führung ein besonderes Augen-
merk darauf gelegt werden, dass
Durchdringungen der luftdich-
ten Ebene weitestgehend ver-
mieden werden und es sollte ge-
nau festgelegt werden, wie nicht
zu vermeidende Durchdringun-
gen luftdicht ausgeführt werden
können. 

Die haustechnisch nicht zu
vermeidenden Durchdringun-
gen können z. B. durch eine
Installationsebene zwischen ge-
mauerter Außenwand mit Innen-
putz und vorgesetzter Innen-
schale luftdicht ausgeführt wer-
den. Ansonsten ist in den Pla-
nungsunterlagen der Hersteller
luftdichter Folien und Pappen
beschrieben, wie mit Hilfe eines
Papp- oder Folienkragens ein
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Beispiel einer Vorwandinstallation mit fehlendem Dichtheitskonzept.

Zugerscheinungen im Bereich eines Spülkastens bei Vorwandinstallation.



luftdichter Anschluss hergestellt
werden kann.

Neben Rohrdurchführungen
sind typische Leckagestellen im
Bereich der Elektroinstallation
vor allem Einbaustrahler, Steck-
dosen und Lichtschalter. Zur Ver-
meidung von Fehlern im Bereich
der Installation sind hinreichend
tiefe Installationsebenen einzu-
planen oder spezielle luftdicht
ausgeführte Einbauteile zu ver-
wenden.

Eine weitere häufig zu beob-
achtende Leckagestelle ist der
Übergang zum Keller und der
Kellertreppe, sofern diese außer-
halb der luftdichten Hülle des
Wohnbereiches liegen. Da im
Keller häufig Radon oder Schim-
melsporen zu finden sind, die im
Wohnbereich unerwünscht sind,
sollte hier ein besonderes Augen-
merk auf Luftdichtheit gelegt
werden.

In ausgebauten Dachgeschos-
sen lässt sich oft beobachten,
dass hier die luftdichte Ebene
nicht ausgeführt wird. 

Obwohl Fenster durch die Seri-
enproduktion in der Regel dicht
sind, werden Leckagen in Fen-
sterumgebung immer wieder
festgestellt. Häufig werden Leck-
ströme an den Blendrahmen
festgestellt. Dies kann mit einem
Luftdichtheitsanschluss durch
Kellenschnitt und Silikonfuge
vermieden werden. Die Voraus-
setzungen dafür ist der Glatt-
strich an Fensterlaibungen vor
dem Einbau, eine vollständig
ausgeschäumte Fuge zwischen
Blendrahmen und Mauerwerk
sowie einen dichten Anschluss
des Putzes an die Ausschäu-
mung. 

Beim Einbau von Dachfenstern
wird oft vergessen, einen luft-
dichten Anschluss zwischen der
Luftdichtung der Dachfläche
und dem Blendrahmen herzu-
stellen. Bei Abdichtung der Fen-
sterlaibung mittels Folien-
stücken ist der Anschluss an den
Blendrahmen besonders fehler-
trächtig. Man kann dem Problem
weitestgehend ausweichen, in
dem man Fenster mit werkseitig
angebrachter Luftdichtung zum
Anschluss an die Luftdichtung
des Daches vorzieht. 

Weitere, des Öfteren auftreten-
de Leckagen bei Fenstern oder
Balkon- und Terrassentüren sind
falsch eingestellte Beschläge, un-
dichte Einbaufugen, oder bei
Balkontüren undichte Stöße von
Boden und gemauerter Wand. [6]

Um Ärger und Baumängel zu
vermeiden ist es wichtig, bereits
während der Planungs- und Aus-
führungsphase auf Luftdichtheit
zu achten. Die DIN 4108-7 gibt
eine Reihe von Ausführungsbei-
spielen. 

Fazit
Die Erwartung des auf Energie-

sparen bedachten Bauherrn, ein
luftdichtes Gebäude zu erhalten,
ist durch Vorschriften und Nor-
men sehr gut geschützt. Der Blo-
wer-Door-Test ist ein Instrument
der Qualitätsüberwachung und
sollte zum Standard gehören, er
gibt Sicherheit für Bauherren
und Ausführende.

Luftdichtheit schützt vor
Bauschäden und reduziert Wär-
meverluste, steigert den Wohn-
komfort und dient der Werterhal-
tung jeder Immobilie. Systemati-
sche Planung und Kontrolle der
Bauausführung sind jedoch not-
wendig. 

[1] Grundlagen der Gestaltung
von Passivhäusern
Dr. Wolfgang Feist
Verlag Das Beispiel 

[2] Holzbautechnik 6/99
[3] IKZ 12/96

Titel: Wohnungslüftung 
„Verbindliche Technik“ in
Neubauten 
Sporten und Schmitz – Fach-
verband SHK-NRW

[4] Info Technik des Fachver-
bandes SHK-Bayern / 
November 2001

[5] Sonderdruck „Allergie 
konkret“ 3/98
Deutscher Allergie- 
und Asthmabund e.V., 
Mönchengladbach

[6] blowtest-Seminarunterlagen,
LTM Thermo-Lüfter GmbH
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Undichte Elektroinstallation,

visualisiert mit einem Strömungs-

prüfröhrchen.



Die Historie

Seit 1991 werden in Baden-
Württemberg große landeseige-
ne Gebäude von privaten Fach-
firmen auf ihren Energiever-
brauch hin untersucht und so
umgerüstet und optimiert, dass
Energie eingespart wird und als
Folge auch die Schadstoffbela-
stung der Umwelt abnimmt. Die-
se privaten Investitionen in Anla-
gen des Landes werden durch die
anschließend erzielten Ein-
sparungen wieder zurückbe-
zahlt. Nach Ablauf einer verein-
barten Frist gehen die techni-
schen Anlagen in den Besitz des
Landes über und die Einsparun-
gen verbleiben dann bei der Lan-
deseinrichtung.

Von der Bauverwaltung wur-
den wegen der hohen Energie-
kosten von über 1,1 Millionen
€/a die Baustufen B und C der
Universität Ulm als geeignetes
Objekt für die Durchführung von
energiesparenden Maßnahmen
ausgewählt. Anfang 1996 wurde
vom Contractor, der Fa. Axima
Württemberg GmbH, eine Grob-
analyse vorgenommen, die eine
Einsparmöglichkeit von ca.
225.000.– €/a (netto) ergab.

Im November 1997 wurde ein
Vorvertrag zur detaillierten Pro-
jektierung der erforderlichen
Maßnahmen abgeschlossen. Als
Ergebnis der Feinanalyse wurde
eine Energieeinsparung von
276.000.– €/a (netto) prognosti-
ziert bei Investitionskosten von
1,23 Mio €. 

Die Gebäude
Die Universität Ulm ist eine

Neugründung des Landes Ba-
den-Württemberg aus dem Jahre
1967. Sie hat rund 6.000 Studie-
rende und 1.200 Beschäftigte.

Die Baustufe B ist das zweitäl-
teste Gebäude der Universität
am Oberen Eselsberg; die Grund-
steinlegung erfolgte 1967.

Das Gebäude ist gegliedert in
drei sogenannte „Kerne“ und
umfasst 5 Niveaus. Die Nutzung
besteht überwiegend in Labors
für Tier- und Pflanzenversuche
sowie sonstige Forschungsein-
richtungen für die Biologie und
die medizinische Wissenschaft
(z.B. Virologie, Elektronenmikro-
skopie, Pathologie) sowie die
zentrale wissenschaftliche Werk-
statt. Untergebracht ist zudem
eine Küche mit Cafeteria.

Die Betriebsstufe C wurde 1983
fertiggestellt und besteht aus ei-
nem einzelnen „Kern“. In den Ni-
veaus 1 bis 3 sind Hörsäle, Kurs-
säle und Labors untergebracht.
Die Niveaus 4 bis 6 sind der
Zahnklinik vorbehalten.

Die technischen Einrichtungen
der Baustufe B wurden überwie-
gend noch vor dem Jahr 1971 in-
stalliert. Die Mess-, Steuer- und
Regelanlagen sowie die Überwa-
chung über die Gebäudeleittech-
nik waren daher zum Zeitpunkt
der Projektierung annähernd 30
Jahre alt und dementsprechend
technisch überholt. Regler und
Ersatzteile ließen sich teilweise
nicht mehr beschaffen. Generell
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Energieeinsparung ermöglicht
Modernisierung

Im Rahmen eines Contracting-Vertrages wurden in der Universität Ulm, in den

Baustufen B und C der Uni Ost, umfangreiche Maßnahmen zur Energieeinsparung

durchgeführt und zeitgleich die veraltete Gebäudeleittechnik komplett saniert.

Die Finanzierung der zur Energieeinsparung notwendigen Umbauten erfolgte

durch den Contractor; die darin bereits enthaltenen Teilmodernisierungen ver-

ringerten die durch das Land Baden-Württemberg zusätzlich aufzuwendenden

Mittel für die restliche Sanierung anteilig.

Durch die zeitgleiche Durchführung von Modernisierung und Einsparmaßnahmen

durch den Contractor konnte eine einheitliche technische Lösung verwirklicht

werden.

Aus den weit über den Erwartungen liegenden Einsparungen der ersten beiden

Betriebsjahre zeigt sich nicht nur, dass das CO2-Minderungsziel der Bundesregie-

rung weit übertroffen wird. Es lassen sich vielmehr auch erhebliche finanzielle

Vorteile für die Universität prognostizieren.

Dipl.-Ing. Herbert Franke,

seit 1980 bei Axima (früher

Sulzer Infra), ab 1. 1. 2001 Ab-

teilungsleiter der Abt.„Ener-

giespar-Contracting und

Gebäude-Automation“

Bild 1: Außenaufnahme der Uni Ost von Süden



war ein erheblicher Sanierungs-
bedarf, auch bei den Schaltan-
lagen, festzustellen. Diese Situa-
tion wird durch Bild 2 verdeut-
licht.

Der Contracting-Vertrag
Im Juli 1998 wurde der Haupt-

vertrag abgeschlossen (s. Tab. 1).
Im Rahmen dieses Vertrages ver-
pflichtet sich der Contractor zu
folgenden Leistungen :

• Einbau der zum Erreichen des
Einsparziels notwendigen In-
stallationen

• Inbetriebnahme des Optimie-
rungssystems

• Optimierung der Anlagen
• Garantie über mindestens 

83% der prognostizierten Ein-
sparungen bei gleichbleiben-
den Raumkonditionen

• Nachweis der erzielten Ein-
sparungen

• Wartung und Instandhaltung
der eingebauten Komponen-
ten während der Vertragsdauer

• Fernüberwachung von Raum-
konditionen und Einsparun-
gen während der Vertragsdau-
er über Modem.

Der Vertrag wurde mit variabler
Laufzeit vereinbart. Dies bedeu-
tet, dass die Hauptleistungsdau-
er und damit der Vertrag dann
enden, wenn die Gesamtinvesti-
tionen des Contractors durch die
laufenden Rückzahlungen aus
den nachgewiesenen Einsparun-
gen getilgt sind.

Die Gesamtinvestitionen des
Contractors bestehen aus der
Anfangsinvestition für die Um-
bauten sowie den laufenden Pro-
jektkosten für Betreuung, Über-
wachung, Kapitalverzinsung und
Gewährleistungsfälle während
der Hauptleistungsdauer. Die
laufenden Kosten werden mo-
natlich ermittelt als fest verein-
barter Prozentsatz in % des aktu-
ellen Restwerts.

Die fremdfinanzierte Anfangs-
investition des Contractors bein-
haltet alle Maßnahmen zur Er-
zielung der prognostizierten
Einsparungen. Dazu gehören
auch die dazu notwendigen
Hilfsmittel wie die Umstellung
betreffender Anlagen auf DDC-
Regelung sowie die Installation
einer Gebäude-Leittechnik. Ein
erheblicher Anteil des Sanie-
rungsbedarfs wird damit über
die Einsparungen finanziert.

Übrig blieb ein Sanierungspa-
ket für Anlagen ohne oder mit ge-
ringem Einsparpotenzial (z. B.
Einzelablüfter, Alarmmeldungen
für Brandschutzklappen usw.).

Die Durchführung dieser Maß-
nahmen im Rahmen des Con-
tracting-Vertrages hätte dessen
Wirtschaftlichkeit in Frage ge-
stellt. Daher beschloss der Auf-
traggeber, einen Teil der reinen
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Bild 2: Die Schaltschränke entsprachen nicht mehr den Bestimmungen der

VBG.

Hauptleistungsdauer variabel

prognostizierte Hauptleistungsdauer 6,17 Jahre  (74 Monate)

garantierte Hauptleistungsdauer 8,17 Jahre  (98 Monate)

Investitionen

durch den Contractor:
Anfangsinvestition 1.232.000.- €
laufende Projektkosten 11 %

Rückzahlung an Contractor

Prognostizierte Einsparung 276.000.- €/a
davon jährliche Rückzahlung 100 %

Tabelle 1: Eckdaten des Contracting-Vertrags



Modernisierungsmaßnahmen
aus dem Energiesparvertrag aus-
zukoppeln und selbst zu finan-
zieren.

Die Durchführung von Ener-
giespar- und reinen Modernisie-
rungsmaßnahmen war jedoch
weder technisch noch zeitlich
voneinander trennbar. Denn
meist befanden sich in ein- und
demselben Schaltschrank Ele-
mente aus beiden Kategorien.

Somit war es zwingend not-
wendig, Einspar- und Sanie-
rungsmaßnahmen in einem Zug
und aus einer Hand durchführen
zu lassen. Die Sanierung wurde
daher ebenfalls dem Contractor
übertragen und mit dem Auftrag-
geber nach vorher festgelegten
und geprüften Einheitspreisen
zusätzlich abgerechnet.

Durchgeführte Maßnahmen
Wegen der Vielzahl der durch-

geführten Maßnahmen können
nur einige Beispiele angeführt
werden :
• Sanierung der Schaltschränke

(s. Bild 3)

• Installation eines neuen DDC-
/GLT-Systems

• Installation von ca. 250 Raum-
temperaturfühlern zur Be-
darfserfassung

• Austausch von überdimensio-
nierten Antriebsmotoren

• Installation von Frequenzum-
richtern zur verbrauchsopti-
mierten Betriebsweise von
Ventilatoren

• Nutzung innerer Wärmequel-
len durch raumtemperatur-
abhängige Betriebsweise der
Heizungs- und Lüftungsanla-
gen

• Wirkungsgradoptimierung an
Wärmerückgewinnern

• Vermeidung von gleichzeiti-
gem Heizen und Kühlen so-
wohl innerhalb der RLT-Anla-
gen als auch im Zusammen-
spiel mit den Heizungsanlagen

• Optimiertes Schalten von Hei-
zungs- und Lüftungsanlagen
in Abhängigkeit von Außen-
und Raumtemperatur

• Bedarfsabhängige Betriebs-
weise der Heizungs- und Lüf-
tungsanlagen nach den Nut-
zungsanforderungen, z. B.
durch Anpassung der Zonen-
schaltungen

• Laufende Überwachung des
Energieverbrauchs

• Laufende Schulung der Be-
treiber

Ergebnisse der ersten zwei
Betriebsjahre

Bild 4 zeigt die Entwicklung der
Wärmekosten seit Beginn der
Umbauten im Herbst 1999 im
Vergleich zum Referenzjahr. Die
untere dunklere Kurve zeigt die

BHKS-Almanach 2003 65

 

Technische Trends

Bild 3: Sanierter Schaltschrank mit DDC-Controllern

Bild 4: Entwicklung der Wärmekosten bis Oktober 2002

Bild 5: Entwicklung der Stromkosten bis Oktober 2002



tatsächlich entstandenen Wär-
mekosten.

Die hellere obere Kurve stellt
die Wärmekosten dar, die sich
ohne das Energie-Management-
system ergeben hätten. Dazu
wurde der vertraglich vereinbar-
te Referenzverbrauch, gebildet
aus den Verbräuchen der Jahre
1995 bis 1998, auf die aktuellen
monatlichen Wetterdaten umge-
rechnet.

Man erkennt, dass schon
während der Umbauphase deut-
lich Energie eingespart wurde.
Diese Einsparung wurde vom
Contractor nicht abgerechnet
und kam in voller Höhe der Uni-
versität zugute.

Weiterhin zeigt sich, daß im er-
sten Betriebsjahr von November
2000 bis Oktober 2002 etwa 40%
Wärme im Wert von rund
500.000.– € netto eingespart
wurden.

Entsprechend deutlich zeigen
sich die Einsparungen bei den
Stromkosten (Bild 5) mit 35 %,
bezogen auf den Referenzver-
brauch oder netto 292.000.– €.

Im Kälteverbrauch wurden
nach Bild 6 sogar 59 % einge-
spart und 93.000.– € abgerech-
net.

Mit einer nachgewiesenen En-
ergiekosteneinsparung von etwa
885.000.– € in den ersten beiden
Jahren wurde demnach die pro-
gnostizierte Einsparung (s. Ta-
belle 1) um mehr als die Hälfte

übertroffen! Diese gegenüber der
Prognose zusätzlichen nicht kal-
kulierten Einsparungen konnten
erzielt werden, indem der Betrei-
ber den Contractor in allen Be-
langen unterstützte sowie durch
zusätzlich erschlossene Ein-
sparpotenziale infolge der Kom-
plettsanierung.

Es sind jedoch nicht nur die
monetären, sondern auch die
ökologischen Erfolge anzu-
führen: die CO2-Emission konnte
um 39 % oder 4.900 Tonnen ge-
senkt werden (Bild 7). Dies ent-
spricht dem Ausstoß von etwa
500 Haushalten.

Prognose der Wirtschaftlichkeit
Die Überschreitung der pro-

gnostizierten Einsparungen be-
wirkt durch die raschere Tilgung
eine Verkürzung der Hauptlei-
stungsdauer des variablen Ver-
trages. Konstante jährliche Ein-
sparungen vorausgesetzt, ist der
Vertrag bereits nach 3,33 Jahren
Abrechnungsdauer zu Ende an-
statt der ursprünglich prognosti-
zierten 6,17 Jahre. Der Auftrag-
geber kommt demnach sehr viel
eher in den Genuss der vollen
Einsparungshöhe.

Tabelle 2 zeigt eine Gegenüber-
stellung der Gesamtkosten des
Auftraggebers bei einer fiktiven
reinen Vollsanierung im Maßstab
1:1 im Vergleich zu der realisier-
ten Verknüpfung mit einem En-
ergiesparvertrag. Betrachtet wird
ein Zeitraum ab Beginn der Um-
baumaßnahmen bis etwa 12 Jah-
re nach deren Fertigstellung, was
der üblichen Nutzungsdauer der
Umbauten entspricht.

Die Zahlungen an den Contrac-
tor während der Hauptlei-
stungsdauer sind insgesamt
selbstverständlich höher, als eine
eigenfinanzierte reine Sanierung
gekostet hätte. Diese Mehrkosten
ergeben sich aus den zusätzlich
getroffenen Maßnahmen zur En-
ergieeinsparung und den Auf-
wendungen des Contractors für
Kapitalverzinsung und Betreu-
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Bild 6: Entwicklung der Kältekosten bis Oktober 2002

Bild 7: Entwicklung der CO2-Emission bis Oktober 2002



ung der Anlagen während der
Hauptleistungsdauer des Ener-
giesparvertrages.

Bezieht man jedoch die in die-
sem etwa 14-jährigen Betrach-
tungszeitraum als konstant an-
genommenen Energiekosten mit
ein, ergeben sich enorme finan-
zielle Vorteile für die Kombinati-
on „Sanierung mit Energiespar-
vertrag“ in Millionenhöhe.

Fazit
Im Rahmen der Gesamtmaß-

nahme wurden die Baustufen B
und C von älterer Analogtechnik
auf eine moderne DDC-Rege-
lung umgestellt und gleichzeitig
die Schaltschränke modernisiert.
Für die Betreiber bedeutet dies
einen erheblichen Gewinn an
Bedienungskomfort und Be-
triebssicherheit der Anlagen.

Durch die Kombination mit ei-
nem Energiesparvertrag konnten
weitere Vorteile geschöpft wer-
den. Infolge einer erheblichen
Senkung des Energieverbrauchs
überschritt die Universität nicht
nur das CO2-Minderungsziel,
sondern erzielte auch erhebliche
finanzielle Vorteile gegenüber ei-
ner reinen Sanierung ohne Ener-
gieeinsparung. Nicht zuletzt pro-
fitiert der Auftraggeber durch die
Beratung und Betreuung durch
den Contractor während der
Dauer des Energiesparvertrags.

Die Einsparungen wurden
ohne Minderung der Komfortan-
sprüche der Nutzer erreicht. In
einzelnen Bereichen konnte so-
gar ein Komfortgewinn realisiert
werden, z. B. durch die Minde-
rung von Zugerscheinungen
oder die an die Raumtemperatur
angepasste Betriebsweise von
Anlagen.

Ausschlaggebend für den Er-
folg des Projektes sind jedoch
Faktoren, die im allgemeinen
nicht hoch genug bewertet wer-
den. Zum einen ist dies die hohe

Motivation des Betriebsperso-
nals, den Contractor bei der Er-
reichung des Einsparziels zu un-
terstützen.

Zum anderen hat der Auftrag-
geber die Voraussetzungen ge-
schaffen, dass eine technisch,
ökonomisch und ökologisch
sinnvolle Gesamtkonzeption
realisiert werden konnte. Und
zwar dadurch, dass er für Kon-
zepterstellung, Projektierung
und Durchführung der Sanie-
rungs- und Energiesparmaßnah-
men ein- und dasselbe Unter-
nehmen auswählte und die Um-
bauarbeiten in einem Zug durch-
führen ließ.

Ausblick
Die hohe Zufriedenheit bei der

Universität, bei den Betreibern
und bei den Nutzern haben die
Universität Ulm veranlasst, den
Contractor mit der Optimierung
der Gebäudetechnischen Anla-
gen in einem weiteren Gebäude
(Baustufe A der Uni Ost) zu be-
auftragen. Die ausführliche Un-
tersuchung ergab prognostizier-
te Energiekosteneinsparungen 
in Höhe von netto 350.000.– €/a
bei Investitionskosten von rund
1,53 Mio € netto.

Damit sollen auch hier die ge-
bäudetechnischen Anlagen mo-
dernisiert und gleichzeitig Ener-
gie eingespart werden.

Die Umbauten sind inzwischen
weitgehend abgeschlossen. Die
Prognosen der ersten Betriebs-
monate lassen erkennen, dass
auch bei diesem Projekt das Ein-
sparziel voraussichtlich über-
troffen wird. �
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reine Voll- Sanierung
sanierung + Energie-
1 : 1 sparvertrag
[T€ netto] [T€ netto]

Energiekosten kumuliert 16.168 10.512

davon in Umbauphase 2.310 1.964

davon in den ersten 12 Jahren
nach Fertigstellung 13.859 8.547

Zahlungen an Contractor in Hauptleistungsphase :

für Energieeinsparung – – 1.474

für Rest-Sanierung – – 1.092

fiktive Vollsanierung 1) ca. 1.500 – –

Gesamtkosten ca. 17.668 13.078

Gesamtvorteil 4.590

1) geschätzte fiktive Kosten ohne Energiesparmaßnahmen

Tabelle 2: Bilanz der Gesamtkosten aus Sicht des Auftraggebers 

ab Baubeginn bis 12 Jahre nach Fertigstellung
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Unterschiedliche Faktoren
führen zurzeit zu manchen Ver-
änderungen im Bereich der tech-
nischen Gebäudeausrüstung. Im
Wesentlichen sind das die Krise
in der Baubranche, die derzeitige
wirtschaftliche Situation im An-
lagenbau und der zunehmende
Preisdruck, dem die Ersteller von

technischen Anlagen ausgesetzt
sind. Im Widerspruch hierzu ste-
hen die immer häufiger genann-
ten Forderungen hinsichtlich der
Berücksichtigung von Life-
Cycle-Costs von Gebäuden.
Nicht wenige Investoren sehen
heute den maximalen Vorteil für
sich darin, Gebäude aus einer

Hand erstellen zu lassen. Ist das
der richtige Weg? Führt er zum
erstrebten Ziel?

In dieser Abhandlung werden
hierzu 5 relevante Bereiche ange-
sprochen: Planung, Ausführung
und Betrieb – Gewichtung der
Anlagentechnik – Systemlösun-
gen – Betriebs- und Energie-
kosten, Chancen regenerativer
Systemlösungen. 

Es soll ein Eindruck über Zu-
sammenhänge im Herstellungs-
prozess eines Gebäudes vermit-
telt werden, Risiken werden un-
terstrichen und die daraus resul-
tierenden Potentiale aufgezeigt.

1. Planung, Ausführung und
Betrieb

Zu Beginn soll eine bildliche
Darstellung 11,2 den Lebens-
zyklus eines Gebäudes, die Betei-
ligten an der Wertschöpfungs-
kette „Gebäude“ mit ihren Inte-
ressen und die Kostenverteilung
für Bau und Betrieb wiederge-
ben. Wegen der vielen darin ent-
haltenen Informationen wird
dem Leser empfohlen, diese
zunächst insgesamt und sodann
detailliert auf sich wirken zu
lassen. – Der eingangs erwähnte
Gedanke, Leistungen aus einer
Hand zu beziehen, ist vom
Grundsatz her richtig. Dabei evtl.
entstehende Interessenkonflikte
müssen einvernehmlich gelöst
werden.

Als Beteiligte am Herstellungs-
prozess eines Gebäudes verfolgt
jede Interessensgruppe ein be-
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Potentiale und Risiken 
der technischen 
Gebäudeausrüstung

Dipl.-Ing. Heino Wolkenhauer, GA-tec

Gebäude- und Anlagentechnik

GmbH, HNL Stuttgart, Leiter Vertrieb

und Projektierung

*)Baugutachter, Tragwerksplaner, Planer HLK-Systeme, Elektroplaner, Brandschutzgutachter, Schallschutzgutachter, etc.

Gebäudeart

Neubauten:
a) Wohnungsbau ca. 8 -10 %
b) Flughäfen, Krankenhäuser ca. 30 -40 %
c) Messen ca. 22 - 25 %
d) Verwaltungsgebäude

Normal-Standard ca. 18 - 22 %
gehobener Standard ca. 22 - 30 %

e) Industrie ca. 25 - 30 %

Sanierungen:
( a bis e ) ca. 40 - 80 %
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stimmtes Ziel. Der Bauherr
möchte individuell seine Vorstel-
lung optimal durch seinen Archi-
tekten/Planer vorgestellt bekom-
men und erwartet vom Wettbe-
werb eine wirtschaftliche Umset-
zung durch die Ausführenden.
Obwohl alle Beteiligten nach
dem ihrer Aufgabe entsprechen-
den Prinzip verfahren, führt die
Interpretation letztendlich doch
zu deutlichen Abweichungen.
Ein Planungsbüro, welches im
Wettbewerb z. B. nur noch 50 bis
80 % seines Honorars für die
Dienstleistung der Beratung des
Bauherrn erhält, kann keine er-
schöpfende individuelle Bera-
tung / Prüfung durchführen, son-
dern nur noch eine standardi-
sierte, zumal wirtschaftlich /öko-
nomische Betrachtungen, die
zunehmend an Bedeutung im
Vorfeld einer Baumaßnahme ge-
winnen, gar nicht im HOAI-
Honorar3 Berücksichtigung fin-
den. Eine ausführende Firma, die
auf Qualität setzt, im Wettbewerb
jedoch einen Nachlass von 20%
realisieren muss, ist dann im
Rahmen der Ausführung oft ge-
zwungen, Planungsmängel
durch Nachträge und notwendi-
ge Beschleunigungsmaßnahmen
zu kompensieren und Produkt-
Hersteller im Rahmen der Verga-
be mit Einkaufsvorteilen zu kon-
frontieren, die häufig zu Lasten
der Qualität gehen. 

Damit wird verdeutlicht, dass
eine 100%-ige Leistung auch
eines 100%-igen Entgelts bedarf
und dass es bei der Vergabe aus
einer Hand zu Problemen führen
kann, wenn es heißt, man wolle
ein gemeinsames Ziel erreichen,
sich aber letztendlich vor Gericht
wiederfindet, weil nach allen Sei-
ten maximale Nachlässe ausge-
handelt wurden, die Beteiligten
aber im übrigen nur sich selbst
überlassen blieben. Für die
erfolgreiche Abwicklung einer
Baumaßnahme bedarf es einer
erfahrenen Person, die sowohl
wirtschaftlich / ökonomische
Entscheidungen bewerten kann
und im technischen Bereich das

entsprechend notwendige
Know-how besitzt. Wem diese
Rolle zukommt, lässt sich nicht
eindeutig sagen. Derjenige sollte
zumindest das Vertrauen des
Bauherrn genießen und für ko-
stenintensive Fehlentscheidun-
gen in der Planungs- bzw. Aus-
führungsphase  in die Verantwor-
tung genommen werden kön-
nen. Prädestiniert wäre ein Ge-
neralunternehmer, der sich auch
für den späteren Betrieb verant-
wortlich fühlen würde, sodass
aus dem ganzheitlichen Gedan-
ken heraus eine ökonomische
Entscheidung vorgegeben wäre. 

Die Investitionen sind im Be-
reich des Hochbaus meistens
nicht direkt mit Folgekosten ver-
bunden. Im Bereich der techni-
schen Gewerke sind sie dagegen
im Weiteren geprägt durch z. T.
erhebliche Verbrauchs- / Be-
triebskosten. Die Bedeutung die-
ser Kosten wird oft nur sekundär
berücksichtigt, obwohl sie schon
bei Gebäuden mit nur mittlerem
Technikanteil ca. 1/8 der Investi-
tionskosten ausmachen. 

Einem Bau-GU, der nur in die
Ausführungsphase eines Gebäu-
des eingebunden ist, sollte von
daher nicht die Verantwortung
über die Life-Cycle-Costs anver-
traut werden, an denen er  selbst
nur einen Anteil von 13 % hat
(Betrachtungszeitraum 30 Jahre).
Insoweit spielt also bei der Aus-
wahl des GU die Abwägung Bau /
Technik eine große Rolle.

Viele Bauherren vernachlässi-
gen die Folgekosten zunächst
weitgehend. Der Grund hierfür
ist sicherlich in einer mangeln-
den Beratung zu finden. In ihrer
Eigenschaft als Dienstleister für
den Bauherrn kommt es in erster
Linie den Planungsbüros zu, die
Folgekosten einer Baumaßnah-
me von vornherein zutreffend zu
bewerten, um Fehlentscheidun-
gen zu vermeiden. Aus der
Problematik, dass auch Pla-
nungsbüros einem zunehmen-
den Kostendruck unterliegen
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1. a) Konventionell LP 1 – 7 1 1 1 1 1 1 1 x x

1. b) Konventionell anteilig HOAI 2 2 1 1 1 1 2 x x

2. a) Funktional LP 1 3 4 4 4 4 3 4 x

2. b) 2 2 2 3 2 3 3 x x

2. c) 2 1 2 2 2 2 1 x x

2. d) 2 1 2 2 2 2 1 x x

3.    TGU / Contracting 2 2 3 4 4 1 2 x x x x

1 = gut; 2 = mittel; 3 = befriedigend; 4 = ausreichend *)  1= hoch; 4 = niedrig

1. a)

1. b)

2. a)
2. b)
2. c)

2. d)  

3.)

Planungs- / Vergabeverfahren

Planungs- und Vergabeziel Eignung für Baumaßnahme

TGU / Contracting

Vorgehensweise erfordert prinzipiell sukzessive Erarbeitung der planerischen Lösung gem. den 
Leistungsphasen 1 – 7 der HOAI. Je umfangreicher die Planung, desto exakter die 
Ausschreibungsmöglichkeiten => exakte Komponentenfestlegung, exakte Massenentwicklung => hohe 
Kostensicherheit.
Heute häufige Unterschreitung der HOAI-Mindestsätze mit der Folge einer unvollständigen Planung, einer 
schlechten Ausschreibung und einem erhöhten Kostenrisiko

Bauherr erbringt Vorentwurfsplanung M 1 : 200 und Leistungsbeschreibung mit Leistungsprogramm. 
Bauherr erbringt Entwurfs- und Genehmigungsplanung M 1 : 100 einschl. funktionaler 
Leistungsbeschreibung mit Leistungsprogramm. Auftragnehmer erbringt Ausführungsplanung und fügt ggf. 
Alternativlösungen ein.

Bauherr erbringt fertige Ausführungsplanung und stellt diese dem Auftragnehmer zur Montage-
/Werksplanung zur Verfügung. Evtl. Alternativen werden vom AN eingefügt.

Bauvorhaben ohne Bauherrenplanung

Darstellung 2: Eignungsmatrix für Planungs- und Vergabeformen .
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und die Kosten für diese Art der
Dienstleistung die direkte In-
vestition verteuern, wird deut-
lich, dass eine Auftragserteilung
allein nach „erfolgreicher Ver-
handlung durch den Einkauf“,
d. h ohne Kooperation mit dem
späteren Betreiber proble-
matisch ist.

Für eine erfolgreiche, für alle
Beteiligten wirtschaftliche Ab-
wicklung einer Baumaßnahme
ist wichtig, dass das gemeinsame
Ziel – technisch / wirtschaftlich
optimale Lösung – klar definiert
und dieses Ziel von einem Koor-
dinator konsequent verfolgt
wird. Darüber hinaus ist wichtig,
dass eine strukturierte zielorien-
tierte Ausführung mit sauberen
Übergängen zwischen den ein-
zelnen Beteiligten die Baumaß-
nahme prägt. Dazu sollte man
sich zweckmäßig die Lebens-
zyklusphasen eines Gebäudes
vorstellen. 

In der Phase 1, Entwicklungs-
phase eines Gebäudes, werden
die Weichen gestellt. Der Beein-
flussungsgrad ist hier am größ-
ten. Systementscheidungen für
die nächsten 30 Jahre werden
hier häufig ohne den ganzheit-
lichen Gedanken getroffen. Be-
sonders in dieser Phase sind öko-
nomische praktische – nicht
theoretische – Betrachtungen
notwendig.

Als Phase 2 folgt die Planungs-
phase, in der wesentliche Vorent-
scheidungen für die geplanten

Baumaßnahmen selber sowie
Regularien über die Realisie-
rungsphase des Bauwerkes fest-
zulegen sind. Je nach Größe und
Anforderungen an das Bauwerk
ist ein Planungsteam zusam-
menzustellen, das i. d. R. vom
federführenden Architekten ge-
lenkt wird und je nach Planungs-
aufgabe aus unterschiedlichen
Fachleuten bestehen kann. 

In den vergangenen Jahren hat
sowohl das Ausschreibungsver-
fahren als auch – dadurch be-
dingt – das Planungsverfahren
grundlegende Änderungen er-
fahren. Da die Art der Ausschrei-
bung letztendlich das Ergebnis
beeinflusst, werden zunächst die
unterschiedlichen Arten be-
schrieben.

War früher eine klassische Auf-
gabenverteilung zwischen Bau-
herr – Architekt – Fachingenieu-
ren und ausführenden Gewerken
die Regel, so sind heute häufig
Projektsteuerer, Generalüber-
nehmer, -planer, Facility Mana-
ger, Contracting-Unternehmen
etc. fester Bestandteil des Pla-
nungsprozesses. Je nach Ziel-
richtung der Vergabe der Baulei-
stungen sind von den Planungs-
beteiligten unterschiedliche Auf-
gaben abzudecken, sodass eine
Feststellung der gewünschten
Vergabeart frühzeitig zu treffen
ist. Im Wesentlichen sind heute
folgende Vorgehensweisen anzu-
treffen:
1. Konventionelle Leistungsbe-

schreibung:
Eindeutige Beschreibung aller
Positionen mit Massenangabe
durch den Auftraggeber bzw.
dessen Beauftragten zwecks

Angebotseinholung bei po-
tentiellen Auftragnehmern.

2. Funktionale Leistungsbe-
schreibung4:
Die funktionale Leistungsbe-
schreibung dient insbesonde-
re dem Ziel, durch die ver-
stärkte Ausnutzung der unter-
nehmerischen Kompetenz ei-
nen Wettbewerb verschiede-
ner technischer Systemlösun-
gen mit definierter Funktion
zu ermöglichen, der sich letzt-
endlich kostenmindernd für
den Bauherren auswirkt.
Gem. VOB/A gelten auch für
funktionale Leistungsbe-
schreibungen die nachfolgen-
den Grundsätze:
● Die Leistung ist eindeutig

und so erschöpfend zu be-
schreiben, dass alle Bewer-
ber die Beschreibung im
gleichen Sinn verstehen
und ihre Preise sicher und
ohne umfangreiche Vorar-
beiten berechnen können.

● Dem Auftragnehmer darf
kein ungewöhnliches Wag-
nis aufgebürdet werden.

● Der Zweck der fertigen
Leistung sowie die an sie
gestellten technischen,
wirtschaftlichen, gestalte-
rischen und funktionsbe-
dingten Anforderungen
sind klar festzulegen; dabei
dürfen aber bestimmte Er-
zeugnisse oder Verfahren
sowie bestimmte Ur-
sprungsorte und Bezugs-
quellen nur ausnahmswei-
se vorgeschrieben werden.

● Eingehende Angebote
müssen miteinander verg-
lichen werden können.

Bei der Planung mit dem Ziel
einer Funktionalauschreibung
sollten die Leistungsphasen 5 - 8
der HOAI so gesplittet werden,
dass eine der Baumaßnahme an-
gemessene Verteilung der Pla-
nungsaufgaben realisiert werden
kann. Auch bei der funktionalen
Leistungsbeschreibung ist insge-
samt eine komplette Planung er-
forderlich, jedoch mit der ent-
sprechenden Splittung in dem
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Gesamtprojektmanager

Örtliche Bau- und Montageleitung
- Elektrotechnik
- Gebäudeautomation
- Feuerlöschanlagen
- Lufttechnische Anlagen
- Sanitärtechnik
- Wärmeversorgungsanlagen
- Kälteanlagen

Ansprechpartner

kaufmännische Abwicklung

TGM Ansprechpartner

Arbeitssicherheit

Feuerlösch-
anlagen

Lufttechn. 
Anlagen

Gebäude-
automation

Elektro-
technik

KälteanlagenWärmever-
sogungsanl.

Sanitär-
technik

Projektleiter Elektro Projektleiter TGA
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Darstellung 3: Projektstruktur bei der Ausführung von TGU-Projekten.
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Leistungsteil des AG und dem
des AN. 

In der Darstellung 2 sind die
Planungs- und Vergabeziele der
verschiedenen Verfahren ge-
genübergestellt. Für die Ent-
scheidung, welches Verfahren
ausgewählt wird, sollte primär
die Technik den Ausschlag ge-
ben. Anspruchsvolle Techniken
bedürfen auch anspruchsvoller
Planungs- und Vergabeformen.
Zu empfehlen sind die Verfahren
konventionelle Planung (LP 1-7),
Vergabeform 2d bzw. Contrac-
ting / TGU.

In der Phase 3 ist der größte
Aufwand im Schnittstellenmana-
gement und in der Gewähr-
leistung von Funktion und Qua-
lität zu sehen. Auch hier zahlt es
sich für Bauherren aus, die Leis-
tung aus einer Hand zu beziehen.
Das technische Know How wird
vorausgesetzt. Exemplarisch für
eine mögliche Projektstruktur  ist
die Darstellung 3 der GA-tec Ge-
bäude- und Anlagentechnik5 für
ein Großprojekt im Stuttgarter
Raum. Wichtig ist hierbei, dass
die gesamte Technik in einer
Hand zusammenläuft, die auch
Ansprechpartner für den Bau-
herrn und die einzelnen Gewerke
ist.

In der Nutzungsphase (Phase
4) zeigt sich, wie gut die vorheri-
gen Phasen bearbeitet wurden.
Bereits nach wenigen Jahren
übersteigen die kumulierten Be-
triebskosten die ursprünglichen
Investitionskosten.

Zur Phase 5, Rückbau, können
Nutzungsänderung, Sanierung
bzw. Entsorgung und der Glei-
chen führen, ebenso zunehmen-
de Auflagen mit steigenden Ko-
sten. Bereits in der Phase 1 und 2
werden die Weichen für die dann
entstehenden Kosten gestellt. 

2. Gewichtung der Anlagen-
technik im Rahmen einer
Gesamtbetrachtung

Um die Gewichtung der Anla-
gentechnik im Rahmen einer
Gesamtinvestition zu verdeut-

lichen, werden die Investitions-
kosten für das in Darstellung 4
beschriebene Gebäude näher
erläutert. 

Bei dem Gebäude handelt sich
um ein 9-stöckiges Bürogebäude
mit einem zweibündigen Recht-
eckgrundriss (Dimension 90 x 17
x 29,7 m (L x B x H) mit einer Net-
to-Grundfläche von 18.360 m2

(BGF = NGF). Die Geschosshöhe
soll 3,3 m und die lichte Raum-
höhe 3,0 m betragen. Die in Dar-
stellung 4 aufgeführten Kosten
machen deutlich welchen Ge-
werken welche Gewichtung zu-
kommt. Zunächst ohne die er-
wähnten und in Darstellung 1
aufgeführten Folgekosten. 

Das Verhältnis Bau / Technik
deckt sich mit den Kosten in Dar-
stellung 1 (rechts unten). Die Ge-
wichtung bei den techn. Gewer-
ken liegt eindeutig bei den klima-
und kältetechnischen Gewerken.
Der Anteil der Elektrotechnik
kann in Abhängigkeit der Nut-
zung deutlich variieren. Im Rah-
men Leistung aus einer Hand
hätte der Bauherr / Betreiber bei
der Vergabe an den technischen
GU  keinerlei Klärungsbedarf
hinsichtlich der Gewährleis-
tungskette; die Ausführenden
der lüftungstechnischen und
mechanischen Gewerke sollten

auch für den Hauptanteil der Fol-
gekosten in Betracht kommen. 

Bevor anhand eines Beispiel-
Bürogebäudes eine Kostenschät-
zung unterschiedlicher klima-
technischer Anlagenkonzepte
durchgeführt wird, sollen einige
interessante Zusammenhänge
angesprochen werden:

Die in Darstellung 4 aufgeführ-
ten Büromieten für  verschiede-
ne Standorte im Bundesgebiet
liegen je nach Stadt und Stadtteil
zwischen 8 und 33 €/m2 BGF/ Mo-
nat6, die Durchschnittsmiete
liegt etwa bei 15 bis 20 €/m2

BGF/Monat. Um Missverständnis-
sen vorzubeugen: Diese Schwan-
kungen gelten nur für die Mieten,
nicht aber für die Investitions-
kosten. Ferner ist zu erkennen,
dass  die anteiligen Investitions-
kosten (AfA 15 Jahre) und Unter-
haltskosten für ein modernes
Klimasystem (in diesem Fall mit
Kühldecke) nur etwa 1% des Per-
sonalkostenaufwandes betragen. 

Da das Unternehmensergebnis
unmittelbar von der Leistungs-
fähigkeit eines jeden Mitarbei-
ters abhängt, stellt das Personal
das wesentliche Erfolgspotential
eines Unternehmens dar. Dabei
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9 - stöckiges Bürogebäude Fläche Kühllast        Wärmelast Kältebedarf Wärmebedarf
90 x 17 x 29,7 m BGF: 18.360 m² 50 W/m²         45 W/m² RLT 647 kW; KD 443 kW stat. 690 kW; RLT 656 kW

FF: 7.335 m²
Geschoßhöhe: 3,3 m VF: 1.800 m² Frischluftwechsel RLT: Raumlufttechnische Anlage Außenluftmenge
lichte Raumhöhe: 3,0 m HNF: 9.225 m² (Büro‘s) Büro    Bespr. KD: Kühldecke 82.035 m³/h

2 h-1   4 h-1

Gewerk Gebäude HN 18.360 Stadt Toplage Gute Lage Dez. Lage
€/m² HNF €/m³ HNF € €/m² HNF €/m²*Monat

Rohbaugewerke 250 .. 700 83 .. 235 8.262.000 450 2,25 0,55 Berlin 18 - 33 15 - 19 9 - 14

Ausbaugewerke 230 .. 500 75 .. 170 6.609.600 360 1,80 0,44 Hamburg 16 - 27 9 - 16 8 - 12

Berlin 14 Hamburg 16
Bremen 8 Hannover 8

Heizung ab 25 8 .. 15 734.400 40 0,20 13,4 Dortmund 12 Köln 17
Lüftung 6-12 €/m³/h 30 .. 72 10 .. 24 0 Dresden 10 Leipzig 8
Sanitär ab 1100€/Einr. 15 .. 24 5 .. 8 348.840 19 0,10 6,4 Duisburg 12 München 22
Klima 80 .. 200 27 .. 65 1.836.000 100 0,50 33,4 Düsseldorf 21 Nürnberg 10
Kälte ca. 800€/kW 30 .. 45 550.800 30 0,15 10,0 Essen 12 Stuttgart 14
Starkstrom 55 .. 110 1.193.400 65 0,33 21,7 Frankfurt 14 Bremerhaven 7

Schwachstrom 5 .. 20 183.600 10 0,05 3,3

Beleuchtung
ca. 25-50% v. Starkst.

15 .. 55 367.200 20 0,10 6,7

Regelung / MSR 10 .. 35 275.400 15 0,08 5,0

Zwischensumme 5.489.640 299 1,50 100,0 0,36

Sonstige Kosten **) 27.540,00 1,50 0,37

Unterhaltungskosten 67.932,00 3,70 0,90

Zwischensumme 96.581,00 10,75 2,62

7.344.000,00 400,00 97,38

Gesamt 7.440.581,00 410,75 100

%

Mitarbeiter: 
monatliche Personalkosten: 400 €/m² bei 10 m² Person

Technische Gewerke
Durchschnittsmieten

Mieten in Deutschen Großstädten

€/m²*Monat (kalt)

Aufteilung der Kosten
je m² Bürofläche in %

Bandbreite
Investitionskosten Umgelegte

Kosten*)

2,6

97,4

Rohbau-,
Ausbau- und
Technische
Gewerke,

Personalkosten

Darstellung 4: Kostenaufteilung und Büromieten bei dem beschriebenen Bürogebäude

(Keine Allgemeingültigkeit).
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werden die geistige Leistungs-
fähigkeit und das Wohlbefinden
des Menschen am Arbeitsplatz
zu einem wesentlichen Teil von
seiner Umgebung beeinflusst,
d. h. sie sind unmittelbar mit
dem Behaglichkeitsempfinden
gekoppelt. Nach Studien7 aus
den USA und Skandinavien redu-
ziert sich die geistige Leistungs-
fähigkeit auf etwa 75%, wenn die
Raumtemperatur auf 28°C an-
steigt. Durch den Einsatz moder-
ner klimatechnischer Anlagen
wird die Arbeitsproduktivität ge-
steigert, weil das menschliche
Befinden verbessert wird. An-
hand einer Kosten/Nutzen-Ana-
lyse kann die Wirtschaftlichkeit
der erforderlichen Investition in

ein modernes Klimasystem ein-
deutig aufgezeigt werden. Häufig
stellt sich heraus, dass sich die
Investitionskosten für ein mo-
dernes Klimasystem durch die
damit ausgelöste Steigerung der
geistigen Leistungsfähigkeit  in-
nerhalb eines Jahres amorti-
sieren. 

Warum wird derzeitig so häufig
darüber diskutiert ob das Büro-
gebäude eine klimatechnische
Anlage zur Steigerung der Behag-
lichkeit erhalten soll oder nicht?
Um auch an dieser Stelle den
Kostenaspekt nochmals aufzu-
greifen, sollte ergänzt werden,
dass eine geplante gute tech-
nische Lösung durch einen über-
durchschnittlich harten Wett-

bewerb auch Qualitätseinbußen
erleiden kann, z. B. wenn eine
minderwertige Kanalführung im
Gebäude zu Geräuschentwick-
lungen führt oder Abstriche im
Bereich der Regelungstechnik
den nicht optimalen Einsatz der
installierten Technik zur Folge
haben.

Nachfolgend sollen anhand des
Beispiel-Bürogebäudes die tech-
nischen Anforderungen und die
Investitionskosten unterschied-
licher klimatechnischer Varian-
ten ermittelt werden.

3. Richtwerte und System-
lösungen im Bereich der Klima-
tisierung und Kühlung

Die grundsätzlichen Anforde-
rungen an die Klimatechnik sind
auf wenige Punkte zusammen-
zufassen bzw. mit dem Wort
„behaglichliches“ Raumklima
umschrieben.

Hierbei finden Raumluftqua-
lität und Raumlufttemperatur,
welche im direkten Zusammen-
hang mit der Heizlast im Winter
und der Kühllast im Sommer zu
sehen sind, die stärkste Bedeu-
tung.

Auf Basis der erforderlichen
Außenluftvolumenströme nach
ASR wurden die erforderlichen
Luftwechselzahlen für Büro- und
Besprechungsräume in Abhän-
gigkeit von der Raumgröße und
der durchschnittlichen Perso-
nenbelegungsdichte ermittelt
und in Darstellung 5 aufgeführt.
Für die Luftwechselzahlen der
Flure, WCs und Pantries wurde
auf Erfahrungswerte aus Tabel-
lenwerken zurückgegriffen. Eine
Zusammenstellung der gewähl-
ten Luftwechselzahlen ist in der
Tabelle aufgeführt.

Für die thermischen Lasten
wurden Durchschnittswerte zu-
grunde gelegt. Dabei wurde für
die Kühllast ein Wert von 50
W/m2 und für die Heizlast ein
Wert von 45 W/m2 angenommen.

Die im Folgenden durchge-
führte Kostenermittlung der An-
lagenkonzepte basiert auf vier
möglichen Systemvarianten.
Diese sind im einzelnen die
Grundausstattung nach ASR8,
die nur eine Be- und Entlüftungs-
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Erforderl. 
Außenluftvo-
lumenstrom 
nach ASR

Personen- 
belegungs-

dichte

Luftwechsel 
(errechnet)

Luftwechsel

[m³/h] [m²/Pers.] [1/h] (gewählt)
[1/h]

Büro 40 10 1,33 2

Besprech-
ungsraum 40 4 3,33 4

Flur − 2,5

WC − 6

Pantry − 3

* Die Be- und Entlüftung der Treppenhäuser wird nicht berücksichtigt.

Raumart*

Erfahrungswerte         

Erfahrungswerte         

Erfahrungswerte         

Darstellung 5: Luftwechselzahlen der einzelnen Büroräume.

Variante 1: Variante 2: Variante 3: Variante 4:
Grundausstattung Grundlüftung Grundklimatisierung Raumkühlung

nach ASR

Ermöglicht Verzicht auf 
Fensterlüftung (Lärm, Abgase);

Ermöglicht Verzicht auf 
Fensterlüftung (Lärm, Abgase).

Vorteile gegenüber 
Grundlüftung.:

Maschineller Luftwechsel 
garantiert Luftaustausch 

unabhängig von Lüftungs-
gewohnheiten der Mitarbeiter.

Sommer: Zuluft kühler als 
Außenluft → keine Lasterhö-
hung durch Lüften; Feuchte 
begrenzt, dadurch kühleres 

Temperaturempfinden

Winter: Luftfeuchte i. O.

Zuluftstände
Winter

Zulufttemperatur minimal unter 
gemittelter Raumtemperatur – 

Feuchte wie absolut außen 
(extrem trocken)

wie Grundausstattung

Zulufttemperatur minimal unter 
gemittelter Raumtemperatur – 

relative Feuchte 30 – 55 % 
gem. DIN 1946-2

−

Zuluftstände
Sommer

Zulufttemperatur > 
Außentemperatur; Feuchte wie 

außen (schwül)

Zulufttemperatur > 
Außentemperatur; Feuchte wie 

außen (schwül)

Zulufttemperatur minimal unter 
gemittelter Raumtemperatur – 
rel. Feuchte 45 – 65 % gem. 

DIN 1946-2 → ermöglicht 
Kühldeckenbetrieb

−

Raumzustände
Sommer, > 29 °C 22 – 26 °C gleitend

Büros gemäß Feuchte < 65 % r. F. Feuchte < 65 % r. F.
Lastsimulation

> 33 °C > 33 °C

Bewertung /
Vorteile

Temperaturhaltung in Grenzen 
nach DIN 1946-2 (22 – 26 °C).

notwendig gem. ASR

Zusatzsystem zur Abführung 
von hohen Kühllasten 

erforderlich, da Mindest-
Außenluftmenge hierzu nicht 

ausreichend

Be- und Entlüftungsanlage mit 
Erhitzern nur für innenliegende 
Räume; Außenluft im Winter 
erwärmt (ASR); Abluftanlage 

für WCs, Pantrys

wie Grundausstattung; 
zusätzlich Versorgung der 
außenliegenden Räume

Versorgung vollflächig mit 

nach Außenkondition erwärmt, 
gekühlt, be- oder entfeuchtet

Anlagen-
beschreibung

Zusatzausrüstung zur Grund- 
konditionierter Außenluft –  je klimatisierung; ermöglicht

Darstellung 6: Kurzbeschreibung möglicher Systemvarianten
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anlage mit Erhitzern nur für die
innenliegenden Räume beinhal-
tet, sowie die Grundlüftung, die
zusätzlich eine Versorgung der
aussenliegenden Räume ge-
währleistet. Des Weiteren wer-
den die Grundklimatisierung,
also die vollflächige Versorgung
mit konditionierter Außenluft,
und die Raumkühlung, die zu-
sätzlich zur Grundklimatisierung
die Temperaturhaltung in den
Grenzen nach DIN 1946-29

durch den zusätzlichen Einsatz
von Raumkühlvarianten ermög-
licht, betrachtet.

In der Darstellung 610 sind die
genannten Varianten aufgeführt,
beschrieben, die Vor- und Nach-
teile hervorgehoben und die re-
sultierenden Zu- und Raumluft-
zustände prognostiziert worden.
Die Aufstellung ist auf jedes
Bürogebäude übertragbar. 

4. Kurzbeschreibung möglicher
Raumkühl-Varianten

Die Systemvariante Raumküh-
lung (Darstellung 7) wurde an-
hand sechs unterschiedlicher Va-
rianten näher betrachtet. Nach-
folgend sind deren Funktionen

sowie Vor- und Nachteile darge-
stellt.

Variante 1: Kühldecken
Je nach Anforderung zirkuliert

gekühltes oder erwärmtes Was-
ser durch ein Rohrregister, das
mit den jeweiligen Kühldecken-
segmenten verbunden ist. Dabei
nimmt die Kühldeckenober-
fläche Wärme auf bzw. gibt diese
an den Raum ab. Hierbei erfolgt
der Wärmeaustausch durch
Strahlung und Konvektion. In
Abhängigkeit von der Kühl-
deckenkonstruktion und der
Temperaturdifferenz zwischen
Kühldeckenoberfläche und
Raumluft können konvektive
Kühldecken Kühlleistungen bis
ca. 180 W/m2 und Strahlungs-
decken bis ca. 100 W/m2 errei-
chen. Kunstoffsystemlösungen
sind gegenüber den metallischen
Systemen  bei gleicher Leistung
günstiger.

Variante 2: Schwerkraftkühlung
Das System der Schwerkraft-

kühlung ist (wie die konvektive
Deckenkühlung) ein eigendyna-
misches Kühlverfahren. Am obe-
ren Ende von Konvektions-
schächten wird in einem Wärme-
tauscher mit integrierter Kon-
densatwanne deckennah warme
Raumluft gekühlt. Durch die
Differenz zwischen der leichte-

ren, warmen Raumluft und der
schachthoch gekühlten und da-
mit schwereren Luftsäule wird
eine eigendynamische Raum-
kühlung in Bewegung gesetzt.
Die Kühlluft strömt am unteren
Ende des Schachtes in den Raum
ein. Die systembedingte Quell-
luftströmung garantiert geringe,
turbulenzarme Raumluftbewe-
gungen wie bei der Raumhei-
zung. Die impulsarm einströ-
mende Kühlluft folgt der natür-
lich aufsteigenden warmen
Raumluft. Der Komfort kann
durch Einsatz von Außenluft
über den Konvektionsschacht
gesteigert werden. Mit diesem
System können Kühlleistungen
von 40 - 120 W/m2 erreicht wer-
den.

Variante 3: Passive Kühl-
konvektoren

Bei dem Prinzip der passiven
Kühlkonvektion erfolgt die Um-
wälzung der Raumluft aus-
schließlich durch natürliche
Konvektion. Der Wärmetauscher
besteht in der Regel aus Kupfer-
rohren, die zur Erzielung eines
besseren Wärmeübergangs mit
Aluminiumlamellen versehen
sind. Zur individuellen Anpas-
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2.) Schwerkraftkühlung 4.) Aktive Kühlkonvektoren 6.) Multi-Split / VRV Systeme

1.) Kühldecken 3.) Passive Kühlkonvektoren 5.) Betonkernaktivierung

Darstellung 7: Betrachtete Raumkühlvarianten.
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sung an die Kühllast können die
Systemtemperaturen variiert
oder Massenstromänderungen
vorgenommen werden. Passive
Kühlkonvektoren ermöglichen
durch die Minimierung der Luft-
Volumenströme im Kanalnetz
eine kleinere Dimensionie-
rung/Auslegung der Kanäle und
der RLT-Anlage sowie wesent-

liche Einsparungen bei der Luft-
förderung.

Variante 4: Aktive Kühl-
konvektoren

Aktive Kühlkonvektoren arbei-
ten nach ähnlichem Prinzip wie
die passiven Systeme, beinhalten
jedoch eine Primärluftführung,
bei der die Luft über einen An-

schluss am Konvektor durch den
Wärmetauscher zwangsgeführt
wird. Durch den so erzielten er-
höhten Luftdurchsatz werden
höhere Kühlleistungen als beim
passiven System erzielt. Da der
Wärmeaustausch sowohl beim
aktiven als auch beim passiven
Kühlkonvektor zum überwiegen-
den Teil konvektiv erfolgt, kann
es bei der Abfuhr großer Kühl-
lasten zu Zugerscheinungen
beim Nutzer kommen.

Variante 5: Betonkernaktivierung
Bei diesen Systemen sind meist

Kunststoffrohrschlangen, die je
nach Anforderung von Warm-
oder Kaltwasser durchströmt
werden, in die Wand bzw. in die
Decke integriert. Die optimale
Einbautiefe richtet sich nach
dem dynamischen Verlauf der
anfallenden Lasten und nach
den thermischen Eigenschaften
der aktiven Bauteile. Durch den
geringen konvektiven Anteil ist
eine äußerst zugfreie Temperie-
rung gewährleistet. Flächenkühl-
systeme müssen in Verbindung
mit RLT-Anlagen eingesetzt wer-
den, um den erforderlichen Min-
dest-Außenluftvolumenstrom zu
gewährleisten.

Variante 6: Multi-Split-Systeme /
VRV-Systeme

Die Funktionsweise der Multi-
Split-Systeme ist derjenigen der
passiven Kühlkonvektoren ähn-
lich. Prinzipiell können diese
Geräte in die Zwischendecke
oder auch unter Fenstern bzw. an
Wänden angeordnet werden. De-
zentral werden kaltwasserdurch-
flossene Wärmetauscher ange-
ordnet, über die die Luft strömt.
Um jedoch höhere Kühlleistung
zu erreichen, ist im Gerät ein
Ventilator installiert, der im Um-
luftbetrieb den Raum durch-
strömt. Somit ist es möglich, eine
individuelle Raumtemperaturre-
gelung zu realisieren mit sehr
hohen Kühlleistungen. Die VRV-
Multisplittechnik setzt dort an,
wo die Grenzen der Multisplit-
technik bezüglich Rohrleitungs-
führung und -länge, Kompakt-
heit, Regelungsmöglichkeit und
Energieverbrauch erreicht sind.
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Einh. Variante 1 Variante 2 Variante 3 Var. 4.2 - 4.8
Grundaus- Grund- Grundklima- Raumkühlung

stattung ASR lüftung tisierung Luft-Wasser

RLT
Zuluft-Volumenstrom m³/h 33.435 82.035 82.035 82.035
Abluft-Volumenstrom m³/h 33.435 82.035 82.035 82.035
Ventilatoren-Leistung kW 12 85 85 85

Wärmebedarf
Raumfläche beheizt m² 15.300 15.300 15.300 15.300
Raumvolumen beheizt m³ 45.900 45.900 45.900 45.900
Spez. Heizleistung (Annahme) W/m² 45 45 45 45
Wärmebedarf statische Heizung kW 688,5 688,5 688,5 688,5
Norm Außentemperatur °C -12 -12 -12 -12
Erhitzerleistung RLT kW 118 656 656 656
Summe Wärmebedarf kW 806 1.345 1.345 1.345
Gleichzeitigkeitsfaktor - 0,8 0,8 0,8 0,8
Gebäude-Wärmebedarf kW 645,0 1.075,8 1.075,8 1.075,8

Kältebedarf
RLT:
RLT-Leistung kW - - 647 647
Gleichzeitigkeitsfaktor - - - 0,8 0,8
Kältebedarf RLT kW - - 517,2 517,2
Kühlvariante:
Raumfläche (HNF) m² - - - 9.225
Spez. Raumlast (HNF) W/m² - - - 50
Kühlvariantenleistung kW - - - 442,8
Gleichzeitigkeitsfaktor - - - - 0,7
Kältebedarf Kühlvariante kW - - - 310,0
Gebäude-Kältebedarf kW 0 0 517,2 827,2
* HNF = Hauptnutzfläche (Büro- und Besprechungsräume)

Darstellung 8: Leistungsdaten (RLT, Wärme- und Kältebedarf) der einzelnen Varianten.
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monatliche Personalkosten: 400 €/m² bei 10 m² pro Mitarbeiter 

Darstellung 9: Vergleich der Investitionskosten der einzelnen Varianten bezogen auf den Quadrat-

meter BGF (Keine Allgemeingültigkeit).
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5. Vergleich der Investitions-
kosten für die beschriebenen
Systemlösungen

Für die beschriebenen System-
varianten wurden unter Anwen-
dung eines GA-tec-Auslegungs-
und Berechnungstools die erfor-
derlichen Leistungen für Ventila-
toren sowie für Wärme- und Käl-
tebedarfsdeckung unter Berück-
sichtigung der festgelegten Para-
meter des Beispielgebäudes er-
mittelt. Da die Leistungen der
unterschiedlichen Raumkühlva-
rianten auf zwei Grundsystemen
basieren, wurde eine entspre-
chende Zusammenfassung der
Varianten in Nur-Luft- und Luft-
Wasser-Systeme vorgenommen.
Die entsprechenden Leistungen
sind in Darstellung 8 zusammen-
gefasst. 

Da bei grundlegenden System-
entscheidungen meist betriebs-
wirtschaftliche Überlegungen
Vorrang haben, sollen an dieser
Stelle die Investitionskosten der
betrachteten Systemvarianten
aufgezeigt werden. Diese sind
unter Anwendung des bereits er-
wähnten Berechnungstools nach
DIN 27611 auf Basis von Kosten-
schätzungen (durch Erfahrungs-
werte, Herstellerangaben und
Projektdaten) ermittelt worden.
In Darstellung 9 sind die flächen-
bezogenen Investitionskosten
der betrachteten Systemvarian-
ten in Kostengruppen unterteilt
dargestellt.

Mit Ausnahme der Grundaus-
stattung nach ASR (geringerer
Gebäude-Wärmebedarf ) sind
die Investitionskosten für die
Wärmeversorgungsanlagen der
Systeme identisch. Da mit stei-
gender Anforderung an die
Raumluft der apparative Auf-
wand der Systemvarianten zu-
nimmt, erhöhen sich dement-
sprechend auch die Investitions-
kosten für die lufttechnischen
Anlagen. Dabei variieren die In-
vestitionskosten der lufttechni-
schen Anlagen für die einzelnen
Raumkühlvarianten zwischen

ca. 100 und 120 €/m2 BGF. Die
Aufwendungen für Gebäudeau-
tomation liegen bei der Raum-
kühlung bei ca. 10 - 15 €/m2 BGF.
Würde man für das betrachtete
Beispiel-Bürogebäude aus-
schließlich die Investitions-
kosten als Kriterium der Sys-
temauswahl heranziehen, müs-
ste man sich für die kosten-
günstigste Variante, also die
Grundausstattung nach ASR12,
entscheiden. Aus betriebswirt-
schaftlicher Sicht sollte jedoch
der Einfluss der unterschied-
lichen Systemvarianten auf die
bereits zu Beginn dieses Kapitels
erläuterte geistige Leistungs-
fähigkeit berücksichtigt werden.
In Diagramm 9 ist die geistige
Leistungsfähigkeit nach D. Wyon
in Abhängigkeit der im Sommer
zu erwartenden Raumtempera-
turen für die entsprechenden Sy-
stemvarianten vereinfacht dar-
gestellt. Die zugrunde gelegte
Monatsmiete der Systemvarian-
ten basiert auf (AfA 15 Jahre,
Zinssatz 7,5 %) den in Darstel-
lung 10 aufgezeigten Investiti-
onskosten.

Aus dem Diagramm 10 wird er-
sichtlich, dass die Lüftungsvari-
anten nach ASR und die der
Grundlüftung nicht ausreichend
sind, um die Leistungsfähigkeit
des Personals im Sommer positiv
zu beeinflussen. Durch die Vari-
ante der Grundklimatisierung ist
eine etwa 10 %-ige Steigerung zu
erzielen, und erst der Einsatz der

Raumkühlvarianten bewirkt ge-
genüber der Grundausstattung
eine deutliche Steigerung von bis
zu 25 %. Dabei liegt die kosten-
intensivste Variante 4.2 etwa 
1 €/m2 BGF/Monat über der
Monatsmiete für die Grundaus-
stattung nach ASR. Bei einer
durchschnittlichen Netto-Kalt-
miete von etwa 18 €/m2

BGF/Monat würde der Einsatz
eines effizienten Raumkühl-
systems eine ca. 5 %-ige Miet-
erhöhung auf 19 €/m2 BGF/
Monat zur Folge haben. Stellt
man diesen Mietkosten die Auf-
wendungen für das Personal von
ca. 400 €/m2 BGF/Monat (bei 
10 m2/Pers.) gegenüber, wird
deutlich, dass die Investition in
ein leistungsfähiges Klimasys-
tem das Unternehmensergebnis
deutlich verbessern kann. Auf-
grund des großen Personalko-
stenanteils bei Bürogebäuden
und des großen Einflusses der
klimatechnischen Anlagekon-
zepte auf die geistige Leistungs-
fähigkeit des Personals sollten
Systementscheidungen in Bezug
auf klimatechnische Anlagen-
konzepte vorrangig auf die Be-
dürfnisse des Nutzers bezogen
werden.

An dieser Stelle sei angemerkt,
dass die vorgenommene Kosten-
Gegenüberstellung nicht als all-
gemein gültig betrachtet werden
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Darstellung 10: Die monatliche Mietbelastung der einzelnen Systemvarianten bei AfA 15 Jahre und ei-

nem Zinssatz von 7,5%.

069.qxd  24.04.2003  10:43  Seite 76



kann. Veränderungen von Aus-
legungsparametern wie z.B. An-
zahl und Größe der Regelzonen,
Kühllasterhöhung oder andere
Raumtiefen der Büros würden zu
deutlich veränderten Ergebnis-
sen führen.

6. Betriebs- und Energiekosten
bei Büroimmobilien

Die Betriebskosten für eine ge-
werblich genutzte Immobilie, die
sog. zweite Miete, setzen sich aus
unterschiedlichen Kostenarten
zusammen; dabei können sie
sich als Gesamtbetriebskosten
eines Gebäudes leicht auf 10
€/m2 BGF/Monat summieren.
Bei Kostenbetrachtungen muss
eindeutig unterschieden werden,
ob es um die gesamten Betriebs-
kosten oder nur um die auf die

Miete umlegbaren Betriebs-
kosten geht. Des Weiteren ist zu
beachten, welche Bezugsfläche
zugrunde gelegt wurde. 
● Brutto-Grundfläche (BGF):

Büroräume – Flur – Neben-
räume – Konstruktions-
flächen

● Netto-Grundfläche (NGF):
Büroräume – Flur – Neben-
räume

Die Darstellung 11 zeigt bei-
spielhaft die Zusammensetzung
der Betriebskosten. In der Sum-
me betragen die Betriebskosten
für eine Büroimmobilie ca. 3,70
€/m2 BGF/Monat. Mehr als die
Hälfte der Nebenkosten entfällt
auf Energiebezug (Energie-
kosten: 1,18 €/m2 BGF/Monat)
und technischen Service (War-
tungen und Hausmeisterdienste:
0,77€/m2 BGF/Monat). Dabei
werden die Energiekosten als
größter Posten hauptsächlich
durch zwei Faktoren bestimmt:
einerseits direkt durch den

Stromverbrauch der verwende-
ten Arbeitshilfen wie PCs oder
Kopierer, andererseits indirekt,
jedoch sehr planungsrelevant
durch den gewünschten Raum-
komfort, also Temperatur, Licht-
verhältnisse oder Luftqualität.
Aufgrund dessen können die
Energiekosten erheblich vari-
ieren. Von den Energiekosten
entfallen bei gewerblich genutz-
ten Gebäuden zwischen 50 und
80 % auf die Stromkosten. Dabei
liegt der Stromverbrauch etwa
zwischen 20 und 65% des gesam-
ten Energieverbrauchs (Ener-
gieinstitut Linz, 1998). Der ver-
bleibende Rest entfällt auf die
Wärmekosten bzw. den Wärme-
verbrauch. Die in Darstellung 12
dargestellten Primärenergie-
kennwerte stammen aus einer
Untersuchung des Instituts Woh-
nen und Umwelt (IWU) in Darm-
stadt13. Bei dieser Studie wurden
anhand eines Beispielgebäudes
(BGF 4.890 m2) unterschiedliche
Ausführungsqualitäten schritt-
weise verbessert, und mittels
einer Simulationsrechnung wur-
den die Primärenergiekennwerte
ermittelt.

Der Büro-Altbau hat einen sehr
hohen Primärenergieaufwand,
vor allem im Bereich der Behei-
zung und Beleuchtung. Bei dem
Standard-Bürogebäude ist ein
klimatisiertes Gebäude ohne en-
ergiesparende Techniken be-
trachtet worden. Bei dem
Niedrigenergiegebäude sind eine
Vielzahl verschiedener markt-
verfügbarer energieeinsparender
Techniken eingesetzt worden.
Die Darstellung soll verdeutli-
chen, welche Einsparpotentiale
im Primärenergieverbrauch bei
Bürogebäuden möglich sind
bzw. welche Potentiale für die
technische Gebäudeausrüstung.
Die Darstellung 12 besitzt keinen
Anspruch auf Allgemeingültig-
keit. 

Die im Folgenden genannten
allg. Energieverbrauchskenn-
werte basieren auf einer Unter-
suchung des Energieinstitutes
Linz in neun Bürobetrieben mit
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einer Brutto-Grundfläche zwi-
schen 380 und 28.400 m2. Die
Bürofläche einschließlich Ne-
benflächen pro Mitarbeiter liegt
im Mittel bei 22 m2. Die Gerä-
teausstattung und -nutzung
weist eine relativ große Band-
breite auf. Größere Objekte ver-
fügen meist über Klimaanlagen

und in einigen Fällen auch über
Rechenzentren. Der Heizener-
gieverbrauchskennwert liegt bei
Verwaltungsgebäuden zwischen
80 und 180 kWh/(m2 BGFa) (Mit-
telwert: 120 kWh/(m2 BGFa)). Der
Stromverbrauchskennwert vari-
iert sehr stark zwischen 30 und
330 kWh/(m2 BGFa) (Mittelwert:

125 kWh/(m2 BGFa)). Andere
Quellen bestätigen den oben
genannten Heizenergiever-
brauchskennwert in etwa, gehen
jedoch mit einem Stromver-
brauchskennwert von 100 kWh/
(m2 BGFa) von einem wesentlich
niedrigeren Wert aus. Bei öffent-
lichen Verwaltungsgebäuden
werden in der VDI 3807 im Mittel
sogar nur 15 bis 31 kWh/(m2 BGFa)
angegeben. Je nach gebäude-
technischer Ausstattung des
Bürogebäudes, z. B. Kälte- und
Klimaanlage, Restaurantbetrieb,
EDV-Zentrum, variiert der
Stromverbrauch sehr stark. Der
Wärmeverbrauch variiert ledig-
lich moderat in Abhängigkeit der
thermischen Qualität, der Nut-
zung und der vorhandenen bzw.
nicht vorhandenen Warmwas-
serbereitung.

7. Chancen für den Einsatz
regenerativer Energien im
Bereich der Klimatisierung von
Bürogebäuden

Das enorme Wachstum des
Energieverbrauches ist die
Hauptursache für den Treibhaus-
effekt. Weltweit basiert die Ener-
gieversorgung fast vollständig
auf fossilen Energieträgern.
Kernenergie und Wasser tragen
dagegen nur wenig zur weltwei-
ten Energieerzeugung bei. Be-
deutend ist darüber hinaus der
Verbrauch an Brennholz, Dung
und anderer Biomasse, vor allem
in Entwicklungsländern. Er wird
jedoch nicht statistisch erfasst
und ist deshalb in Darstellung 13
nicht enthalten.

Die Entwicklung des Energie-
verbrauches seit Beginn der
Industrialisierung zeigt einen
drastischen Anstieg von rund
30.000 PJ auf rund 330.000 PJ zu
Beginn der 90er Jahre. Hält diese
Entwicklung an, werden in eini-
gen Jahrzehnten – 50 bis 80 Jahre
– die Erdgas- und Ölvorräte auf-
gebraucht sein. Dann bliebe an
fossilen Energieträgern nur noch
die Kohle, deren Vorräte wohl
noch für mehrere Jahrhunderte
reichen können.

Noch bedrohlicher als die zur
Neige gehenden Brennstoff-
vorräte ist die Wirkung der ener-
giebedingten C02 Emissionen.

78 BHKS-Almanach 2003

 

Darstellung 13: Weltenergieverbrauch bis 2060.
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Darstellung 14: Umweltgedanken.
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Heute liegt sie weltweit bei rund
24 Mill. To/Jahr.

Im Gegensatz zu anderen
Schadstoffen – Schwefeldioxyd
oder Stickstoffoxyd - kann man
CO2 nicht aus den Abgasen fil-
tern. Das einzige was zählt, ist

den Energieverbrauch zu senken
und erneuerbare CO2 -freie Ener-
gien zu nutzen.

Nachdem das OPEC Kartell mit
seiner Preispolitik in den 70er
Jahren kurzzeitig einen stärkeren
Einsatz erneuerbarer Energien
auslöste, ließ in den 80er Jahren
parallel zum kräftigen Rückgang
der Ölpreise das Interesse an der
Nutzung dieser Energiequellen
wieder spürbar nach. 

Die Renaissance zu Beginn der
90er Jahre ist angesichts des
weltweit vorhandenen Energie-
überangebotes und niedriger Öl-
preise eigentlich erstaunlich,
aber lässt uns hoffen, dass ein
Umdenken eingesetzt hat. Wür-
den die Gedanken zur Umwelt
der Darstellung 14 bei jedem an
Bedeutung gewinnen, so würde
dieser Wandel sich noch deutlich
schneller vollziehen.  

Ob und in welcher Form jeder
Einzelne hinter dem ökologi-
schen – oder besser ökonomi-
schen – Gedanken steht, ist ei-
gentlich gar nicht mehr die Fra-
ge, die 5 DM bzw. 2,5 € für den
Liter Kraftstoff werden kommen
wie auch viele andere Verteue-
rungen im Bereich der Energien.
Die fossilen Vorräte sind in „na-
her Zukunft“ aufgebraucht! –
Alleine dieser Gedanke zeigt,
dass auch im Bereich der Gebäu-
deklimatisierung ein Umdenken
einsetzt. Verschiedene Referen-
zen zeigen, das entsprechende
Techniken den Sprung zum
„Stand der Technik“ bereits
geschafft haben.

Die heute erkennbaren Voraus-
setzungen für regenerative Sys-
temlösungen im Bereich der
Gebäudeklimatisierung sind
vielversprechend14,.  Die Lösun-
gen, die für den Bereich der Käl-
teerzeugung und Klimatisierung
in Frage kommen, sind in Dar-
stellung 15 blau unterlegt. Wie
beide Darstellungen zeigen, zie-
len die meisten Anwendungen
auf thermische Nutzung der
Energie hin, sodass bei der Wahl
des Klimatisierungskonzeptes
auch vorrangig die Systeme be-
trachtet werden sollten, die eine
thermische Nutzung ermögli-
chen. Den größten Anteil haben
hierbei heutzutage die Nutzung
der Solarthermie und Geother-
mie.

Solarunterstützte Gebäude-
klimatisierung, wie z. B. bei der
Baumaßnahme ECOTEC 2 in
Bremen (Darstellung 16) ist heu-
te unter betriebswirtschaftlichen
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ECOTEC 3

BV: Frankfurter Welle 

BV: IHK Freiburg

Fraunhofer Institut Freiburg (ISE)

Solare Kälteerzeugung

Solare Sorptionsgestützte Klimatisierung

Sorptionsgestützte Klimatisierung + Kühldecke

Befeuchter

Sorptionsrad Wärme-
rückgewinner

Kühl-
lasten

kühl,trocken

warm,feucht

Solarluftkollektor

Darstellung 16: Realisierte Projekte bei denen energiesparende TGA Systemlösungen realisiert

wurden.
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Gesichtspunkten nicht in brei-
tem Rahmen einsetzbar. Hierfür
sind unterschiedliche Gründe
bestimmend. Einerseits reflek-
tieren die aktuellen Energieprei-
se nicht genügend externe Kos-
ten, die durch Umweltauswir-
kungen usw. entstehen. Anderer-
seits befinden sich etliche tech-
nische Komponenten, die bei so-
larer Klimatisierung Anwendung
finden – sowohl im Bereich der
Kälte- und Klimatechnik als auch
der Solartechnik – noch in einer
frühen Phase der Marktein-
führung, sodass die entspre-
chenden Kosten pro Einheit
noch fallen werden

Das Hauptziel, die Akzeptanz
der Solarenergie zur Gebäudekli-
matisierung, ist erreichbar, wenn
entsprechende Auslegungsre-
geln beachtet werden. Ein Ausle-
gungshandbuch hierzu ist bei
der FGK15 zu beziehen. 

Das geothermische Heizen und
Kühlen ist unter betriebswirt-
schaftlichen Gesichtspunkten
schon jetzt in breitem Rahmen
einsetzbar. Eine Vielzahl von
Referenzanlagen belegen dies16.

Derartige Systemlösungen sind
somit marktgerecht und führen
zu einer deutlichen Einsparung
von Primärenergie. 

Anders als bei konventionellen
Heizungs-, Raumkühl- oder
Raumklimasystemen, die relativ
fehlertolerant gegenüber Unge-
nauigkeiten bei der Auslegung
sind, wird bei der solarunter-
stützten Klimatisierung und der
geothermischen Gebäudetem-
perierung ein integriertes Ge-
samtsystem aus einer Hand drin-
gend empfohlen. Nur so lassen
sich die Systemkomponenten
optimal aufeinander abstim-
men. Hier ist für die Zukunft die
technische Leistung aus der
Hand des technischen General-
unternehmers noch viel mehr
gefordert als heute. 

Der Stand der Technik ist mitt-
lerweile sehr vielfältig. Regenera-
tive Energien werden im Bereich
der Kälte- und Wärmeerzeugung
kombiniert mit Systemen, die
Luft und Wasser als Energieträger
verwenden, einzeln, aber auch in
Kombination miteinander. Ziel-
setzung dabei ist in aller Regel die
Minimierung des Energiever-
brauchs für den Transport. So
gehört heute häufig die Kühl-
decke nicht nur aus Behaglich-
keitsgründen zum Stand der

Technik, sondern auch aus ener-
getischen Gründen geringe
Transportkosten und ein hohes
Temperaturniveau. So hat sich
auch die sorptionsgestützte Kli-
matisierung mit ihren Vorteilen
inzwischen durchgesetzt. Die
sorptionsgestützte Klimatisie-
rung ist eine Systemlösung, die
idealerweise mit Solar-Luft-
Kollektoren kombinierbar ist.
Kleinere bis größte Baumaßnah-
men belegen diese Tendenzen
(Darstellung 1617,18,19).

Den reinen  Vergleich der
Investitionskosten hat heutzuta-
ge die Systemlösung sorptions-
gestützte Klimatisierung nicht
mehr zu scheuen. Eine Gegen-
überstellung der Kosten für das
zuvor beschriebene Gebäude für
die Variante 3 – Grundklimatisie-
rung – ist der Darstellung 1720 zu
entnehmen und bestätigt diese
Aussage.

Die Möglichkeiten, regenerati-
ve wie energetisch sinnvolle Sys-
temlösungen bei der Gebäude-
klimatisierung zu berücksichti-
gen, sind groß. Viele Referenzen
zeigen die Bereitschaft bei Bau-
herren. Die Anforderung an
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KoGr Einh.
Spez. 

Kosten
Gesamt 

[ € ]
Einh.

Spez. 
Kosten

Gesamt 
[ € ]

421

1.076 kW 40,90 44.005 749 kW 41 30.645

422

1.076 kW 58,80 63.257 749 kW 59 44.052

806 kW 383,47 309.076 806 kW 383 309.076

656 kW 112,48 73.790 248 kW 112 27.896

423

806 kW 434,60 350.286 806 kW 435 350.286
433

82.035 m³/h 2,50 205.088 82.035 m³/h 3,96 324.632
82.035 m³/h 11,80 968.013 82.035 m³/h 12 968.013

435

647,0 kW 130,0 84.110 0,0 kW 130 0
647,0 kW 40,0 25.880 0,0 kW 40 0
647,0 kW 125,0 80.875 0,0 kW 125 0

2.204.379 2.054.600

*) Recovery-Line-Geräten

Heizkörper - plan - mittlerer Standard

Variante 3 - Grundklimatisierung
 - SGK-Anlage *) -

Fernwärme-Übergabestation

Bezeichnung

Variante 3 - Grundklimatisierung
 - klassisch -

Pumpen, Verteiler

Leitungsnetz für Heizkörper (Armaturen, 
Dämmung, WMZ, etc.)

Leitungsnetz für RLT (Armaturen, 
Dämmung, WMZ, etc.)

Pumpen und Verteiler, Unterstationen

Summe

Wärmeversorgungsanlagen

Wärmeverteilnetze

Raumheizflächen

Klimaanlagen
Gerät incl. Regelung

Kanalsystem incl. Luftauslässe

Kälteanlagen

Verrohrung RLT (ohne Kühldecken).

Kälteerzeugung 

Darstellung 17: Vergleich der Investitionskosten bei klassischer Klimatisierung und bei einer sorptionsgestützten

Klimatisierung.
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techn. Know How bei den Pla-
nern und ausführenden Firmen
steigt bei diesen Systemlösungen
deutlich an. Eine nicht optimale
Verschaltung bzw. Überdimen-
sionierung einzelner Kompo-
nenten führt schneller zu Un-
wirtschaftlichkeit als bei her-
kömmlichen Lösungen; darin
liegt eine weitere Chance für ver-
sierte Unternehmen im Bereich
der TGA.

8. Fazit
Die TGA hat als wesentlicher

Bestandteil des Systems „Gebäu-
de“ großen Einfluss auf weite Be-
reiche der Wirtschaft und das
persönliche Umfeld der Men-
schen. Mit dem allgemeinen
Wandel ändern sich auch in die-
sem System Eigenarten, Mög-
lichkeiten, Verfahrensweisen,
Probleme und Bedürfnisse sowie
Ansprüche und dergleichen. Ziel
bleibt die optimale Deckung des
menschlichen Bedarfs mit den
naturgemäß begrenzten Mitteln.

Der technische Fortschritt in
den vergangenen Jahrzehnten
sucht seinesgleichen. In seinem
Gefolge sind aber auch Grenzen
für die Belastung der Umwelt
und für die Nutzung fossiler Res-
sourcen deutlich geworden. Bau-
herren und Betreiber bedürfen
daher gebäudeklimatischer Lö-
sungen einschl. Betreiberpro-
gramme mit optimaler Ein-
schränkung des Energieverbrau-
ches und – soweit als möglich,
Steigerung der Effektivität und
des Komforts. Das Gebot der
Stunde sind ökonomische Lö-
sungen – bei Neuanlagen wie
auch bei Veränderungen im
Bestand.

Einzelne Teillösungen lassen
sich leider oft nicht voll wirksam
in das System „Gebäude“ einglie-
dern. Wenn dann noch fehlendes
Know How hinzukommt, bergen
sie Risiken, die geeignet sind,

dem Image der Branche eher zu
schaden.

Es gilt, den Bauherren/Betrei-
bern durch Beratung oder – wie
auch immer – das Potential, d. h.
die Leistungsfähigkeit der Ge-
samtheit aller an der Technik
eines Gebäudes Mitwirkenden,
erkennbar zu machen, damit sie
es zu ihrem eigenen Vorteil nut-
zen, und zwar als Leistung aus
einer Hand. Gegenstand der
Betrachtung muß das System
„Gebäude“ über seinen gesam-
ten Lebenszyklus hin sein, wobei
ein Federführender, der das er-
forderliche Know How besitzt
und auch für den größten Teil der
Folgekosten einstehen kann, für
Planung und Ausführung sowie
als Koordinator für alle An-
sprechpartner unverzichtbar ist.
Objektiv spricht bei dieser Positi-
on vieles für den TGU, den techn.
Generalunternehmer. Um diesen
ganzheitlichen Gedanken Allge-
meingut werden zu lassen, be-
darf es gemeinsamer Anstren-
gungen / Verbesserungen in Pla-
nung, Ausführung und Betrieb
gebäudetechnischer Systeme.
Das ist ein lohnendes Ziel und
mit dem unabdingbaren Anteil
gegenseitigen Vertrauens ist die-
ses Ziel zukunftsweisend.

Die Aufgaben aller bisher an
einer Baumaßnahme Beteiligten
werden dadurch nicht ge-
schmälert, sie gewinnen durch
die begrenzte logische Bünde-
lung eher an Gewicht. �

1 Dr.-Ing. Marten F. Brunk, Ver-
ändern sich die Arbeits-
schwerpunkte der TGA?,
HLH 11/2002,S.71, Springer
VDI-Verlag

2 tgu – So bauen Sie auf Ge-
winn, Informationsbroschü-
re der Arbeitsgemeinschaft
Gebäudetechnik im Zentral-
verband Elektrotechnik und
Elektroindustrie e.V. AG Ge-
bäudetechnik

3 HOAI-Textausgabe 1996, 
S. 145 ff, ISBN 3-7625-3446-2

4 Taschenbuch für Heizung +
Klimatechnik 01/02, Reck-
nagel – Sprenger – Schramek, 

S. 453 ff, ISBN 3-486-26450-6,
Oldenbourg Verlag 2001

5 GA-tec Gebäude- und Anla-
gentechnik GmbH – HNL
Stuttgart, Robert-Mayer-
Straße 10, 73660 Urbach

6 RDM Immobilien,
www.rdm.de, Stand
06.11.2002

7 Zent-Frenger Ges. f. Gebäu-
detechnik mbH, Produktin-
formation: Die Kühldecke,
Heppenheim 7/2001

8 ASR – Arbeitsstättenricht-
linie, Stand 2002

9 DIN 1946 / 2 – Raumlufttech-
nik, Beuth-Verlag, Stand 
Januar 1994

10 in Zusammenarbeit mit 
KLIMAhaus GmbH, 
Hamburg

11 DIN 276, Kosten im Hoch-
bau, Beuth Verlag, Juni 1993

12 ASR- Arbeitsstättenrichtlinie,
Stand 2002

13 Knissel, IWU – Institut 
Wohnen und Umwelt 1999

14 Wolkenhauer, Regenerative
Systemlösungen bei der Kli-
matisierung von Gebäuden,
KI Luft- und Kältetechnik
9/2002

15 Wolkenhauer u.a., Energie-
einsparung durch Einbezie-
hung der solarunterstützten
Klimatisierung in zukünftige
Planungsprozesse, zu Bezie-
hen über das Fachinstitut
Gebäude-Klima e.V.

16 Zent-Frenger Ges. f. Gebäu-
detechnik mbH, Produkt-
information: Geothermie,
Heppenheim 7/2002

17 BV: ECOTEC 3 Projektierung
durch das Bremer Institut für
Gebäudemanagement,
Gebäudeautomation,
Energie- und Umwelttechnik

18 BV: IHK Freiburg, Projektie-
rung durch das Fraunhofer
Institut ISE

19 BV: Frankfurter Welle 
Ausführung durch die ARGE
Frankfurter Welle –> GA-tec
GmbH 

20 Interklima GmbH, 
45721 Haltern, 
Recovery Line Geräte 
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I. Bedeutung der Normung 
in Europa
Unter Normung versteht man

eine systematische, weitgehende
konsensuale Vereinheitlichung
von Produkten, Verfahren und
Dienstleistungen zum Nutzen
der Allgemeinheit. Es kann kei-
nem Zweifel unterliegen, dass in
einem Wirtschaftsraum mit un-
terschiedlichen Verbrauchs- und
Unternehmenskulturen, unter-
schiedlichen Sprachen und un-
terschiedlichen Rechtsverfas-
sungen, der gleichwohl nach
dem Willen seiner Bewohner in
einen einheitlichen Binnen-
markt hineinwachsen soll, Nor-

men ein unverzichtbares Instru-
ment der Harmonisierung sind.
Allerdings bedarf es gerade in
den Bereichen technischer Dien-
ste leistender Unternehmen ei-
nes ausgewogenen Verhältnisses
zwischen der Normung von
Sachverhalten und dem Einfalls-
reichtum ingenieurmäßigen
Sachverstands.

In vielen Ländern Europas, so
auch in Deutschland, herrscht
der Eindruck vor, dass die Initiie-
rung von Normungsvorhaben
von den zuständigen Normungs-
organisationen zum Teil in einer
Weise forciert wird, die über die

objektiven fachlichen Notwen-
digkeiten hinaus geht. Dies mag
aus der Sicht der Normungsorga-
nisationen geschäftlich durch-
aus interessant sein; immerhin
verdienen sie am Absatz der er-
stellten Normen. Maßstab für
den Umfang der Normung dür-
fen die geschäftlichen Interessen
der Normungsorganisationen je-
doch keinesfalls sein. Maßstab
muss vielmehr das Ausmaß an
Mehrung der allgemeinen Wohl-
fahrt sein. Viele Kenner der Nor-
mungsszene beklagen einen
mittlerweile entstandenen „Nor-
mungsmüll“, der eher durch eine
Verschlankung der Normungs-
einrichtungen als durch ihre Bei-
behaltung beseitigt werden
kann.

Institutionelle Heimat für die
europäische Normung ist von je-
her das Europäische Komitee für
Normung (CEN), das 1961 in
Brüssel gegründet worden ist
und dort seinen Sitz hat. Dem
CEN gehören nicht nur die Län-
der der Europäischen Union,
sondern u.a. auch die EFTA-Län-
der Schweiz und Norwegen an.
Die Auswirkungen vereinheit-
lichter technischer Normen und
Vorschriften gelten daher in glei-
cher Weise für die Europäische
Union wie für die Freihandelszo-
ne EFTA. Die europäische Nor-
mungsbehörde CEN stützt sich
derzeit auf 17 Mitgliedsländer,
die jeweils durch ihre nationalen
Normenorganisationen vertre-
ten werden. Die Direktoren der
nationalen Normenorganisatio-
nen bilden das so genannte
„Technische Büro“ (BT), in dem
alle die jeweiligen Normungsver-
fahren berührenden Entschei-
dungen getroffen werden (s. Ta-
belle 1: Das europäische Nor-
mungsverfahren).
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Ein Vorschlag zur Änderung
der europäischen Normung
Dr. Herbert Rudolf, Hauptgeschäftsführer des BHKS

Tab. 1: Das europäische Normungsverfahren

Europäische

Organisationen

Europäische

Organisationen
EG-

Kommission

EG-

Kommission
EFTA-

Sekretariat

EFTA-

Sekretariat

Vorschlag für ein neues

Projekt - Vordruck A

Vorschlag für ein neues

Projekt - Vordruck A
Mandatsvorschlag

für ein neues Projekt

Mandatsvorschlag

für ein neues Projekt

CEN/CENELEC-ZentralsekretariatCEN/CENELEC-Zentralsekretariat

Technisches Büro (BT)

Entscheid nach dreimonatiger Umfrage

Technisches Büro (BT)

Entscheid nach dreimonatiger Umfrage

Mitglied

TC

Mitglied

TC

Programm-

komitee (PC)

Programm-

komitee (PC)

Technisches

Komitee (TC)

Technisches

Komitee (TC)
Fragebogen-

verfahren

Fragebogen-

verfahren

Andere

Maßnahme

Andere

Maßnahme



II. Derzeitige Organisation der
Normung in Europa

Im Groben ist der Zusammen-
hang zwischen nationaler und
europäischer Normung in der in
Tab. 2 wiedergegebenen Form
organisiert:
– Ein Normungsvorhaben wird

durch einen Normungsantrag
initiiert. Nach den deutschen
Normungsmodalitäten kann
„jedermann“ Antragsteller
sein. Auf europäischer Ebene
bedarf es des Antrags eines
CEN-Mitglieds, der Europäi-
schen Kommission, des EFTA-
Sekretariats, einer internatio-
nalen Organisation oder einer
europäischen Wirtschafts-, Be-
rufs-, oder Fachorganisation,
also z. B. der GCI-UICP.

– Nach Annahme des Nor-
mungsantrags werden working
groups (europäisch) bzw. Ar-
beits- und Spiegelausschüsse
(national) errichtet, in denen
die Facharbeit der Experten er-
folgt.

– Im Mittelpunkt des gegenwär-
tig praktizierten Modus der eu-
ropäischen Normungsarbeit
steht der Konsens der betroffe-

nen und interessierten Kreise
auf nationaler Ebene. Hierzu
wird eine unterschiedliche An-
zahl nationaler Arbeits- und
Spiegelausschüsse etabliert.
Die dort gefundene Meinungs-
bildung wird in aller Regel in
einem zweiten Schritt auf die
europäische Ebene transpo-
niert.

– In den europäischen Entschei-
dungs- bzw. Arbeitsgremien
stoßen die jeweils nationalen,
jedoch branchenübergreifen-
den Meinungen aufeinander.
Die „Gemeinsamen Regeln“
von CEN und CENELEC legen
fest, wie die im allgemeinen
zunächst differierenden natio-
nalen Interessen abgeglichen
werden, damit am Ende des
Prozesses eine europäische
Norm entsteht.

Dieses Verfahren beinhaltet drei
kritische Punkte:

(1) Die Vertreter des gleichen
Wirtschaftszweiges, z. B. der
Gebäudetechnik, werden –
wegen der bereits getroffenen
Vorentscheidung auf natio-
naler Ebene – in den europäi-
schen Gremien nur höchst
zufällig eine einheitliche Li-
nie verfolgen. Denn: Voraus-
setzung dieses Verfahrens ist
nicht der branchenmäßige,
sondern der mehrere Teil-
branchen übergreifende

Konsens. Zu einem bestimm-
ten Thema, z.B. den nor-
mungstechnischen Einzel-
heiten der Energieein-
sparung, werden sich die je-
weils nationalen Experten
der Branche Gebäudetechnik
zum ersten Mal unabge-
stimmt auf europäischer Ebe-
ne begegnen. Dies hat die
Konsequenz, dass das gleiche
Thema auf europäischer Ebe-
ne fachlich von den Mitglie-
dern der GCI-UICP unter-
schiedlich beurteilt werden
müsste, wie das unsägliche
Beispiel des CEN-TC 330
(Qualifikation von Bauunter-
nehmen) hinlänglich unter
Beweis gestellt hat.

(2) Unter der Voraussetzung,
dass das europäische Nor-
mungsvorhaben für jedes
Mitgliedsland der Europäi-
schen Union von Bedeutung
ist, wird jedes Mitglied Dele-
gierte in die europäischen
Gremien entsenden, um si-
cher zu stellen, dass neben
der nationalen auch die fach-
liche Situation eingebracht
wird. Für einen europäischen
Dachverband wie die GCI-
UICP bedeutet dies, dass für
jedes einzelne Mitgliedsland
Reisekosten entstehen.

(3) Erfahrungsgemäß ist auch
der personelle, zeitliche und
organisatorische Aufwand
zur Herstellung des nationa-
len Konsensus über mehrere
Wirtschaftszweige mit unter-
schiedlichen wirtschaftli-
chen Interessen erheblich.
Gerade von mittelständisch
strukturierten Wirtschafts-
zweigen werden die dafür er-
forderlichen Aufwendungen
als kaum noch tragbar be-
trachtet. Hinzu kommt eine
steigende Unzufriedenheit
mit der Unausgeglichenheit
der Verteilung der Bürden.
Nationale Trittbrettfahrer
bzw. deren Organisationen
werden für ihre Untätigkeit
belohnt; sie haben lediglich
den Aufwand für die Anschaf-
fung der fertigen Norm zu
tragen.
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Tab. 2: Zusammenhang zwischen europäischer und nationaler Ebene

CEN

TC xxx

DIN AFNOR NEN

BHKS BDH VDMA

UCF

Uneto-

VNI

D F NL



Die geschilderten Nachteile der
aktuellen Koordination zwischen
nationaler und europäischer
Normung führen zu einem 

III. Neuen Ansatz der Organi-
sation der Europäischen 
Normung

Das Verfahren wird anhand der
europäischen Interessenvertre-
tung der GCI-UICP dargestellt
(vgl. die Ziffern in Tabelle 3):

(1) Der Vorstand der GCI-UICP
beauftragt einen permanen-
ten Technischen Ausschuss
der GCI-UICP damit, zu prü-
fen, welche der aktuellen
fachlichen Probleme einer
Normung auf europäischer
Ebene bedürfen.

(2) Der Technische Ausschuss
der GCI-UICP unterbreitet
der GCI-UICP Vorschläge für
konkrete europäische Nor-
mungsprojekte, die zugleich
mit einer Grobstruktur des
Normungsvorhabens ver-
bunden sind. 

(3) Die Gremien der GCI-UICP
beschließen die Aufnahme
des Normungsvorhabens.
Der Vorstand der GCI-UICP
beantragt bei CEN die Auf-
nahme eines Normungsver-
fahrens. Das Antragsrecht der
GCI-UICP ergibt sich aus 
der Geschäftsordnung („Ge-
meinsame Regeln“, Abschnitt
U 1.2) der europäischen
Normungsorganisationen
CEN/CENELEC.

(4) Unter der Voraussetzung der
Annahme des Normungsan-
trags setzt der Vorstand der
GCI-UICP einen ad-hoc-Ar-
beitsausschuss von Vertre-
tern der Mitglieder der GCI-
UICP ein, dessen Aufgabe es
ist, eine Koordination der
fachlichen Meinungsbildung
zum Normungsvorhaben in-
nerhalb der GCI-UICP zu er-
reichen. 

(5) Je nach individueller Interes-
senlage benennt der Vorstand
der GCI-UICP bis zu drei Mit-
glieder des Technischen Aus-
schusses oder des ad-hoc-Ar-
beitsausschusses, um die ge-

fundene Meinung innerhalb
der Technischen Komitees
auf europäischer Ebene zu
vertreten. Die Vertreter der
GCI-UICP auf europäischer
Ebene berichten kontinuier-
lich dem Technischen Aus-
schuss der GCI-UICP über er-
reichte Fortschritte.

(6) Die gleiche Organisation
könnte benutzt werden, um
die jeweils nationale Umset-
zung von Richtlinien der Eu-
ropäischen Kommission zu
koordinieren. In diesem Fall
könnte der Technische Aus-
schuss der GCI-UICP einen
zu bildenden ad-hoc-Aus-
schuss mit der Aufgabe be-
trauen, grundlegende Anfor-
derungen für die nationale
Umsetzung zu erarbeiten. 

Das vorgeschlagene Verfahren
hätte zwei entscheidende Vor-
teile gegenüber der bisherigen
Vorgehensweise:

Erstens würde die einheitliche
Vertretung der Brancheninteres-
sen über die Landesgrenzen hi-
naus sicher gestellt. Die Meinung
der Unternehmen der Branche
würde ohne Rücksichtnahme auf
die Interessen anderer Wirt-
schaftszweige auf nationaler
Ebene im Vorfeld der europä-
ischen Normungsarbeit festge-
stellt und mit vergleichsweise ge-
ringem Aufwand in den europäi-
schen Gremien vertreten wer-

den. Der bisher mit den geschil-
derten Nachteilen erwirkte Kon-
sens zwischen verschiedenen
Wirtschaftszweigen auf nationa-
ler Ebene würde auf die europä-
ische Ebene verlagert werden.
Dadurch würde eine Konsens-
Ebene bei Sicherstellung einer
einheitlichen Linie aller GCI-
UICP-Mitgliedsländer nahezu
komplett entfallen.

Zweitens würde es zu erhebli-
chen Kosteneinsparungen kom-
men, weil der zeitaufwendige
nationale Abstimmungsprozess
mit z. T. fachfremden Gewerken
übersprungen würde und nicht
jedes Mitglied der GCI-UICP bei
dem Normungsprozess auf
europäischer Ebene vertreten
sein müsste. 

Allerdings sollten die GCI-
UICP-internen Koordinierungs-
aufwendungen nicht unter-
schätzt werden. Es empfiehlt
sich, den organisatorischen Teil
dieser Arbeit einer bereits in
Brüssel ansässigen Einrichtung
zu übertragen, deren satzungs-
mäßige Aufgabe es ohnehin ist,
sich an der europäischen Nor-
mung zu beteiligen (z.B. NOR-
MAPME). Eine normungserfah-
rene Person sollte vom Vorstand
von GCI-UICP damit beauftragt
werden, die Verbindung zwi-
schen dieser europäischen Ein-
richtung und der GCI-UICP her-
zustellen und zu halten. �
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Tab. 3: Europäische Normung, neuer Vorschlag
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Leichte Konjunkturerholung der
Weltwirtschaft erwartet

Das Welt-Bruttoinlandspro-
dukt expandierte 2002 mit einer
Rate von 2,8 % etwas stärker als
2001 (2,2 %). Der Sachverständi-
genrat geht in seiner Prognose
für das Jahr 2003 zwar von einer
Zunahme der weltwirtschaftli-
chen Produktion von 3,7 % aus.
Negative konjunkturelle Impulse
könnten allerdings insbesondere
von einem dauerhaften Anstieg
der Rohölpreise im Gefolge eines
Irak-Konflikts und einer Fortset-
zung der Kursverluste an den
Aktienmärkten ausgehen (siehe
Tabelle 1).

In den Vereinigten Staaten
nahm das Bruttoinlandsprodukt
im Jahr 2002 um 2,4 % zu, wobei
dieser Anstieg im Wesentlichen
auf die äußerst positive Entwick-
lung im ersten Quartal zurück-
zuführen ist. Im Jahresverlauf
belasteten Kursrückgänge an den
Aktienmärkten, Unsicherheiten
über die langfristigen Wachs-
tumsperspektiven sowie an-
ziehende Ölpreise infolge der
Diskussion über eine militäri-
sche Auseinandersetzung mit
dem Irak zunehmend die Kon-

junktur. Eine Schlüsselrolle
dafür, dass die realwirtschaftli-
che Entwicklung in den Vereing-
ten Staaten in diesem Jahr wieder
an Schwung gewinnt, spielt der
private Verbrauch. Der Sachver-
ständigenrat geht von einer Zu-
nahme des Bruttoinlandspro-
duktes in den USA von 2,6 % im
Jahr 2003 aus.

In der Europäischen Union
blieb die Zuwachsrate des Brut-
toinlandsprodukts im Jahr 2002
mit 1,0 % deutlich hinter der der
Vorjahre zurück. Neben einer
gedrückten Konsumstimmung,
geprägt durch eine leicht ver-
schlechterte Arbeitsmarktlage
und einen inflationsbedingten
Kaufkraftentzug Anfang des
Jahres 2002, spiegeln sich in
dieser verhaltenen Wirtschafts-
entwicklung auch die konjunk-
turbremsenden Effekte der Kurs-
verluste an den Aktienmärkten
wider, die noch stärker waren als
in den Vereinigten Staaten. Im
Jahr 2003 ist mit einer Beschleu-
nigung der wirtschaftlichen Ak-
tivität in der Europäischen Union
und einer Ausdehnung des Brut-
toinlandsprodukts um 1,9 % zu
rechnen. Voraussetzungen sind
dabei günstigere Konjunkturper-
spektiven in den Vereinigten
Staaten sowie nachlassende Ver-
unsicherungen der Wirtschafts-

subjekte. Unter der Vorausset-
zung einer tendenziellen Aufhel-
lung der Lage auf dem Arbeits-
markt und leicht zunehmenden
Realeinkommen wird es zu einer
Erhöhung der Konsumausgaben
der privaten Haushalte im Jahr
2003 kommen. Weiterhin ist
davon auszugehen, dass die
Unternehmen ihre Investiti-
onstätigkeit aufgrund höherer
Gewinnerwartungen verstärken
werden.

In den ostasiatischen Schwel-
lenländern nahm insbesondere
aufgrund der weltweit gefestig-
ten Nachfrage nach Gütern der
Informations- und Kommunika-
tionstechnologien das Bruttoin-
landsprodukt 2002 um 4,3 % zu;
und damit um 3,3 Prozentpunkte
mehr als 2001. Positive Effekte
gingen hier zusätzlich von einer
stark expandierenden Inlands-
nachfrage und einem zuneh-
menden innerasiatischen Han-
del aus. Für das Jahr 2003 ist mit
einer Stabilisierung der Zunah-
me der gesamtwirtschaftlichen
Produktion auf dem erreichten
Niveau zu rechnen (+ 4,7 %).
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HKS-Branche sieht
kein Licht am Ende
des Tunnels
Prognose für gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung unsicher
Die Weltkonjunktur entwickelte sich im Jahr 2002 unstetig und schwach.

Zu Jahresbeginn stiegen die Konjunkturindikatoren kräftig an, aber 

bereits im Sommer trübten sich die Erwartungen stark ein. Wegen der 

ungünstigen Entwicklung im Jahresverlauf ist die Ausgangsposition für 

das Jahr 2003 erheblich ungünstiger als erwartet.

Dipl.-Kffr. Anne Burkard,

Referentin für Wirtschaft und

Öffentlichkeitsarbeit, TGC



In Japan dauert die Konjunk-
turschwäche auch im Jahr 2002
an. Die wirtschaftliche Leistung
schrumpfte um 0,8 %. Die priva-
ten Konsumausgaben stagnier-
ten und die Investitionen waren
erneut rückläufig. Für 2003 ist
eine leichte Zunahme des Brut-
toinlandsprodukts von 0,7 % zu
erwarten. Hierbei wird die rege
Exportnachfrage aus den ostasia-
tischen Schwellenländern und
Nordamerika postitiv wirken.
Von der Finanz- und Geldpolitik
sowie der Inlandsnachfrage sind
allerdings keine konjunkturbe-
lebenden Impulse zu erwarten.

Gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung in Deutschland auch
2003 unterdurchschnittlich

Zu Beginn des Jahres 2002 setz-
te zunächst eine leichte Be-
lebung der wirtschaftlichen
Aktivität in Deutschland ein, die
allerdings zu schwach war, um
einen konjunkturellen Auf-
schwung zu bewirken. Insgesamt
erhöhte sich die gesamtwirt-
schaftliche Leistung letztes Jahr
nur geringfügig. Positive Impulse
gingen lediglich vom Außen-
handel aus. Insbesondere die In-
vestitionstätigkeit ging stark
zurück und die inländische
Nachfrage verringerte sich er-
neut. Die Arbeitslosenzahlen
stiegen kontinuierlich an und die
Situation der öffentlichen Haus-
halte verschlechterte sich 2002
zunehmend.

Für das Jahr 2003 geht der
Sachverständigenrat von einer
verhaltenen Erholung der deut-
schen Wirtschaft aus. Unterstellt
ist hierbei eine leichte Belebung
der weltwirtschaftlichen Kon-
junktur und anregende Wirkun-
gen durch niedrige Realzinsen.
Dämpfende Effekte werden hin-
gegen von den finanzpolitischen
Maßnahmen zum Abbau des
Haushaltsdefizits und den Nach-
wirkungen der Kursverluste am
Aktienmarkt ausgehen. Die

Beschäftigung dürfte 2003
nochmals leicht abnehmen.

Nachdem die Exporte Ende
2002 stagnierten, werden sie im
Verlaufe des Jahres 2003 wieder
an Fahrt gewinnen. Die Export-
erwartungen der Unternehmen
haben sich nach der DIHK-
Herbstumfrage 2002 deutlich
verbessert. Chancen werden vor
allem für eine Ausweitung der
Exporte in die EU-Beitrittsstaa-
ten und nach Ostasien gesehen.
Insgesamt werden die Exporte im
Jahr 2003 um 3,6 % zunehmen
und damit doppelt so stark stei-
gen wie 2002.

Unter dem Eindruck der
zunächst noch steigenden Ar-
beitslosigkeit wird das Konsum-
klima zunächst noch gedrückt
bleiben. Zusätzlich dämpfend
auf die Konsumbereitschaft wir-
ken sich die starken Kursverluste
auf den Aktienmärkten aus. Im
Jahr 2003 werden die privaten
Konsumausgaben um 0,8 % zu-
nehmen (2002: -0,7 %). Hierbei
wird allerdings unterstellt, dass
von den Koalitionsvereinbarun-
gen im Jahr 2003 nur die Er-
höhung der Beitragssätze in den
Sozialversicherungen und die
Anhebung der Energiesteuern
wirksam werden. Bei einer Reali-
sation der zusätzlich geplanten
Ausgabenkürzungen und steuer-
lichen Maßnahmen fiele die
Zunahme der privaten Konsum-
ausgaben um rund 0,3 Prozent-
punkte geringer aus.

Die Ausweitung der Aus-
rüstungsinvestitionen wird im
Jahr 2003 verhalten bleiben. Im
ersten Halbjahr 2003 werden
Ersatzbeschaffungen für Ausrü-
stungsgüter, die durch die Flut-
katastrophe zerstört wurden, die
Investitionsausgaben etwas er-
höhen. Insgesamt werden nach
einer Abnahme von 7,4% im Jahr
2002 die Ausrüstungsinvestitio-
nen 2003 relativ konstant bleiben
(+0,9 %). Ein stärkerer Anstieg ist
für die Investitionen in sonstige
Anlagen, zu denen vor allem
Software zählt, zu erwarten. Hier
werden die Investitionen im Jahr
2003 um 6,0 % steigen (2002:
2,2 %). Die Bauinvestitionen wer-
den im Jahr 2003 insgesamt
stagnieren.

Mit einer nur minimalen Aus-
weitung der Produktion um nur
0,2 % im Jahr 2002 nahm
Deutschland abermals den letz-
ten Platz im Euro-Raum ein. Für
dieses Jahr sind die Aussichten
mit einer Zunahme des Bruttoin-
landsprodukts von 1,0 % zwar
etwas besser. Im europäischen
Vergleich bleibt diese Ent-
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Tab. 1: Die Weltwirtschaft 2002 - 2003 

(Veränderungen in Prozent gegenüber Vorjahr)

Bruttoinlandsprodukt (real)

2002 2003

Deutschland +0,2 +1,0

Frankreich +1,1 +2,0

Italien +0,5 +1,9

Niederlande +0,4 +1,6

Österreich +0,8 +1,9

Belgien +0,7 +1,9

Spanien +1,9 +2,6

Finnland +1,3 +3,0

Portugal +0,4 +1,6

Griechenland +3,3 +3,9

Irland +3,7 +4,7

Luxemburg +2,7 +3,5

Großbritannien +1,6 +2,4

Schweden +1,7 +2,4

Dänemark +1,6 +2,2

Europäische Union +1,0 +1,9

Schweiz +0,9 +1,7

Norwegen +2,1 +2,0

Vereinigte Staaten +2,4 +2,6

Japan -0,8 +0,7

Kanada +3,5 +3,2

Industrieländer, zusammen +1,4 +2,1

Mittel- und Ost-Europa +2,4 +3,4

Lateinamerika -0,9 +3,0

Ostasiatische Schwellenländer +4,3 +4,7

China +7,5 +7,6

Weltproduktion +2,8 +3,7

Quelle: Sachverständigenrat zur Begutachtung der Gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung, Jahresgutachten 2002/03



wicklung allerdings weiterhin
unterdurchschnittlich (siehe
Tabelle 2).

Die bisherigen Ausführungen
beziehen sich schwerpunkt-
mäßig auf die Prognose aus dem
Jahresgutachten 2002/03 des
Sachverständigenrates zur Be-
gutachtung der Gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung. In
Tabelle 3 sind die Prognosen der
bedeutendsten Wirtschafts-
forschungsinstitute zur wirt-
schaftlichen Entwicklung ver-
gleichsweise aufgelistet.

Stagnation der negativen Ent-
wicklung der Bauinvestitionen
erwartet

Der Rückgang der Bauinvesti-
tionen hat sich im Jahr 2002 wei-
ter fortgesetzt. Die anhaltende
negative Tendenz zog sich durch
sämtliche Sparten. Die Investi-
tionen in Wohn- und in Wirt-
schaftsbauten nahmen zuletzt
sogar verstärkt ab. Insgesamt
sind die Bauinvestitionen im Jahr
2002 um 3,4 % unter den Vor-
jahresstand gefallen. Im Jahr
2003 ist von einer Stagnation der
Entwicklung auszugehen (Ta-
belle 4).

Die Nachfrage nach Wohnbau-
ten ist wegen der nur mäßigen

Zunahme der real verfügbaren
Einkommen der privaten Haus-
halte im Jahr 2002 erneut gesun-
ken. 2003 werden sich die Woh-
nungsbauinvestitionen bei wei-
terhin günstigen Finanzierungs-
bedingungen und zunehmender
Knappheit an Wohnraum in
westdeutschen Ballungsräumen
auf niedrigem Niveau stabilisie-
ren. Darauf deuten auch die Bau-
genehmigungen hin. Dämpfend
wird allerdings die Kürzung der
Eigenheimzulage wirken. Im Jahr
2003 werden die Wohnungs-
bauinvestitionen um 0,7 % sin-
ken, nach 3,4 % im Jahr 2002.

Im gewerblichen Bau hat sich
die Abwärtsentwicklung im Jahr
2002 fortgesetzt. Hiermit einher
gingen sinkende Baugenehmi-
gungen und schwache Auftrags-
eingänge. Im Jahr 2003 werden
sich die Wirtschaftsbauinvesti-
tionen angesichts aufgehellter
Ertragsaussichten und eines wei-
terhin niedrigen Zinsniveaus so-
wie der im Jahresverlauf wieder
zunehmenden Kapazitätsaus-
lastung festigen. Im Jahresdurch-
schnitt schrumpfen die Investi-
tionen in gewerbliche Bauten
2003 erneut um 0,7 %, nach ei-
nem Rückgang von 3,2 % im Jahr
2002.

Der Wiederaufbau der durch
die Flut zerstörten Infrastruktur
löste einen Schub bei den öffent-
lichen Bauinvestitionen aus. Im
Durchschnitt des Jahres 2002
sind sie wegen des kräftigen
Rückgangs zu Jahresbeginn mit

3,9 % noch gesunken, im Jahr
2003 ist dagegen von einer Stei-
gerung um 4,6 % zu rechnen. Die
Sparmaßnahmen in den öffent-
lichen Haushalten und die oh-
nehin angespannte Finanzlage
der Gemeinden hätten für sich
genommen einen weiteren
Rückgang nach sich gezogen.

Rezessive Tendenzen in 
HKS-Branche haben sich weiter
verstärkt

Die andauernde konjunkturel-
le Talfahrt in der Bauwirtschaft
spiegelt sich in der Entwicklung
der HKS-Branche wider. Nach
einer leichten Abnahme der

Branchenumsätze von 0,5 % im
Jahr 2001 hat sich die negative
Tendenz im Jahr 2002 deutlich
verstärkt (-6,5 %).

Die Umsätze der Hersteller im
Bereich der Heizungs- und Sa-
nitärindustrie sind im Jahr 2002
im Vergleich zum Vorjahr dra-
matisch eingebrochen (-8,6 %).
Insbesondere der Inlandsumsatz
(-9,5 %), aber auch der Auslands-
umsatz (-6,5 %) haben sich 2002
deutlich negativ entwickelt. Im
Jahr 2001 konnten die Hersteller
noch ein leichtes Plus (+1,3 %)
ihrer Branchenumsätze ver-
zeichnen.
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Tab. 2: Die Konjunktur 2003 in

Deutschland (Veränderungen in Pro-

zent gegenüber Vorjahr – in Preisen

von 1995)

Privater Verbrauch +0,8

Staatsverbrauch +0,6

Anlageinvestitionen +0,7
- Ausrüstungen +0,9
- Bauten -0,2
- sonst. Anlagen +6,0

Ausfuhr +3,6

Einfuhr +3,3

Bruttoinlandsprodukt +1,0

Preise privater Verbrauch +1,6

Quelle: Sachverständigenrat zur Begut-
achtung der Gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung, Jahresgutachten 2002/03 Tab. 3: Prognosen der Wirtschaftsforschungsinstitute im Vergleich Brutto-

inlandsprodukt 2003 in Preisen von 1995 (Veränderungen in % gegenüber 

Vorjahr)

IW – Institut der deutschen Wirtschaft, Köln +1,0

Ifo – Institut für Wirtschaftsforschung, München +1,1

RWI – Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung, Essen +1,1

HWWA – Institut für Wirtschaftsforschung, Hamburg +0,7

IfW – Institut für Weltwirtschaft, Kiel +1,0

IWH – Institut für Wirtschaftsforschung, Halle +1,1

SVR – Sachverständigenrat +1,0

Institute – Arbeitsgemeinschaft der Forschungsinstitute +1,4

Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft, Köln



Auch beim Großhandel hat
sich 2002 mit einem Umsatz-
rückgang von 6,8 % die negative
wirtschaftliche Entwicklung fort-
gesetzt. Die Umsätze der instal-
lierenden Unternehmen (Indus-
trie und Handwerk) waren 2002
erneut rückläufig (-7,1 %), wobei
sich die negative Entwicklung im
Vergleich zum Jahr 2001 (-1,7 %)
deutlich verstärkt hat (siehe Ta-
belle 5).

Insbesondere ostdeutsche 
Anlagenbauer stecken nach wie
vor tief in der Krise

Im Bereich der installierenden
Unternehmen mit mehr als 20
Beschäftigten hat sich die negati-
ve wirtschaftliche Entwicklung
sowohl in West- als auch in Ost-
deutschland verstärkt. Die für die
ersten drei Quartale des Jahres
2002 vorliegenden Zahlen deu-
ten darauf hin, dass insbesonde-
re die ostdeutschen Anlagenbau-
er nach wie vor in einer tiefen
Krise stecken (siehe Tabelle 6).

In Westdeutschland hat sich die
wirtschaftliche Situation in den
ersten drei Quartalen des Jahres
2002 durchgehend verschlech-
tert. Sowohl die Beschäftigten-
zahlen (-3,6 %) als auch die
Anzahl der geleisteten Arbeits-
stunden (-5,4 %) und der Ge-
samtumsatz (-6,2 %) sind in die-
sem Zeitraum im Vergleich zum
Vorjahreszeitraum rückläufig.
Die Lohn- und Gehaltssumme
hat in den ersten drei Quartalen
des Jahres 2002 im Vergleich zu
den ersten drei Quartalen 2001
um 3,1 % abgenommen.

Die konjunkturelle Situation in
Ostdeutschland hat sich weiter
verschlechtert. Bereits seit nun-
mehr sechs Jahren hält die Tal-
fahrt an. Der Beschäftigungsab-
bau in Ostdeutschland hat sich
mit einer Abnahme von 15,9 % in
den ersten drei Quartalen 2002
fortgesetzt. Deutliche Rückgänge
sind in diesem Zeitraum auch bei
der Anzahl der geleisteten Ar-
beitsstunden (-16,5 %) und beim

Gesamtumsatz (-12,0 %)  zu ver-
kraften. Die Lohn- und Gehalts-
summe sank in den ersten drei
Quartalen des Jahres 2002 im
Vergleich zum Vorjahreszeitraum
um 12,7 %.

Zwischen der konjunkturellen
Entwicklung in Ost- und West-
deutschland waren in den letzten
Jahren starke Unterschiede zu
beobachten. Seit 1993 hat sich
der Gesamtumsatz in West-
deutschland, abgesehen von
einigen negativen Jahren wie
dem Jahr 2002, auf relativ kon-
stantem Niveau gehalten.

Extrem verschlechtert hat sich
hingegen die Umsatzentwick-
lung der HKS-Unternehmen in
Ostdeutschland. Von 1993 bis
1995 wuchs der Umsatz der
ostdeutschen HKS-Anlagenbau-
er noch mit zweistelligen Raten.
Nach leichten Umsatzrück-
gängen in den Jahren 1996 und
1997 verschlechterte sich die
konjunkturelle Lage zuneh-
mend. Der Marktbereinigungs-
prozess hat sich in den letzten
fünf Jahren verstärkt fortgesetzt,
wobei der Umsatz mit jeweils
zweistelligen Raten deutlich zu-
rückgegangen ist.

Im Jahr 2002 war die wirtschaft-
liche Lage für die HKS-Anlagen-
bauer unverändert schlecht. Die
negativen Tendenzen haben sich
verstärkt. Es ist ein Abwarten und
eine Unsicherheit hinsichtlich
der weiteren politischen Ent-
wicklungen zu beobachten. An-
fang 2002 ist die Situation ka-
tastrophal gewesen. In der zwei-
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Tab. 4: Reale Bauinvestitionen1) in Deutschland

Anteile Veränderung in vH 
in vH gegenüber dem Vorjahr

2001 2001 2002 2003

Wohnbauten 57,6 -7,1 -3,4 -0,7

Nichtwohnbauten 42,4 -4,3 -3,4 0,9
- gewerbliche Bauten 29,6 -4,1 -3,2 -0,7
- öffentliche Bauten 12,8 -5,0 -3,9 4,6

Bauinvestitionen 100,0 -6,0 -3,4 0,0

1) In Preisen von 1995

Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen der Institute; 2002 und 2003: Prognose
der Institute

Tab. 5: Umsätze der HKS-Branche 1999-2002 (in Mrd. €)

1999 2000 2001 2002
(%) (%) (%)

Heizungs- und Sanitärindustrie 15,6 16,0 + 2,6 16,2 +1,3 14,8 -8,6

Inland 11,6 11,5 - 0,9 11,6 +0,9 10,5 -9,5
Ausland 4,0 4,5 + 12,5 4,6 + 2,2 4,3 -6,5

Großhandel 12,4 12,2 - 1,6 11,8 -3,3 11,0 -6,8

Einzelhandel/Sonstige 2,6 2,8 +7,7 3,1 +10,7 3,1 0,0

Installierende Unternehmen 30,3 30,1 - 0,7 29,6 - 1,7 27,5 -7,1
HKS-Branche gesamt* 38,1 38,6 + 1,3 38,4 - 0,5 35,9 -6,5

Inland 33,1 33,2 - 0,3 32,9 -0,9 30,8 -6,4
Ausland 5,0 5,4 + 8,0 5,5 +1,9 5,1 -7,3

* Bereinigt von Doppelzählungen infolge der Vorleistungen der jeweiligen Vertriebsstufen.

Quelle: Endbericht des ifo-Instituts zum Forschungsvorhaben der VdZ, VDS und Messe Frankfurt, „Marktdaten für den Wirtschaftsbereich
Haus- und Gebäudetechnik in Deutschland“, Oktober 2002



ten Jahreshälfte ist eine leichte
Belebung spürbar gewesen, die
allerdings gegen Ende des Jahres
wieder abgenommen hat. Erneut
sind einige Unternehmen in
Insolvenz gegangen, denen
wahrscheinlich in diesem Jahr
weitere folgen werden. Hieraus
entwickeln sich vielfach neue
kleinere Unternehmen, die
zusätzlich den Wettbewerb ver-
schärfen. 

Die Nachfrage ist weiter
zurückgegangen und die Investi-
tionsbereitschaft war nur sehr
gering. Während im Heizungs-
bereich noch eine geringe Nach-
frage vorhanden ist, sind im
Sanitärbereich so gut wie keine
Aufträge mehr vorhanden. Le-
diglich die Industrie kommt in
einigen Fällen noch als Auftrag-
geber in Betracht. Die öffentliche
Nachfrage tendiert gegen Null.

Regional sind unterschiedliche
Tendenzen zu beobachten. So ist
die Situation in den struktur-
schwachen Regionen deutlich
schlechter als im Bereich der
Großstädte. Der Marktbereini-
gungsprozess hat sich fort-
gesetzt. Insbesondere in Ost-

deutschland nimmt die Anzahl
der Insolvenzen weiter zu.

Große Schwierigkeiten berei-
tet den BHKS-Mitgliedsunter-
nehmen der extreme Druck auf
die Preise. In einigen Firmen wird
mittlerweile Kurzarbeit prakti-
ziert. Weiterhin problematisch ist
die zunehmende Vergabe an
Generalunternehmen. Chancen
haben solche Betriebe, die eine
gute Kundenbetreuung, ins-
besondere nach der Auftrags-
durchführung, anbieten. 

Die Aussichten für 2003 sind
weiterhin schlecht. Anfang
dieses Jahres wird es vermutlich
Auslastungsprobleme geben. Die
Flutkatastrophe in weiten Teilen
Ostdeutschlands führt zwar
kurzfristig zu einer leichten
Zunahme des Auftragsvolumens
in Ostdeutschland. Langfristig ist
allerdings hierdurch nicht mit ei-
ner Belebung der Nachfrage zu
rechnen. Auch in Westdeutsch-
land scheint die Talsohle noch
nicht erreicht zu sein. Die deut-
lich negativen Zahlen der ersten
drei Quartale des Jahres 2002
deuten auf eine erneute Ver-
schlechterung der wirtschaft-
lichen Lage hin.

Voraussetzung für eine kon-
junkturelle Belebung der Bau-
wirtschaft und damit auch der
HKS-Branche ist eine Verbesse-
rung der gesamtwirtschaftlichen
Situation in Deutschland. Hierzu

gehören eine deutliche Auswei-
tung der gesamtwirtschaftlichen
Produktion und die Reduzierung
der Arbeitslosigkeit sowie die
Verbesserung des Investitions-
klimas in Deutschland. In-
wieweit die zum 1. Februar 2002
in Kraft getretene Energieein-
sparverordnung (EnEV) lang-
fristig positive Effekte für die
HKS-Branche nach sich zieht,
bleibt abzuwarten. Kurzfristige
Wirkungen sind in diesem Zu-
sammenhang wohl nicht zu 
erwarten. �
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Tab. 6: Die wirtschaftliche Entwicklung im Bereich installierende HKS-Unternehmen mit mehr als 20 Beschäftigten von 1993-2002 

(Veränderungen in Prozent gegenüber Vorjahr)

1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002
WEST 1.Q. 2.Q. 3.Q. 1.-3.Q.

Beschäftigte 4,0 1,5 -0,1 -3,0 -2,2 -4,6 -4,0 -4,6 -1,8 -2,5 -3,5 -5,0 -3,6

geleistete 
Arbeitsstunden 1,7 0,7 -1,2 -4,9 -1,7 -6,1 -4,2 -5,5 -2,7 -6,7 -4,1 -5,3 -5,4

Gesamtumsatz -0,6 3,8 1,2 0,2 -1,2 -4,2 1,3 0,1 2,2 -5,8 -6,3 -6,5 -6,2

Lohn- und 
Gehaltssumme 7,4 4,0 0,2 -1,9 -3,2 -4,1 -0,8 -3,2 1,3 -1,5 -3,1 -4,5 -3,1

OST

Beschäftigte 34,8 25,5 14,2 -4,7 -4,0 -15,6 -13,6 -17,2 -17,4 -14,7 -15,6 -17,6 -15,9

geleistete 
Arbeitsstunden 38,8 24,6 12,2 -12,9 -2,9 -15,9 -13,3 -19,7 -18,2 -15,5 -14,3 -19,6 -16,5

Gesamtumsatz 43,7 29,0 14,0 -0,2 -3,7 -12,1 -14,7 -14,5 -11,7 -9,1 -10,0 -15,9 -12,0

Lohn- und 
Gehaltssumme 49,3 29,3 15,1 -4,2 -4,7 -15,5 -11,7 -15,1 -14,2 -12,8 -11,1 -14,3 -12,7

Quelle: Statistisches Bundesamt



Die ersten Ergebnisse der Vor-
auswertung des Betriebsver-
gleichs Heizung-Klima-Sanitär
für das Jahr 2002 liegen vor. Sie
überraschen nicht: Die Rahmen-
bedingungen für die Branche
werden schwieriger, die Preis-
kämpfe und der Preisverfall
nimmt zu. 

Mehr als die Hälfte der am Be-
triebsvergleich teilnehmenden
Firmen berichten über ein redu-
ziertes Preisniveau im Auftrags-
eingang (siehe Tabelle 1). Fast je-
des zehnte Unternehmen meldet
gar einen Preisrückgang von
mehr als - 5 %. Nur eine Minder-
heit der Betriebe kann sich über
einen positiven Preistrend der
Auftragseingänge freuen, kon-
kret eine Verbesserung von bis zu
5 % gegenüber dem Vorjahr.

Es ist zu erwarten, dass die
Renditen im Anlagenbau auch
im Jahr 2002 im Durchschnitt
weiter gesunken sind. Die in Ab-
bildung A dargestellte Entwick-
lung der durchschnittlichen Jah-
resergebnisse der HKS-Indus-
triebetriebe zeigt, dass die
grundlegende Ertragssituation in
der Branche schon seit vielen
Jahren auf absolut unzureichen-
dem Niveau liegt. Je länger diese
Situation anhält, desto mehr ver-
schärft sich letztlich der Druck
auf die Branche und auf die
Firmen. 

Die Differenzierung in der
HKS-Branche nimmt weiter zu.
Das insgesamt schlechte Ergeb-
nisniveau  ist tatsächlich gebildet
aus zwei Teilmengen der Betrie-
be: Zum einem von den zwei
Dritteln der Betriebe, die Rendi-
ten von durchschnittlich fast
+5 % und mehr erzielen. Auf der
anderen Seite das Negativdrittel
der Branche, in dem durch-
schnittlich ein Nullergebnis oder
gar Verluste erlitten werden.
Diese Mengenverteilung galt im
Jahr 2001 und lässt sich für 2002

in etwa gleichem Maße fort-
schreiben. 

Diese Aussagen beziehen sich
jedoch nur auf die Teilnehmer
am Betriebsvergleich. Die Anzahl
der Firmen, die durch Insolven-
zen vom Markt „bereinigt“ wer-
den, ist im Betriebsvergleich un-
terdurchschnittlich repräsen-
tiert. Aus diesem Grunde ist das
Durchschnittsergebnis in der
Branche vermutlich tendenziell
sogar eher schlechter als die hier
ausgewiesenen Zahlen. Das än-
dert aber nichts an der Tatsache,
dass eine ganze Anzahl von Be-
trieben trotz der Krisensituation
erfolgreich agieren. So oder so
konzentriert sich der Betriebs-
vergleich weniger auf die Firmen,
die Opfer der Krise werden, als
auf die Unternehmen und Be-
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Abbildung A

Tabelle 1: Erzieltes/erwartetes Preisniveau der Auftragseingänge in 2002

Veränderung des Preisniveaus Anzahl Firmen in %:
Im Vergleich zum Vorjahr:

+ 1 % bis + 5 % 9,0 %

mehr als + 5 % 0,0 %

keine Veränderung 34,6 %

– 1 % bis - 5 % 47,4 % 

mehr als - 5 % 9,0 %

Lothar Seibert,

Schott & Partner GmbH



triebe, die sich in der Krise stär-
ken und trotz aller Schwierigkei-
ten – bezogen auf ihre eigenen
Aktivitäten und Zukunftsaus-
sichten – verhalten optimistisch
sind. 

Preispolitik 
Nur noch knapp die Hälfte der

Firmen (53 %) sieht sich in der
Lage an ihrer bisherigen Preis-
politik festzuhalten (siehe Ab-
bildung B).

18 % reduzieren die Preise bzw.
die Kalkulationsansätze und fast
jedes dritte Unternehmen passt
sich an die jeweilig aktuelle
Marktsituation an. Die auf dem
HKS-Markt nach wie vor beste-
henden Überkapazitäten und die
Politik des Preisdumpings einzel-
ner Betriebe zeigt sich auch hier.

Aktionsradius 
Bereits in den letzten Jahren

hat sich der Aktionsradius im An-
lagenbau in den alten Ländern
deutlich erhöht (siehe Abbildung
C). Dieser Trend setzte sich im
Jahr 2002 fort. 20% der Firmen
weiten den Aktionsradius syste-
matisch aus und nur noch 71%
der Firmen melden, dass sie in
ihrem bisherigen Entfernungs-
bereichen unverändert tätig sein
werden (siehe Abbildung D).

Auslastungs- und Leistungs-
entwicklung 

Dass die Teilnehmer am Be-
triebsvergleich tendenziell eher
zu den durchsetzungsfähigeren
Betrieben zählen, zeigen insbe-

sondere die Rückmeldungen zur
Auslastung und Leistung im Jahr
2002. (siehe Tabelle 2)

Fast jedes zweite Unternehmen
meldet einen Anstieg der Lei-
stung und immerhin 11 % mel-
den eine positive Leistungsver-
änderung von bis zu 10 % im Ver-
gleich zum Vorjahr. Einzelne Fir-
men melden gar Leistungser-
höhungen von über 20 %. Etwa
jedes dritte Unternehmen be-
richtet eine reduzierte Ausla-
stung und einen reduzierten Auf-
tragseingang.  Eine etwa  stabile
Entwicklung berichten  18 % der
Firmen. 

Kapazitätsanpassung 
Wie passen sich die Firmen den

veränderten Bedingungen der
Auslastung an? 

Generell besteht schon seit
mehreren Jahren der Trend, die
Montageausführung durch
Fremdpersonal bzw. komplett
durch Subunternehmer abzu-
wickeln. Das eigene Personal
wurde stark reduziert. Die Kapa-
zitätsanpassungen in diesem Be-
reich waren im Jahr 2002 laut An-
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Tabelle 2: Entwicklung der Auslastung und Leistung in 2002

Veränderung der Gesamtleistung Anzahl Firmen in %:
Im Vergleich zum Vorjahr:

+ 1 % bis + 5 % 26,3 %

+ 6 % bis + 10 % 10,5 %

+ 11 % bis + 20 % 0,0 %

mehr als + 20 % 7,9 %

keine Veränderung 17,5 %

- 1 % bis - 5 % 10,5 %

- 6 % bis - 10 % 21,1 %

- 11 % bis - 20 % 5,3 %

mehr als - 20 % 0,9 %

Preispolitik in 2002

53%

31 %
18 %

Reduzierung der Preise bzw. Kalkulationen
Erhöhung der Preise bzw. Kalkulationen
Keine Veränderung
Jeweilige Anpassung an die Marktsituation

Änderungen der 
Preispolitik im 
Vergleich zum 
Vorjahr in % 
aller Firmen

Abbildung B

Das Teilnehmerfeld 
des Betriebsvergleichs 
Heizung-Klima-Sanitär

Ca. 80 - 100 Betriebe der
Branche beteiligen sich jedes
Jahr am Betriebsvergleich. Ins-
gesamt kann die SCHOTT +
PARTNER GMBH/Institut für
Betriebsvergleich auf die
Struktur und Leistungsdaten
von ca. 350 Betrieben der Bran-
che zurückgreifen. 

Die Auswertungen des Be-
triebsvergleichs erfolgen in
anonymisierter und verschlüs-
selter Form. 

Die kompletten Auswertun-
gen des Vergleichs sind
grundsätzlich nur den Teilneh-
mern vorbehalten.  



gaben der Teilnehmer nur noch
gering. Mittlerweile haben sich
viele Subunternehmer auch in
qualitativer Hinsicht gut positio-
niert. Sie arbeiten nicht nur
preisgünstig, sondern auch zu-
verlässig. Es ist daher davon aus-
zugehen, dass im Bereich des
Montagepersonals der HKS-In-
dustriebetriebe auch weiterhin
in den nächsten Jahren eine
nicht dramatische, aber kontinu-
ierliche Reduzierung  der Ar-
beitsplätze vorgenommen wird.
Eigene HKS-Monteure gibt es
häufig nur noch zur Bauaufsicht
bzw. zur Durchführung von Ser-
vice- und Wartungsaufträgen. 

Der Prozess der Konzentration
auf das Wesentliche hat sich auch
bei der Anzahl des kaufmänni-
schen Personals  schon in den
letzten 5 - 6 Jahren vollzogen. Von
daher ist in diesen Bereichen  nur
relativ wenig abzubauen, Ein-
sparungsmöglichkeiten beste-
hen kaum noch. 

Die Anzahl der Angestellten in
den technischen Bereichen da-
gegen nimmt bei einigen Firmen
leicht zu. Mehr und mehr hat

sich das technische Büro mit sei-
ner administrativen, planeri-
schen und akquisitorischen Lei-
stung als der Kernbereich eines

HKS-Unternehmens  manife-
stiert. Gerade bei erfolgreichen
Firmen überrascht es daher
nicht, dass hier sogar ein leichter
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In den alten Ländern hat die Suche vieler HKS-Betriebe
nach besserer Auslastung und gewinnbringenden Projekten
zu einer deutlichen Ausweitung der Aktionsradien geführt.
Die in dieser Grafik nicht dargestellten Betriebe  in den
Neuen Ländern erbringen schon seit Jahren fast die Hälfte
Ihrer Leistung bundesweit.

Abbildung C

Aktionsradius in 2002

1%8 %

20%

Reduzierung des Aktionsradius 

Ausweitung des Aktionsradius 

Keine Veränderung

Jeweilige Anpassung an die
Marktsituation

Änderungen des Aktionsradius im Vergleich zum Vorjahr in % aller Firmen

71 %

Abbildung D

Die Durchführung des 
Betriebsvergleichs erfolgt 
in drei Schritten:

Schritt 1: 
Einheitliche Erfassung der

Vergleichsdaten durch Mitar-
beiter der SCHOTT + PARTNER
GMBH während eines Arbeits-
besuches in Ihrem Hause.

Schritt 2: 
Folgende aussagefähigen

Dokumentationen erhalten
Sie: Den Hauptbericht mit den
Kennwerten aller Teilnehmer
(durch Schlüsselnummern
anonymisiert) und eine indivi-
duelle Kennzahlenauswertung
Ihres Betriebes.

Schritt 3: 
Das Auswertungsgespräch in

Ihrem Haus dient der Erläute-
rung des Betriebsvergleichs,
zeigt die in Ihrem Unterneh-
men vorhandenen betriebs-
wirtschaftlichen Verbesse-
rungsmöglichkeiten auf und
stellt die aktuellsten Trends in
der Branche dar.



Personalaufbau stattfindet. Im
Einzelnen ist dies jedoch für die
Firmen mit Problemen behaftet:
Die Jahresgehälter insbesondere
neu eingestellter Ingenieure und
Techniker  steigen  (siehe Abbil-
dung E). 

In einigen großen Firmen der
Branche wird eine andere Strate-
gie eingeschlagen. Zum Teil in
extremer Weise wird planerische
und Projektleitungsleistung an
Subunternehmer weiterverge-
ben. Die Eigenleistung in diesem

Bereich  beträgt – gerade bei
Großprojekten – häufig deutlich
unter 50%. Inwieweit dies ein er-
folgreicher Weg ist, nach man-
cherorts fast kompletter Ab-
schaffung  der eigenen Montage-
leistung dies auch  im techni-
schen Büro tendenziell nachzu-
vollziehen, darf bezweifelt wer-
den. Tatsache ist, dass extrem
hohe Subunternehmeranteile
bei den Planungs- und Ingenie-
urleistungen einigen Firmen und
Niederlassungen bereits erheb-
lichste Probleme bereitet haben. 

Entwicklung der Personalkosten-
struktur 

Trotz aller Krisenerscheinun-
gen  entwickeln sich die Perso-
nalkostensätze munter weiter
nach oben. Die Betriebe melden,
dass sich die Lohnstundensätze
der Monteure im Jahr 2002 um
etwa 2 % erhöht haben. Das
durchschnittliche Gehalt der An-
gestellten ist sogar tendenziell
stärker angestiegen, um etwa
2,5 %. Hinter diesen Durch-
schnittswerten sind Entwicklun-
gen versteckt, die nicht allein
eine reine Kostenerhöhung be-
deuten. In einer zwar geringen,
aber zunehmenden  Anzahl von
Betrieben wird mit funktionie-
renden Prämiensystemen im Ge-
haltsbereich gearbeitet. Das be-
deutet: Die Leistung ist maßgeb-
lich für die Höhe der Entloh-
nung. Aber auch in der Personal-
kostenentwicklung ist die Diffe-
renzierung in der Branche groß:
Viele Firmen haben Einsparun-
gen in den Sonderzahlungen vor-
genommen. 

Wie bereits erwähnt, dient der
Betriebsvergleich als Instrument
der Unternehmensführung we-
niger den Sanierungsfällen, son-
dern der Stärkung von Betrieben,
die eher zur Gewinnerseite
zählen. Vielerlei  Themen spielen
hier eine Rolle. Insgesamt um-
fasst der Betriebsvergleich ca.
250 Kennwerte und erstreckt sich
von Detailanalysen der Ange-
stelltenquoten in den techni-
schen und kaufmännischen Be-
reichen  bis hin zu Leistungsana-
lysen der Montage und der de-
taillierten Darstellung von Po-
tenzialen im Sachkostenbereich,
z.B. im Fuhrpark. 

Es stellt sich auch in 2003 für
die HKS-Industriebetriebe die
Frage, wie und ob man sich auf
die weiter verschlechterten Rah-
menbedingungen und die nega-
tiven Vorzeichen anpassen kann.
Die Antworten auf diese Frage
sind durchaus individuell. �
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Abbildung E

Der Inhalt:
Die Themen des Betriebsvergleichs konzentrieren sich auf betriebswirtschaftliche Er-

folgsfaktoren:

• Leistungslohnsysteme • Zukauf von Ingenieurleistungen • ISO 9000 • Bezahlung von
Fahrzeiten und Auslösungen • Auftragsgrößenordnungen • Aktionssradien
• Kundenstruktur (öffentliche Hand, Industrie, Wirtschaft, private Auftraggeber, Ge-
neralunternehmer) • Dynamik der Umsatzentwicklung • Produktivität der Montage
• Betriebsergebnisanalysen • Kennwerte zur Flexibilität • Wertschöpfung und
Deckungsbeiträge des Anlagenbaus und des Kundendienstes • Durchschnittsalter
der Belegschaft • Angestelltenquoten (Buchhaltung, Personalwesen, Einkauf,
Materialdisposition, technisches Büro, Projektkaufleute, technische Zeichner etc.) 
• Leistungsanalyse der technischen Angestellten • Analyse der Lohnkosten 
• Leihstundenanalyse • Krankheits- und andere Ausfallstunden • Analyse der Ge-
haltskosten (Ingenieure, Techniker, technische Zeichner, kfm. Angestellte, Meister) 
• Verwaltungskostenanalyse • Kapitalkostenanalyse (Abschreibungen, Mieten,
Leasing, Zinsaufwand und Ertrag) • Kennzahlen zum Fuhrpark (Kosten, Fahrzeuge je
Monteur, Fahrzeuge je Angestellten, km-Leistung etc.) • CAD-Einsatz • Außenstände



A. Die Ausgangslage
in der Praxis

Auch nach der zum 01.01.2002
in Kraft getretenen Novellierung
des Schuldrechts des BGB versu-
chen die Lieferanten (Großhänd-
ler, Hersteller) von gebäudetech-
nischen Produkten und Kompo-
nenten bei der Lieferung man-
gelhafter bzw. defekter Ware die
Kosten der anschließenden Er-
satzlieferung bzw. Nachbesse-
rung auf den TGA-Anlagenbauer
als Käufer der Produkte abzuwäl-
zen. Dies geschieht beispiels-
weise dadurch, dass die Liefe-

ranten sich in ihren Lieferbedin-
gungen zwar bereit erklären, den
Mangel am gelieferten Produkt
zu beseitigen (Nachbesserung)
bzw. ein mangelfreies Produkt zu
liefern (Ersatzlieferung) und die
anfallenden Versandkosten zu
tragen, den Ersatz weiterer Auf-
wendungen des Käufers (TGA-
Anlagenbauers) – insbesondere
auch die Kosten des Aus- und
Einbaus des Produkts – jedoch
ausschließen.

Da bei der Lieferung mangel-
hafter bzw. defekter Produkte auf
Seiten des TGA-Anlagenbauers
als Käufer zum Teil beträchtliche
Kosten anfallen können, z. B. für
das Auffinden einer Schadensur-
sache, ggf. unter Hinzuziehung
eines Sachverständigen, für den
Ausbau des bereits installierten
mangelhaften Produkts und den
Einbau des reparierten bzw. ge-
lieferten mangelfreien Ersatz-
produkts usw., stellt sich aus
Sicht des TGA-Anlagenbauers die
Frage, ob eine derartige Begren-
zung und Abwälzung der Kosten
einer Nachbesserung bzw. Er-
satzlieferung durch den Liefe-
ranten (Verkäufer) zulässig ist
und welche Gegenmaßnahmen
er erforderlichenfalls ergreifen
kann bzw. muss, um seine Rech-
te als Käufer zu wahren.

Besondere Relevanz erlangt
diese Frage seit Inkrafttreten der
Schuldrechtsreform infolge der
Verlängerung der Verjährungsfri-
sten für Mängelansprüche des
Käufers auf fünf Jahre bei Pro-
dukten, die entsprechend ihrer
üblichen Verwendungsweise für
ein Bauwerk verwendet worden
sind (so genannte Bauteile), und
auf zwei Jahre bei sonstigen Pro-

dukten (§ 438 Abs. 1 Nr. 2b, Nr. 3
BGB).

B. Die Rechtslage
Der Käufer kann gem. § 439

Abs. 1 BGB als Nacherfüllung
nach seiner Wahl die Beseitigung
des Mangels am gelieferten Pro-
dukt (Nachbesserung) oder die
Lieferung einer mangelfreien Sa-
che (Ersatzlieferung) verlangen.
Der Verkäufer (Lieferant) hat da-
bei die zum Zweck der Nacher-
füllung erforderlichen Aufwen-
dungen, insbesondere Trans-
port-, Wege-, Arbeits- und Mate-
rialkosten zu tragen (§ 439 Abs. 2
BGB).

1. Aufwendungen für die Nacher-
füllung, § 439 Abs. 2 BGB

Zu den vom Verkäufer, also
dem Lieferanten – Großhänd-
ler oder Hersteller – zu tra-
genden Aufwendungen ge-
hören nicht nur die in § 439
Abs. 2 BGB lediglich beispiel-
haft aufgeführten Transport-,
Wege-, Arbeits- und Material-
kosten. Der Verkäufer hat ins-
besondere nicht nur die bei
ihm, sondern auch die beim
Käufer, also ggf. dem TGA-An-
lagenbauer, im Nacherfül-
lungsfall entstehenden Auf-
wendungen zu tragen. Zu den
auf Seiten des Käufers im Rah-
men der Nacherfüllung anfal-
lenden Aufwendungen kön-
nen nach der Rechtspre-
chung z. B. die Kosten für die
Demontage des bereits beim
Kunden eingebauten Pro-
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dukts, der Rücksendung die-
ses mangelhaften Produkts an
den Lieferanten sowie die
Montage des reparierten bzw.
ersatzweise gelieferten man-
gelfreien Produkts gehören
(vgl. BGH, NJW 1996, S. 389,
390).

In einer Entscheidung zum al-
ten Recht (§ 476a BGB) hat der
Bundesgerichtshof zudem
weiter ausgeführt, dass der
Lieferant als Verkäufer auch
für Schäden bzw. Aufwendun-
gen einstehen muss, die durch
die Nachbesserung zwangs-
läufig an anderen Sachen ent-
stehen. Zu den Mängelbeseiti-
gungskosten würden auch die
Aufwendungen für Nebenar-
beiten, wie z. B. Montagear-
beiten, die zur Durchführung
der Nachbesserung erforder-
lich sind, gehören (vgl. BGH,
Betriebsberater 1981, S. 935,
936). Im zu Grunde liegenden
Fall hatte der Lieferant defekte
Heizkörper an ein Heizungs-
bauunternehmen geliefert,
welches diese undichten
Heizkörper in einen Neubau
einbaute. Nach der Entschei-
dung des Bundesgerichtshofs
gehören zu den vom Lie-
feranten zu ersetzenden Män-
gelbeseitigungskosten auch
die Aufwendungen für die Ne-
benarbeiten, also den Aus-
bau der undichten Heizkör-
per, die Entleerung der Hei-
zungsanlage, der erneute Ein-
bau der reparierten Heizkör-
per, die erneute Füllung der
Heizungsanlage und die Neu-
lackierung der Heizkörper.
Die für diese Nebenarbeiten
anfallenden Kosten seien im
Rahmen der Mängelbeseiti-
gung vom Lieferanten der
Heizkörper zu tragen (vgl.
BGH, a. a. O.).

Des Weiteren gehören zu den
Aufwendungen für die Nach-
erfüllung (Mängelbeseiti-
gung oder Ersatzlieferung)

auch die Kosten, welche zum
Auffinden einer Schadensur-
sache notwendig sind (BGH,
NJW 1991, S. 1604, 1607; Pa-
landt-Putzo, Ergänzungs-
band, 61. Aufl., 2002, § 439 Rz.
11).  Erfordert das Auffinden
der Schadensursache die Ein-
schaltung eines Sachverstän-
digen, so sind vom Lieferan-
ten eines mangelhaften Pro-
dukts im Rahmen der Nacher-
füllung auch die Kosten die-
ser Sachverständigenbegut-
achtung zu tragen, wenn ein
Mangel des gelieferten Pro-
dukts festgestellt wird (BGH,
NJW - RR 1999, S. 813, 814;
Palandt-Putzo, a. a. O.).

Die durch die Schuldrechtsre-
form neu eingeführte Rege-
lung des § 439 Abs. 2 BGB
übernimmt inhaltlich nahezu
identisch die bis zum Inkraft-
treten der Schuldrechtsre-
form geltende alte Regelung
des § 476a Satz 1 BGB (vgl. Be-
gründung zum Gesetzent-
wurf, BT-Drucksache 14/6040,
S. 231). Die zur alten Regelung
des § 476a Satz 1 BGB ergan-
gene Rechtsprechung kann
daher auch für § 439 Abs. 2
BGB Geltung beanspruchen.

Somit ergibt sich folgendes
Fazit:

Der Lieferant mangelhafter ge-
bäudetechnischer Produkte hat
im Rahmen der Nacherfüllung
(nach Wahl des Käufers Mängel-
beseitigung oder Ersatzliefe-
rung) nicht nur die in § 439 Abs. 2
BGB ausdrücklich aufgeführten
Transport-, Wege-, Arbeits- und
Materialkosten zu tragen, son-
dern auch die beim TGA-Anla-
genbauer ggf. anfallenden Ko-
sten für Nebenarbeiten, die zur
Durchführung der Nacherfül-
lung erforderlich sind. Hierzu
gehören insbesondere die Ko-
sten für die Demontage des be-
reits beim Kunden des TGA-Anla-
genbauers eingebauten mangel-
haften Produkts sowie die Kosten
der erneuten Montage des repa-
rierten oder ersatzweise geliefer-
ten mangelfreien Produkts beim
Kunden nebst Fahrtkosten. Auch
die beim TGA-Anlagenbauer an-

fallenden Kosten für das Auffin-
den der Schadensursache sind
vom Lieferanten zu tragen, wenn
sich ein Mangel des Produkts
herausgestellt hat. Dies schließt
erforderlichenfalls sogar die Ko-
sten einer Sachverständigenbe-
gutachtung zum Zwecke des Auf-
findens der Schadenursache ein.
Insgesamt hat der Lieferant (Ver-
käufer) bei der Lieferung eines
mangelhaften Produkts sämtli-
che beim TGA-Anlagenbauer an-
fallenden Kosten, die zur Durch-
führung der Nacherfüllung erfor-
derlich sind, zu tragen. Im Streit-
fall hat der TGA-Anlagenbauer
als Käufer nach Übergabe der ge-
lieferten Sache das Vorhanden-
sein des Mangels zum Zeitpunkt
des Gefahrübergangs (Ausliefe-
rung an den Beförderer oder
Übergabe an den Käufer) erfor-
derlichenfalls zu beweisen.

2. Abwälzung der Nacherfül-
lungsaufwendungen auf den
Käufer in Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen des
Lieferanten
Sodann stellt sich die Frage,
ob und ggf. inwieweit Liefe-
ranten in ihren Allgemeinen
Geschäftsbedingungen die
Verpflichtung aus § 439 Abs. 2
BGB, die zum Zwecke der
Nacherfüllung erforderlichen
Aufwendungen zu tragen, ge-
genüber dem Käufer ein-
schränken oder gar ganz aus-
schließen können.

In Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen des Lieferanten ist
gegenüber Verbrauchern der
Ausschluss oder die Beschrän-
kung der Verpflichtung des
Lieferanten, die Aufwendun-
gen für die Nacherfüllung zu
tragen, unwirksam (§ 309 Nr.
8b, cc BGB). Selbst in Indivi-
dualvereinbarungen kann bei
Verbrauchsgüterkäufen diese
Verpflichtung des Lieferanten
gegenüber Verbrauchern gem.
§ 475 Abs. 1 BGB nicht ausge-
schlossen oder beschränkt
werden.
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Aber auch im Geschäftsver-
kehr zwischen Unternehmen
kann der Lieferant seine Ver-
pflichtung aus § 439 Abs. 2
BGB zum Ersatz der Aufwen-
dungen für die Nacherfüllung
in Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen nicht einschrän-
ken oder ausschließen. Eine
entsprechende Klausel in All-
gemeinen Geschäftsbedin-
gungen des Lieferanten stellt
auch im unternehmerischen
Geschäftsverkehr eine unan-
gemessene Benachteiligung
des Käufers im Sinne des § 307
Abs. 1 BGB dar und ist daher
unwirksam. Denn nach altem
Recht verstieß eine solche
Klausel gegen § 9 AGBG. Die
durch die Schuldrechtsre-
form neu eingeführte Rege-
lung des § 307 Abs. 1 und 2
BGB ist jedoch mit § 9 AGBG
nahezu identisch, so dass die
bisherige Rechtsprechung zur
alten Regelung – jedenfalls so-
weit es den Ersatz der Nacher-
füllungskosten betrifft – wei-
terhin Geltung beanspruchen
kann (vgl. zum alten Recht:
BGH, Betriebsberater 1981, 
S. 935, 936; BGH, NJW 1996, 
S. 389, 390; Palandt-Heinrichs,
Ergänzungsband, 61. Aufl.,
2002, § 309 Rz. 66).

Fazit:
Die Lieferanten (Großhändler,
Hersteller) gebäudetechni-
scher Produkte können in All-
gemeinen Geschäftsbedin-
gungen gegenüber den TGA-
Anlagenbauern ihre Verpflich-
tung gem. § 439 Abs. 2 BGB
zum Ersatz der für die Nacher-
füllung erforderlichen Auf-
wendungen nicht einschrän-
ken oder ausschließen.

3. Verweigerung der Nacherfül-
lung durch den Lieferanten,
§ 439 Abs. 3 BGB
Gem. § 439 Abs. 1 BGB hat der
Käufer das Wahlrecht zwi-
schen der Nachbesserung des
mangelhaften Produkts und
der Ersatzlieferung einer
mangelfreien Sache. Der Lie-
ferant (Verkäufer) kann die
vom Käufer gewählte Art der

Nacherfüllung verweigern,
wenn sie nur mit unverhält-
nismäßigen Kosten möglich
ist. Sind sowohl die Nachbes-
serung als auch die Ersatzlie-
ferung mit unverhältnismäßi-
gen Kosten verbunden, so
kann der Lieferant beide Arten
der Nacherfüllung verweigern
(§ 439 Abs. 3 BGB). In diesem
Fall kann der Käufer vom Ver-
trag zurücktreten oder den
Kaufpreis mindern und darü-
ber hinaus ggf. Schadenser-
satz statt der Leistung geltend
machen.

a) Begriff der „unverhältnis-
mäßigen Kosten“
Damit stellt sich die Frage,
wann die vom Käufer ge-
wählte Art der Nacherfül-
lung (Nachbesserung/Er-
satzlieferung) den Liefe-
ranten mit unverhältnis-
mäßigen Kosten belastet.

§ 439 Abs. 3 BGB lehnt sich
nach der ausdrücklichen
Absicht des Gesetzgebers
an die bisherige werkver-
tragliche Vorschrift des 
§ 633 Abs. 2 Satz 3 BGB alter
Fassung an (vgl. Begrün-
dung zum Gesetzentwurf,
BT-Drucksache 14/6040, S.
232). Daher kann auch
grundsätzlich auf die zu
dieser Vorschrift von der
Rechtsprechung entwickel-
ten Kriterien zurückgegrif-
fen werden. Nach der zu
dieser bisherigen Vorschrift
ergangenen ständigen
höchstrichterlichen Recht-
sprechung kommt es für
die Frage eines unverhält-
nismäßigen Aufwandes zur
Mängelbeseitigung aus-
schließlich auf die Wertre-
lation zwischen dem Auf-
wand und dem Ertrag der
Mängelbeseitigung an, also
allein auf die Relation zwi-
schen den Mängelbeseiti-
gungskosten und dem
durch die Mängelbeseiti-
gung erzielbaren Erfolg.
Nicht maßgeblich ist dem-
gegenüber die Wertrelation
zwischen den Mängelbe-
seitigungskosten und dem

vereinbarten Werklohn.
Das Preis/Leistungsver-
hältnis hat vielmehr bei der
Abwägung außer Acht zu
bleiben (vgl. BGHZ 59, 
S. 365, 367; BGH, NJW 1996,
S. 3269, 3270; BGH, Bau-
recht 1997, S. 638, 639; Bau-
recht 1995, S. 540, 541).

Demnach kommt es also
auch für die Frage der Un-
verhältnismäßigkeit der
Kosten der Nacherfüllung
im Rahmen des neu einge-
führten § 439 Abs. 3 BGB
ausschließlich auf das Ver-
hältnis zwischen den Ko-
sten der Nacherfüllung und
dem durch die Nachbesse-
rung bzw. Ersatzlieferung
erzielbaren Erfolg an. Die
Wertrelation zwischen den
Nacherfüllungskosten und
dem Kaufpreis für das
mangelhafte Produkt sind
demgegenüber auch im
Rahmen des § 439 Abs. 3
BGB irrelevant (vgl. Gruber
in: Jahrbuch junger Zivil-
rechtswissenschaftler 2001,
S. 187, 195 ff.; Huber/Faust,
Schuldrechtsreform 2002,
S. 329).

Ein bedeutender Gesichts-
punkt zur Beurteilung der
Unverhältnismäßigkeit der
Nacherfüllungskosten ist
der Grad der Funktionsbe-
einträchtigung der geliefer-
ten Sache. Ist die Funkti-
onsfähigkeit des Produkts
nicht nur unerheblich be-
einträchtigt, so kann der
Lieferant grundsätzlich die
Nachbesserung bzw. Er-
satzlieferung nicht wegen
unverhältnismäßiger Ko-
sten verweigern (vgl. zu §
633 Abs. 2 Satz 3 BGB a.F.:
BGH, Baurecht 1996, S. 858,
859; Mandelkow, Baurecht
1996, S. 656, 657; Wer-
ner/Pastor, Der Baupro-
zess, 9. Aufl., Rz. 1576, Pa-
landt-Sprau, BGB, 60. Aufl
2001 § 633 Rz. 7). Nur wenn
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die Funktions- oder Ge-
brauchsfähigkeit des gelie-
ferten Produkts nicht oder
nur ganz unerheblich be-
einträchtigt wird, kann eine
Unverhältnismäßigkeit der
Nacherfüllungskosten in
Betracht kommen (vgl.
Münchner Kommentar –
Soergel, Schuldrecht BT III,
1997, § 633 Rz. 136; Man-
delkoff, a.a.O.).
Die Rechtslage bezüglich
der Verweigerung der
Nacherfüllung wegen un-
verhältnismäßiger Kosten
stellt sich daher wie folgt
dar:

Wird infolge eines Man-
gels des gelieferten Pro-
dukts dessen Funktionsfä-
higkeit beeinträchtigt, so
kann der Lieferant die
Nachbesserung bzw. Er-
satzlieferung nicht wegen
damit vermeintlich ver-
bundener unverhältnismä-
ßiger Kosten verweigern.
Das Wertverhältnis zwi-
schen den Kosten einer
Nacherfüllung einschließ-
lich sämtlicher Nebenko-
sten und dem Kaufpreis für
das gelieferte Produkt ist in
diesem Zusammenhang
völlig unerheblich.

Beispiel:
Ein Lieferant liefert dem
TGA-Anlagenbauer eine
Heizungspumpe zum Preis
von 150,– Euro, die sich
nach der Montage und In-
betriebnahme beim Kun-
den des TGA-Anlagenbau-
ers  innerhalb der Ver-
jährungsfrist für Mängel-
ansprüche als defekt her-
ausstellt. Die beim TGA-
Anlagenbauer anfallen-
den Kosten für den Ausbau
der defekten und Einbau
einer mangelfreien Hei-
zungspumpe, jeweils
einschließlich An- und Ab-
fahrtkosten, sowie Ver-

sand- und Transportkosten
betragen 350,– Euro. Da
durch den Defekt der Hei-
zungspumpe deren Funkti-
onsfähigkeit und in der
Folge darüber hinaus die
Funktions- und Ge-
brauchsfähigkeit der ge-
samten Heizungsanlage
beeinträchtigt wird, kann
sich der Lieferant vorlie-
gend nicht auf die Unver-
hältnismäßigkeit der Ko-
sten der Nacherfüllung
gem. § 439 Abs. 3 BGB be-
rufen.

b) Klauseln über die Unver-
hältnismäßigkeit von Nach-
erfüllungskosten in Allge-
meinen Geschäftsbedin-
gungen von Lieferanten

Mitunter wird von Liefe-
ranten der Versuch unter-
nommen, in ihren Allge-
meinen Geschäftsbedin-
gungen ihre Verpflichtung
zum Ersatz der Nacherfül-
lungskosten gem. § 439
Abs. 2 BGB dadurch zu be-
grenzen, dass die dem Käu-
fer zu erstattenden Nacher-
füllungskosten lediglich bis
zu einem bestimmten Pro-
zentsatz des Kaufpreises
für das gelieferte Produkt,
z.B. 130%, ersetzt werden.
Da solche Klauseln in Allge-
meinen Geschäftsbedin-
gungen, die den Ersatz der
Nacherfüllungskosten sei-
tens des Lieferanten ein-
schränken, durchweg auch
solche mangelhaften Pro-
dukte betreffen, deren
Funktionsfähigkeit beein-
trächtigt ist mit der Folge,
dass sich der Lieferant – 
wie dargelegt – nicht auf
eine Unverhältnismäßig-
keit der Nacherfüllungs-
kosten gem. § 439 Abs. 3
BGB berufen kann, ver-
stoßen solche Klauseln ge-
gen § 307 Abs. 1 BGB, da sie
eine unangemessene Be-
nachteiligung des Käufers
darstellen. Entsprechende
Klauseln sind daher auch
im unternehmerischen Ge-

schäftsverkehr unwirk-
sam.

c) Nacherfüllung durch den
Lieferanten und dessen
Verweigerung weiteren
Aufwendungsersatzes

Schließlich ist in der Praxis
zu beobachten, dass Liefe-
ranten (Großhändler, Her-
steller) – jedenfalls im un-
ternehmerischen Ge-
schäftsverkehr – in ihren
Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen das an sich
gem. § 439 Abs. 1 BGB dem
Käufer im Rahmen der
Nacherfüllung zustehende
Wahlrecht zwischen der
Nachbesserung der man-
gelhaften Sache und der Er-
satzlieferung einer mangel-
freien Sache abbedingen
und dieses Wahlrecht zwi-
schen beiden Formen der
Nacherfüllung sich selbst –
dem Lieferanten – einräu-
men (vgl. VDMA-Lieferbe-
dingungen für Maschinen,
Stand: März 2002, Ziff. VI.1.;
ZVEI-Lieferbedingungen
für Erzeugnisse und Leis-
tungen in der Elektroindu-
strie, Stand: Januar 2002,
Ziff. VIII.1.).

Wird von einem TGA-Anla-
genbauer gegenüber dem
Lieferanten die Lieferung
eines mangelhaften Pro-
dukts reklamiert, so wird
der Lieferant unter Beru-
fung auf das in seinen All-
gemeinen Geschäftsbedin-
gungen ihm eingeräumte
Wahlrecht über die Art der
Nacherfüllung häufig zwar
zu einer kostenlosen Er-
satzlieferung eines man-
gelfreien Produkts und ggf.
noch zur Übernahme der
diesbezüglich anfallenden
Versandkosten bereit sein,
den Ersatz weiterer im Rah-
men der Nacherfüllung an-
fallender Aufwendungen
jedoch ablehnen.
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Unabhängig von der Frage,
ob im unternehmerischen
Geschäftsverkehr das gem.
§ 439 Abs. 1 BGB dem Käu-
fer eingeräumte Wahlrecht
zwischen beiden Arten der
Nacherfüllung durch Allge-
meine Geschäftsbedingun-
gen des Lieferanten über-
haupt auf diesen verlagert
werden kann, ist die Weige-
rung des Lieferanten, trotz
der von ihm z.B. gewählten
Ersatzlieferung als Nacher-
füllungsvariante die weite-
ren im Rahmen der Ersatz-
lieferung beim Käufer an-
fallenden Aufwendungen
zu tragen, mit seiner ge-
setzlichen Verpflichtung
gem. § 439 Abs. 2 BGB nicht
zu vereinbaren und findet
daher im Gesetz keine Stüt-
ze. Entscheidet sich der
Lieferant auf der Grundlage
eines in seinen Allgemei-
nen Geschäftsbedingun-
gen ihm eingeräumten
Wahlrechts zwischen bei-
den Arten der Nacherfül-
lung beispielsweise für eine
Ersatzlieferung, so ist er –
wie bereits dargelegt – gem.
§ 439 Abs. 2 BGB verpflich-
tet, die im Rahmen dieser
Ersatzlieferung anfallen-
den Aufwendungen inkl.
sämtlicher – auch beim
Käufer anfallenden – Ne-
benkosten zu tragen. Hat
der Lieferant dieses Wahl-
recht ausgeübt, d. h. sich
für eine der beiden Varian-
ten der Nacherfüllung, in
der Regel die Ersatzliefe-
rung, entschieden, so kann
er nicht mehr den Ersatz
der weiteren, im Rahmen
dieser Nacherfüllung anfal-
lenden Kosten, insbeson-
dere der beim Käufer an-
fallenden Aus- und Ein-
baukosten unter Hinweis
auf eine angeblich unver-
hältnismäßige Kostenbela-
stung gem. § 439 Abs. 3
BGB verweigern.

Denn bei dem gesetzlichen
Wahlrecht des Käufers zwi-
schen beiden Arten der
Nacherfüllung, also Nach-
besserung der mangelhaf-
ten Sache und Ersatzliefe-
rung einer mangelfreien
Sache, handelt es sich um
ein Gestaltungsrecht, wel-
ches bedingungsfeindlich
und nach seiner Erklärung
gegenüber dem Lieferan-
ten unwiderruflich ist (vgl.
Palandt-Putzo, Ergän-
zungsband, 61. Aufl., 2002,
§ 439 Rz. 7). Wenn dies für
das gesetzliche Wahlrecht
des Käufers gem. § 439 Abs.
1 BGB gilt, so ist kein Grund
ersichtlich, das vertraglich
auf den Lieferanten verla-
gerte Wahlrecht anders zu
behandeln. Der Lieferant
kann sich daher also nicht
beispielsweise zur Ersatz-
lieferung bereit erklären,
aber den Ersatz der im Rah-
men der Ersatzlieferung
anfallenden Kosten ein-
schließlich Aus- und Ein-
bau verweigern. Ein sol-
ches Verhalten liefe auf eine
partielle Ersatzlieferung,
also eine bedingte Aus-
übung des Wahlrechts hin-
aus, welche das Gesetz
nicht kennt. Eine partielle,
teilweise Verweigerung der
selbst gewählten Art der
Nacherfüllung sieht das
Gesetz nämlich nicht vor.
Hält der Lieferant eine oder
ggf. auch beide Formen der
Nacherfüllung für eine un-
verhältnismäßige Kosten-
belastung im Sinne des 
§ 439 Abs. 3 BGB, so kann er
– falls diese Voraussetzun-
gen auch tatsächlich vorlie-
gen – ggf. beide Varianten
der Nacherfüllung verwei-
gern, insofern also sein Lei-
stungsverweigerungsrecht
im Ganzen ausüben und
eine Nachbesserung sowie
Ersatzlieferung ablehnen.
Akzeptiert er eine Form der
Nacherfüllung, beispiels-
weise eine Ersatzlieferung
gegenüber dem Käufer und
übt ein ihm vertraglich ein-
geräumtes Wahlrecht ent-

sprechend aus, so ist er
hieran gebunden und hat
die sich dann aus dieser
Entscheidung ergebenden
weiteren Folgen – Ersatz
sämtlicher erforderlicher
Nachbesserungskosten –
zu tragen. Dies ergibt sich
daraus, dass es sich bei der
Verweigerung der Nacher-
füllung in einer oder ggf.
auch beiden Varianten we-
gen unverhältnismäßiger
Kosten um die Geltendma-
chung einer Einrede und
die Ausübung eines Gestal-
tungsrechts handelt, wel-
ches – bezogen auf die je-
weilige Art der Nacherfül-
lung – nur im Ganzen aus-
geübt werden kann. Auch
bei der Verweigerung der
Nacherfüllung handelt es
sich nämlich um ein bedin-
gungsfeindliches und nach
der Erklärung gegenüber
dem Käufer unwiderruf-
liches Gestaltungsrecht
(vgl. Palandt-Putzo, a.a.O.,
§ 439 Rz. 16).

Mit anderen Worten: Ein
„Ja-Aber“ in dem Sinne,
dass der Lieferant zwar
eine kostenlose Ersatzliefe-
rung, aber ohne Ersatz der
weiteren Nacherfüllungs-
kosten wählt, ist nicht mög-
lich. Er muss sich vielmehr
im Ganzen an seiner Wahl,
etwa der Ersatzlieferung,
festhalten lassen und dann
auch sämtliche Nacherfül-
lungsaufwendungen tra-
gen.

C. Empfehlung für
TGA-Anlagenbauer

Abschließend ist den TGA-An-
lagenbauern dringend zu emp-
fehlen, beim Einkauf und der Be-
stellung ihrer Produkte und Ma-
terialien gegenüber ihren Liefe-
ranten, Großhändlern und Pro-
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duktherstellern die vom BHKS
herausgegebenen und empfoh-
lenen, aktualisierten Einkaufsbe-
dingungen (Stand: 19.06.2002) zu
Grunde zu legen, also bei den
Einkäufen und Bestellungen ge-
genüber dem Lieferanten etc.
ausdrücklich auf die BHKS-Ein-
kaufsbedingungen zu verweisen
und diese sicherheitshalber der
Bestellung sodann auch beizufü-
gen. Auf diese Weise kann zwar
nicht unbedingt sichergestellt
werden, dass die eigenen BHKS-
Einkaufsbedingungen auch Be-
standteil des Vertrages mit dem
Lieferanten (Großhändler, Her-
steller) werden; es wird in diesem
Fall jedoch verhindert, dass et-
waige Klauseln in Allgemeinen
Geschäftsbedingungen des Lie-
feranten, soweit sie den vom
TGA-Anlagenbauer beigefügten

BHKS-Einkaufsbedingungen wi-
dersprechen, Bestandteil des
Liefervertrages werden. 

Haben TGA-Anlagenbauer und
Lieferant im Rahmen einer stän-
digen Geschäftsbeziehung eine
Rahmenvereinbarung getroffen,
wonach für sämtliche Lieferun-
gen seitens des Lieferanten des-
sen Lieferbedingungen gelten
sollen, so scheidet eine Einbe-
ziehung der BHKS-Einkaufsbe-
dingungen in den Liefervertrag
durch den TGA-Anlagenbauer
ohne vorherige Kündigung der
Rahmenvereinbarung aus. Im
Falle einer solchen Rahmenver-
einbarung gelten dann die Lie-
ferbedingungen des Lieferanten,
allerdings nur insoweit, als diese
Lieferbedingungen wirksam in
den Liefervertrag einbezogen

und nicht wegen Verstoßes gegen
die Regelungen der §§ 305 ff. BGB
unwirksam sind. Da Klauseln in
Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen eines Lieferanten, durch
welche dessen Verpflichtung
zum Ersatz der zur Nacherfül-
lung erforderlichen Aufwen-
dungen eingeschränkt oder aus-
geschlossen wird – wie dargelegt
– unwirksam sind, ist den TGA-
Anlagenbauern in einem sol-
chen Fall zu empfehlen, gegen-
über ihren Lieferanten auf deren
gesetzlicher Verpflichtung gem. 
§ 439 Abs. 2 BGB zum Ersatz
sämtlicher erforderlicher Nach-
erfüllungskosten zu beharren
und diese Verpflichtung – sofern
im Einzelfall opportun –
erforderlichenfalls auch durch-
zusetzen. �
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Der BGH hat mit Urteil 

vom 22. November 2001 

(VII ZR 150/01) eine Lohn-

gleitklausel für wirksam

erachtet, nach der ein 

Mehr- bzw. Minderbetrag

nur erstattet wird, soweit 

er 0,5 % der Abrechnungs-

summe überschreitet.

Damit hat sich der Auftrag-

nehmer mit einem Selbst-

behalt von 0,5 % der Ab-

rechnungssumme auch

dann an den Mehrkosten 

zu beteiligen, wenn diese

darüber hinausgehen.

Betragen die Mehrkosten

0,5% der Abrechnungs-

summe oder weniger,

hat sie der Auftragnehmer

allein zu tragen.

Der zugrundeliegende Bauver-
trag enthielt zur Lohngleitklausel
u. a. folgende AGB-Regelung:
„Der Mehr- und Minderbetrag
wird nur erstattet, soweit er 0,5%
der Abrechnungssumme über-
schreitet (Bagatell- und Selbstbe-
teiligungsklausel)“. Der Auftrag-
geber zahlte nur den 0,5 % der
Auftragssumme überschreiten-
den Mehrbetrag. Die Klage des
Auftragnehmers auf Zahlung des
darunterliegenden Mehrbetra-
ges von 0,5% der Abrechnungs-
summe wurde abgewiesen.

Zunächst hat der BGH festge-
stellt, daß nach dem Wortlaut der
Klausel nur die über 0,5 % hin-
ausgehenden Mehrkosten zu er-
statten seien, nicht hingegen die
Mehrkosten bis zu 0,5% der Ab-
rechnungssumme. Das folge
zum einen aus dem Wort „so-
weit“, was bedeute, daß die
Mehrkosten nur in dem Maße er-
stattet würden, wie 0,5% der Ab-
rechnungssumme überschritten
würden. Bestätigt werde diese
Auslegung durch den Klammer-
zusatz, der eine Selbstbeteili-
gung des Auftragnehmers in
Höhe eines Bagatellbetrages von
(bis zu) 0,5% vorsehe.

Die Klausel verstoße auch nicht
gegen § 9 AGBG. Mit der § 2 Nr. 2
VOB/B ergänzenden Lohngleit-
klausel verringere der öffentliche
Auftraggeber das Kalkulationsri-
siko des Auftragnehmers bei
Bauverträgen mit längerer Bau-
zeit. Dieses durch mögliche
Lohnänderungen während der
Bauzeit bedingte Risiko hätte der
Auftragnehmer nach der gesetz-
lichen Regelung voll zu tragen. Es

sei nicht unangemessen, wenn
der Auftraggeber dieses Risiko
übernehme, die Übernahme je-
doch auf einen 0,5 % der Auf-
tragssumme überschreitenden
Betrag beschränke. Dabei sei es
für die Inhaltskontrolle unerheb-
lich, daß der Auftragnehmer die-
ses Risiko möglicherweise nicht
vollständig überschauen und
kalkulieren könne. Dies sei nach
der gesetzlichen Regelung nicht
anders. �
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Wirksamkeit einer 
Lohngleitklausel

Ass. Heiner Begemann, Geschäfts-

führer Industrieverband Heizungs-,

Klima- und  Sanitärtechnik 

Nordrhein-Westfalen e.V.



Der BGH hat sich im Urteil

vom 5. März 2002 (XI ZR

113/01) mit den Möglichkei-

ten von Einwendungen des

Bürgen bei einer Bürgschaft

auf erstes Anfordern befaßt.

Dabei hat der BGH festge-

stellt, daß in diesem Fall der

Bürge Einwendungen aus

dem Verhältnis des Gläubi-

gers (hier des Auftragge-

bers) zum Hauptschuldner

(hier Auftragnehmer) nur

geltend machen kann, wenn

der Gläubiger seine formale

Rechtsstellung offensicht-

lich mißbraucht. Dies gelte

nicht nur für Einwendungen

gegen die Hauptforderung,

sondern auch für solche, die

die Sicherungsabrede zwi-

schen Gläubiger und Haupt-

schuldner beträfen. Ein

offensichtlicher Rechtsmiß-

brauch liege nur vor, wenn

der Sachverhalt klar auf der

Hand liege oder zumindest

liquide beweisbar sei. Daran

fehle es, wenn eine vom

Gläubiger zu beweisende

Tatsache nicht sofort ge-

klärt werde könne.

Vorliegend hatte ein Kreditin-
stitut die zur Ablösung des Si-
cherheitseinbehalts im Bauver-
trag vorgesehene Gewährlei-
stungsbürgschaft auf erstes An-
fordern gestellt. Der Auftragge-
ber verlangte von der Bank die
Auszahlung der Bürgschaftssum-
me mit der Begründung, es be-
stünden vom Auftragnehmer
nicht erfüllte Mängelansprüche
in einer die Bürgschaftssumme
übersteigenden Höhe. Die Bank
lehnte die Zahlung ab, da die
Bürgschaftsregelung im Bauver-
trag wegen Verstoßes gegen § 9
AGBG unwirksam sei.

Die Bank wurde zur Zahlung
verurteilt. Der BGH bestätigte die
Rechtsprechung, daß der aus ei-
ner Bürgschaft auf erstes Anfor-
dern Verpflichtete seiner Inan-
spruchnahme aus der Bürgschaft
Einwendungen aus dem Verhält-
nis des Gläubigers zum Haupt-
schuldner nur entgegensetzen
könne, wenn der Gläubiger seine
formale Rechtsstellung offen-
sichtlich mißbraucht habe. Das
sei nur dann der Fall, wenn es of-
fen auf der Hand liege oder zu-
mindest liquide beweisbar sei,
daß der materielle Bürgschafts-
fall nicht eingetreten sei.

Alle Streitfragen, deren Beant-
wortung sich nicht ohne weiteres
ergebe, seien nicht im Erstpro-
zeß, sondern im Rückforde-
rungsprozeß auszutragen. Diese
Grundsätze fänden nicht nur auf
Einwendungen gegen die Haupt-
forderung Anwendung, sondern
auch dann, wenn der Bürge gel-
tend mache, der Gläubiger sei im
Verhältnis zum Hauptschuldner
verpflichtet, von der Bürgschaft
keinen Gebrauch zu machen.

Hier komme der Einwand des
Rechtsmißbrauchs schon des-
halb nicht in Betracht, weil es we-
der offenkundig noch liquide be-
weisbar sei, daß die Bauvertrags-
regelung eine AGB darstelle. Den
von der Bank an ihre dahinge-
hende Behauptung geknüpften
Folgerungen einer offensichtli-
chen Unwirksamkeit der Ver-
tragsklausel und eines daraus
folgenden offenkundigen Miß-
brauchs der rechtsgrundlos er-
langten Gewährleistungsbürg-
schaft auf erstes Anfordern sei
dadurch bereits die Grundlage
entzogen.

Die umstrittene Frage, ob die
fragliche Bauvertragsregelung
individuell ausgehandelt sei und
damit nicht in den Anwendungs-
bereich des AGBG falle, könne
nur durch eine u. U. aufwendige
Beweisaufnahme geklärt wer-
den, die aber erst in einem etwai-
gen Rückforderungsprozeß ge-
klärt werden könne.

Aus der Beweislastverteilung
ergebe sich nichts anderes. Der
Auftraggeber habe behauptet,
daß die fragliche Regelung indi-
viduell ausgehandelt worden sei
und damit seiner Darlegungslast
genügt. Die Überprüfung dieser
Behauptung könne nicht mit Hil-
fe liquider Beweismittel auf der
Stelle geklärt werden, so daß 
ein offensichtlicher Rechtsmiß-
brauch schon deshalb ausschei-
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Wirtschaft, Recht und Normung

Bürgschaft auf erstes Anfordern:

Einwendungen aus dem Verhältnis
des Gläubigers zum Schuldner
Ass. Heiner Begemann, Industrieverband Heizungs-, Klima- und  Sanitärtechnik Nordrhein-Westfalen e.V.
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de. Demgegenüber sei es uner-
heblich, daß der Auftraggeber für
das Vorliegen der Voraussetzun-
gen seiner Behauptung die Be-
weislast trage.

Der Sinn und Zweck der Bürg-
schaft auf erstes Anfordern liege
darin, dem Gläubiger innerhalb
kürzester Zeit liquide Mittel zu
verschaffen. Dem widerspräche
es, wenn die schnelle Durchset-
zung der Bürgschaftsforderung
in allen Fällen mit dem Einwand
des Rechtsmißbrauchs verhin-
dert werden könnte, in denen
eine vom Gläubiger zu beweisen-
de Tatsache nicht sofort geklärt
werden könne.

Anmerkung:
Die Entscheidung zeigt, daß bei

einer Bürgschaft auf erstes An-
fordern Einwendungen des Bür-
gen aus dem Vertragsverhältnis
zwischen Auftraggeber und Auf-
tragnehmer im Erstprozeß nur
geltend gemacht werden kön-
nen, wenn diese offenkundig
sind und nicht erst durch eine,
ggf. aufwendige Beweisaufnah-
me geklärt werden müssen. Der-
artige Einwendungen sind erst
im Rahmen eines etwaigen Rück-
forderungsprozesses zu berück-
sichtigen. �
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Umweltkatastrophen von na-
tionalem Ausmaß – etwa die
Sommerflut 2002 in Deutschland
oder die fortdauernde Ölverseu-
chung der spanischen und fran-
zösischen Atlantikstrände – len-
ken die öffentliche  Aufmerksam-
keit schlaglichtartig auf folgen-
schweres Fehlverhalten in Ver-
gangenheit und Gegenwart. Das
ist grundsätzlich zu begrüßen. Es
trägt dazu bei, zunehmend ein
allgemeines Bewußtsein heraus-
zubilden, dass Wasser, Land und
Luft unsere unveräußerlichen
Lebensgrundlagen darstellen,
die es gegen leichtsinnige Ein-
griffe und verantwortungsloses
Handeln oder Unterlassen zu
schützen gilt.  

Indes, auch die weniger spekta-
kulären Verstöße gegen die Be-
wahrung einer unverletzten Um-
welt entfalten Langzeitwirkun-
gen, die der Gesundheit unserer
Bevölkerung auf Dauer abträg-
lich sind und sich häufig  als  sehr
kostenträchtig erweisen. Nur ste-
hen diese nicht im Mittelpunkt
der medialen Aufmerksamkeit,
weil ihnen der Reiz des Sensatio-
nellen fehlt. Wer wird schon auf-
gerüttelt, wenn die jüngste Stati-
stik zur Umweltkriminalität in

Deutschland ca. 20 % der Um-
weltvergehen im Jahre 2000 den
Verunreinigungen unserer Ge-
wässer zuordnet. Dieses Ergeb-
nis  muss unvermeidlich zu der
Folgerung führen, dass nur klare
Vorgaben und eine  straffe  Über-
wachung irreparable Schäden an
unserem biologischen Lebenssy-
stem verhindert. Konsequente
Umsetzung und strikte Einhal-
tung der gesetzlichen Vorgaben
vornehmlich aus dem Wasser-
und Abfallrecht  schaffen not-
wendige Voraussetzungen für ei-
nen verantwortungsvollen Um-
gang der Unternehmen der ge-
bäudetechnischen Industrie mit
unseren Lebensgrundlagen.  

Einen wesentlichen Teil der er-
forderlichen administrativen
Voraussetzungen und Hilfestel-
lungen bei dieser anspruchsvol-
len Aufgabe leistet die Über-
wachungsgemeinschaft Heizung
Klima Sanitär – Technische Ge-
bäudeausrüstung e. V. (ÜHKS-
TGA e.V.), die eng mit dem BHKS
zusammenarbeitet. Sie zertifi-
ziert ihre eingeschriebenen Mit-
glieder zu Fachbetrieben ent-
sprechend den Forderungen des
Wasserhaushaltsgesetzes (§ 19 l
WHG), wenn die Voraussetzun-
gen zutreffen. Die Bedingungen
sind nicht schwer zu erfüllen:
Zum einen soll das Unterneh-
men über ausgebildetes Fach-
personal verfügen, um zumin-
dest nach den anerkannten Re-
geln der Technik Aufträge sach-

gerecht bearbeiten zu können.
Zum anderen erfordert dies die
Verfügbarkeit der notwendigen
zeitgemäßen Geräte und Werk-
zeuge. Ferner ist die fachspezifi-
sche Anleitung und Fortbildung
des gewerblichen Personals ein
Merkmal des qualifizierten Fach-
betriebes.  Darüber wacht im Un-
ternehmen der „betrieblich Ver-
antwortliche“, der die Geschäfts-
leitung berät und in der Einhal-
tung der einschlägigen Bestim-
mungen unterstützt. Ein verant-
wortungsbewusster und weit-
sichtiger betrieblich Verantwort-
licher (bV), der mindestens über
die Qualifikation eines Meisters
(oder gleichwertiger Ausbil-
dungs- und Erfahrungsstand)
verfügen muss, kann sich ferner
als eine besonders wertvolle Un-
terstützung der Unternehmens-
leitung erweisen, wenn – nach
entsprechender Ausbildung –
weitere Überwachungsfunktio-
nen in seiner Person gebündelt
werden. Dies könnte beispiels-
weise die Aufgabe der Überwa-
chung nachweispflichtiger Ab-
fälle sein und/oder die Wahr-
nehmung der Aufgaben des
Sicherheitsbeauftragten.  

Unstrittig ist, dass in Zeiten ab-
nehmender Auftragsvolumina
und sinkender Erträge bei gleich-
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Überwachungsgemeinschaft HKS

Die Fachbetriebsqualifikation
der ÜHKS-TGA nach § 19 l
Wasserhaushaltsgesetz   
– ein gelungener Beitrag der gebäudetechnischen Industrie zur
Erhaltung unserer Umwelt

Wulf Minning, Geschäftsführer ÜHKS-TGA e.V.



zeitig zunehmenden Forderun-
gen an die Umwelt- und Be-
triebssicherheit die Kreativität
der Unternehmensleitungen be-
sonders gefragt ist. Es gilt, den
Auflagen des Gesetzgebers in
vollem Umfange gerecht zu wer-
den und dabei den betrieblichen
Alltag von vermeidbaren Störun-
gen frei zuhalten. Dies lässt sich
u.a. dadurch erreichen, dass die
Fülle der rechtsverbindlichen
Vorgaben in ein schlüssiges – für
jeden Betriebsangehörigen ver-
ständliches und überschaubares
Überwachungs- und Prüfkon-
zept eingebettet wird. Hierzu
wird die ÜHKS-TGA im vor uns
liegenden Jahr den Mitgliedern
Vorschläge  unterbreiten.

Das unablässige Bestreben von
Vorstand und Geschäftsführung
der ÜHKS-TGA ist es, seinen Mit-
gliedern die Möglichkeit zu eröff-
nen, die Auflagen des Wasser-
haushaltsgesetzes offensiv anzu-
nehmen und die dafür notwendi-
gen Ausgaben in eine gewinn-
bringende Maßnahme umzu-
wandeln. Denn zunehmend wird
die Fachbetriebsqualifikation
gem. § 19 l WHG notwendige Vor-
aussetzung für einen Zuschlag
bei der Auftragsvergabe. Die
ständige Verfügbarkeit beson-
ders qualifizierter Sachverstän-
diger, die über die Fläche der
Bundesrepublik Deutschland
verteilt, stets ansprechbar sind,
haben sich in der Vergangenheit
als wirksame Unterstützung der
einzelnen Mitglieder und damit
als Wettbewerbsvorteil erwiesen.

Die Mitgliedschaft in der
ÜHKS-TGA e. V. bedeutet neben
der Erlangung der Qualifikation
als Fachbetrieb entsprechend 
§ 19 l WHG einen Zuwachs an Be-
ratung und Hilfestellung für die
Tagesarbeit, an Informationen
und Hinweisen für die fachbezo-
gene Fortbildung der Mitarbeiter
und schließlich die Vertretung
der Interessen der Mitglieder. In-
sofern erlangt das Mitglied einen
nicht zu unterschätzenden Vor-
sprung gegenüber denen, die
nicht in unserer Gemeinschaft
organisiert sind. �
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